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Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Rahmenbedingungen 
für Informations- und Kommunikationsdienste 
(Informations- und Kommunikationsdienste-Gesetz - IuKDG) 

A. Zielsetzung 

Der Gesetzentwurf trägt dem tiefgreifenden W andel der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie Rechnung. Ziel des Ge-
setzes ist es, im Rahmen der Bundeskompetenzen eine verläßliche 
Grundlage für die Gestaltung der sich dynamisch entwickelnden 
Angebote im Bereich der Informa tions- und Kommunikations-
dienste zu bieten und einen Ausgleich zwischen freiem Wettbe-
werb, berechtigten Nutzerinteressen und öffentlichen Ordnungs-
interessen herbeizuführen. 

Gesetzlicher Handlungsbedarf besteht in zwei Richtungen: Zum 
einen geht es um die Besei tigung von Hemmnissen für die freie 
Entfaltung der Marktkräfte im Bereich der neuen Informations-
und Kommunikationsdienste und die Gewährleistung einheitli-
cher wirtschaftlicher Rahmenbedingungen für das Angebot und 
die Nutzung dieser Dienste. Zum anderen geht es um die Einfüh-
rung notwendiger Regelungen im Datenschutz, in der Daten-
sicherheit, im Urheberrecht, im Jugendschutz und Verbraucher-
schutz sowie zu Verantwortlichkeiten, die auch Änderungen in 
bestehenden Bundesgesetzen notwendig machen. 

Der Gesetzentwurf berücksichtigt die Empfehlungen des Rates 
für Forschung, Technologie und Innovation (Technologierat), Vor-
schläge des „Petersberg Kreis" sowie Ergebnisse der Bund-Län-
der-Arbeitsgruppe „Multimedia" und setzt die im Bericht der 
Bundesregierung „Info 2000 - Deutschlands Weg in die Informa-
tionsgesellschaft" aufgezeigten Handlungsoptionen um. Der 
Technologierat hat akuten Handlungsbedarf für einheitliche und 
angemessene, auf das notwendige Maß beschränkte Rahmenbe-
dingungen für die neuen Informations- und Kommunikations-
dienste gesehen und entsprechende Regelungen empfohlen. 
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B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht folgende Regelungen vor: 

- Artikel 1: 
Rahmenbedingungen für das Angebot und die Nutzung von 
Telediensten durch Sicherstellung der Zugangsfreiheit sowie 
Schließung von Regelungslücken im Verbraucherschutz und 
Klarstellung von Verantwortlichkeiten der Diensteanbieter. 

- Artikel 2: 
Bereichsspezifische Regelungen zum Datenschutz bei Tele-
diensten im Hinblick auf die erweiterten Risiken der Erhebung, 
Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten. 

- Artikel 3: 
Schaffung einer bundeseinheitlichen Sicherungsinfrastruktur 
für digitale Signaturen. 

- Artikel 4 und 5: 
Klarstellungen des Schriftenbegriffs im Strafgesetzbuch und im 
Ordnungswidrigkeitengesetz im Hinblick auf die erweiterten 
Nutzungs- und Verbreitungsmöglichkeiten von rechtswidrigen 
Inhalten. 

- Artikel 6: 
Kernbereich der spezifischen Jugendschutzregelungen des 
IuKDG mit dem Ziel einer effektiven Gewährleistung des Ju-
gendschutzes und einer einheitlichen Anwendung des Schrif-
tenbegriffs; außerdem Einführung technischer Sperrvorrichtun-
gen im Zusammenhang mit der Verbreitung indizierter Ange-
bote sowie die Bestellung von Jugendschutzbeauftragten als An-
laufstation für Nutzer und als Berater für die Diensteanbieter. 

- Artikel 7: 
Umsetzung der Richtlinie des Europäischen Parlamentes und 
des Rates vom 11. März 1996 über den rechtlichen Schutz von 
Datenbanken (RL 96/9/EG) durch entsprechende Änderung 
des Urheberrechtes. 

- Artikel 8 und 9: 
Erstreckung des Verbraucherschutzes im Preisangabengesetz 
und in der Preisangabenverordnung auf die erweiterten Nut-
zungsmöglichkeiten durch die neuen Dienste. 

- Artikel 10 und 11: 
Gesetzestechnische Regelungen (Rückkehr zum einheitlichen 
Verordnungsrang und Inkrafttreten) . 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

Mit diesem Gesetz sind folgende Kosten für den Bundeshaushalt 
verbunden (Vollzugsaufwand): 

Kosten entstehen nur im Zusammenhang mit den Aufgaben der 
zuständigen Behörde nach § 3 Signaturgesetz (Regulierungsbe- 
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hörde nach § 66 Telekommunikationsgesetz). Der Personalauf-
wand in der Regulierungsbehörde, die für die Aufgaben nach 
dem Signaturgesetz vorgesehen ist, wird bis zu vier Planstellen 
für Beamte des gehobenen Dienstes oder für vergleichbare Ange-
stellte betragen. Der bei der Regulierungsbehörde für diese Auf-
gabe zu erwartende Sachaufwand wird DM 200 000 DM nicht 
übersteigen. 

Für öffentliche Leistungen nach dem Signaturgesetz ist eine auf-
wandsbezogene Kostenerhebung (Gebühren und Auslagen) 
durch die Regulierungsbehörde vorgesehen. 

Eine Kostenaufstellung für den Zeitraum der mehrjährigen Fi-
nanzplanung des Bundes ist derzeit nicht möglich, da noch keine 
Festlegungen in bezug auf die Mittel für die zum 1. Januar 1998 
zu errichtende Regulierungsbehörde getroffen worden sind. 

Weitere Kosten der Ausführung des Informations- und Kommuni-
kationsdienstegesetzes sind nicht zu erwarten. 

Länder und Gemeinden werden mit Kosten nicht belastet. 

E. Sonstige Kosten 

Die Wirtschaftsverbände und Unternehmen, auch der mittelstän-
dischen Wirtschaft, sind zu den mit der Umsetzung des Gesetzes 
(u. a. Datenschutz, Jugendschutz, digitale Signaturen) zu erwar-
tenden Kosten um Stellungnahme gebeten worden. Diese Kosten 
können im Einzelfall erheblich sein. Sie sind abhängig von der 
Organisationsform und dem Grad der jewei ligen Inanspruchnah-
me und können - auch von der betroffenen Wirtschaft - gegen-
wärtig nicht eindeutig beziffert werden. 

Die mit dem Gesetz verbundene Schaffung einheitlicher und ver-
läßlicher Rahmenbedingungen sowie die Beseitigung von Investi-
tionshemmnissen für die neuen Informations- und Kommunika-
tionsdienste läßt erwarten, daß hiervon Impulse für ein verstärktes 
Wachstum in diesem Wirtschaftsbereich ausgehen. Die Regelun-
gen führen daher bei einer Gesamtbetrachtung eher zu einer Ent-
lastung der Wirtschaft. Von der Förderung des Wettbewerbes ge-
hen tendenziell dämpfende Einflüsse auf Einzelpreise aus. Aus-
wirkungen auf das Preisniveau, insbesondere das Verbraucher-
preisniveau, sind jedoch nicht zu erwarten. 



Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (324) - 262 00 - Mu 5/97 
Bonn, den 9. April 1997 
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An die 
Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Rahmenbedingungen für Informa

-t

ions- und Kommunikationsdienste (Informations- und Kommunikations-
dienste-Gesetz - IuKDG) 

mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie. 

Der Bundesrat hat in seiner 709. Sitzung am 21. Februar 1997 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Rahmenbedingungen 
für Informations- und Kommunikationsdienste 
(Informations- und Kommunikationsdienste-Gesetz - IuKDG) *) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Inhaltsübersicht 

Artikel 1 

Gesetz über die Nutzung von Telediensten (Tele-
dienstegesetz - TDG) 

Artikel 2 

Gesetz über den Datenschutz bei Telediensten (Tele-
dienstdatenschutzgesetz - TDDSG) 

Artikel 3 

Gesetz zur digitalen Signatur (Signaturgesetz - 
SigG) 

Artikel 4 

Änderung des Strafgesetzbuches 

Artikel 5 

Änderung des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 

Artikel 6 

Änderung des Gesetzes über die Verbreitung ju-
gendgefährdender Schriften 

Artikel 7 

Änderung des Urheberrechtsgesetzes 

Artikel 8 

Änderung des Preisangabengesetzes 

Artikel 9 

Änderung der Preisangabenverordnung 

Artikel 10 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Artikel 11 

Inkrafttreten 

*) Artikel 7 dieses Gesetzes dient der Umsetzung der Richtlinie 
96/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. März 1996 über den rechtlichen Schutz von Datenban-
ken  (ABI.  EG Nr. L 77 S. 20). 

Artikel 1 

Gesetz über die Nutzung von Telediensten 
(Teledienstegesetz - TDG) 

§ 1 

Zweck des Gesetzes 

Zweck des Gesetzes ist es, einheitliche wirtschaft-
liche Rahmenbedingungen für die verschiedenen 
Nutzungsmöglichkeiten der elektronischen Informa-
tions- und Kommunikationsdienste zu schaffen. 

§2 
Geltungsbereich 

(1) Die nachfolgenden Vorschriften gelten für alle 
elektronischen Informa tions- und Kommunikations-
dienste, die für eine individuelle Nutzung von kom-
binierbaren Daten wie Zeichen, Bilder oder Töne 
bestimmt sind und denen eine Übermittlung mittels 
Telekommunikation zugrunde liegt (Teledienste). 

(2) Teledienste im Sinne von Absatz 1 sind insbe-
sondere: 

1. Angebote im Bereich der Individualkommunika-
tion (zum Beispiel Telebanking, Datenaustausch), 

2. Angebote zur Informa tion oder Kommunikation 
soweit nicht die redaktionelle Gestaltung zur Mei-
nungsbildung für die Allgemeinheit im Vorder-
grund steht (Datendienste, zum Beispiel Ver-
kehrs-, Wetter-, Umwelt- und Börsendaten, Ver-
breitung von Informationen über Waren und 
Dienstleistungsangebote), 

3. Angebote zur Nutzung des Internets oder weiterer 
Netze, 

4. Angebote zur Nutzung von Telespielen, 

5. Angebote von Waren und Dienstleistungen in 
elektronisch abrufbaren Datenbanken mit interak-
tivem Zugriff und unmittelbarer Bestellmöglich-
keit. 

(3) Absatz 1 gilt unabhängig davon, ob die Nut-
zung der Teledienste ganz oder teilweise unentgelt-
lich oder gegen Entgelt möglich ist. 

(4) Dieses Gesetz gilt nicht für 

1. Telekommunikationsdienstleistungen und das ge-
schäftsmäßige Erbringen von Telekommunika-
tionsdiensten nach § 3 des Telekommunikations-
gesetzes vom 25. Juli 1996 (BGBl. I S. 1120), 
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2. Rundfunk im Sinne des § 2 des Rundfunkstaats-
vertrages. 

(5) Presserechtliche Vorschriften bleiben unbe-
rührt. 

§3 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes sind: 

1. „Diensteanbieter" natürliche oder juristische Per-
sonen oder Personenvereinigungen, die eigene 
oder fremde Teledienste zur Nutzung bereithalten 
oder den Zugang zur Nutzung vermitteln, 

2. „Nutzer" natürliche oder juristische Personen oder 
Personenvereinigungen, die Teledienste nachfra-
gen. 

§4 

Zugangsfreiheit 

Teledienste sind im Rahmen der Gesetze zulas-
sungs- und anmeldefrei. 

§5 

Verantwortlichkeit 

(1) Diensteanbieter sind für eigene Inhalte, die sie 
zur Nutzung bereithalten, nach den allgemeinen Ge-
setzen verantwortlich. 

(2) Diensteanbieter sind für fremde Inhalte, die sie 
zur Nutzung bereithalten, nur dann verantwortlich, 
wenn sie von diesen Inhalten Kenntnis haben und es 
ihnen technisch möglich und zumutbar ist, deren 
Nutzung zu verhindern. 

(3) Diensteanbieter sind für fremde Inhalte, zu de-
nen sie lediglich den Zugang zur Nutzung vermit-
teln, nicht verantwortlich. Eine automatische und 
kurzzeitige Vorhaltung fremder Inhalte auf Grund 
Nutzerabfrage gilt als Zugangsvermittlung. 

(4) Verpflichtungen zur Sperrung der Nutzung 
rechtswidriger Inhalte nach den allgemeinen Geset-
zen bleiben unberührt , wenn der Diensteanbieter un-
ter Wahrung des Fernmeldegeheimnisses gemäß 
§ 85 des Telekommunikationsgesetzes von diesen In-
halten Kenntnis erlangt und eine Sperrung technisch 
möglich und zumutbar ist. 

§6 

Anbieterkennzeichnung 

Diensteanbieter haben für ihre geschäftsmäßigen 
Angebote anzugeben: 

1. Namen und Anschrift sowie 

2. bei Personenvereinigungen und -gruppen auch 
Namen und Anschrift des Vertretungsberechtig-
ten. 

Artikel 2 

Gesetz über den Datenschutz bei Telediensten 
(Teledienstedatenschutzgesetz - TDDSG) 

§1 
Geltungsbereich 

(1) Die nachfolgenden Vorschriften gelten für den 
Schutz personenbezogener Daten bei Telediensten 
im Sinne des Teledienstegesetzes. 

(2) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes be-
stimmt ist, sind die jeweils geltenden Vorschriften 
über den Schutz personenbezogener Daten anzu-
wenden, auch wenn die Daten nicht in Dateien verar-
beitet oder genutzt werden. 

§2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes sind: 

1. „Diensteanbieter" natürliche oder juristische Per-
sonen oder Personenvereinigungen, die Teledien-
ste zur Nutzung bereithalten oder den Zugang zur 
Nutzung vermitteln, 

2. „Nutzer" natürliche oder juristische Personen oder 
Personenvereinigungen, die Teledienste nachfra-
gen. 

§3 

Grundsätze für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten 

(1) Personenbezogene Daten dürfen vom Dien-
steanbieter zur Durchführung von Telediensten nur 
erhoben, verarbeitet und genutzt werden, soweit die-
ses Gesetz oder eine andere Rechtsvorschrift es er-
laubt oder der Nutzer eingewilligt hat. 

(2) Der Diensteanbieter darf für die Durchführung 
von Telediensten erhobene Daten für andere Zwecke 
nur verwenden, soweit dieses Gesetz oder eine an-
dere Rechtsvorschrift es erlaubt oder der Nutzer ein-
gewilligt hat. 

(3) Der Diensteanbieter darf die Erbringung von 
Telediensten nicht von einer Einwilligung des Nut-
zers in eine Verarbeitung oder Nutzung seiner Daten 
für andere Zwecke abhängig machen. 

(4) Die Gestaltung und Auswahl technischer Ein-
richtungen für Teledienste hat sich an dem Ziel, 
keine oder so wenige personenbezogene Daten wie 
möglich zu erheben, zu verarbeiten und zu nutzen, 
auszurichten. 

(5) Der Nutzer ist vor der Erhebung über Art , Um-
fang, Ort und Zwecke der Erhebung, Verarbeitung 
und Nutzung personenbezogener Daten zu unter-
richten. Bei automatisierten Verfahren, die eine spä-
tere Identifizierung des Nutzers ermöglichen und 
eine Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung perso-
nenbezogener Daten vorbereiten, ist der Nutzer vor 
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Beginn dieses Verfahrens zu unterrichten. Der Inhalt 
der Unterrichtung muß für den Nutzer jederzeit ab-
rufbar sein. Der Nutzer kann auf die Unterrichtung 
verzichten. Die Unterrichtung und der Verzicht sind 
zu protokollieren. Der Verzicht gilt nicht als Einwilli-
gung im Sinne der Absätze 1 und 2. 

(6) Der Nutzer ist vor Erklärung seiner Einwil-
ligung auf sein Recht auf jederzeitigen Widerruf 
mit Wirkung für die Zukunft hinzuweisen. Absatz 5 
Satz 3 gilt entsprechend. 

(7) Die Einwilligung kann auch elektronisch erklärt 
werden, wenn der Diensteanbieter sicherstellt, daß 

1. sie nur durch eine eindeutige und bewußte Hand-
lung des Nutzers erfolgen kann, 

2. sie nicht unerkennbar verändert werden kann, 

3. ihr Urheber erkannt werden kann, 

4. die Einwilligung protokolliert wird und 

5. der Inhalt der Einwilligung jederzeit vom Nutzer 
abgerufen werden kann. 

§4 

Datenschutzrechtliche Pflichten 
des Diensteanbieters 

(1) Der Diensteanbieter hat dem Nutzer die Inan-
spruchnahme von Telediensten und ihre Bezahlung 
anonym oder unter Pseudonym zu ermöglichen, so-
weit dies technisch möglich und zumutbar ist. Der 
Nutzer ist über diese Möglichkeiten zu informieren. 

(2) Der Diensteanbieter hat durch technische und 
organisatorische Vorkehrungen sicherzustellen, daß 

1. der Nutzer seine Verbindung mit dem Dienstean-
bieter jederzeit abbrechen kann, 

2. die anfallenden Daten über den Ablauf des Abrufs 
oder Zugriffs oder der sonstigen Nutzung unmit-
telbar nach deren Beendigung gelöscht werden, 
soweit nicht eine längere Speicherung für Abrech-
nungszwecke erforderlich ist, 

3. die Nutzer Teledienste gegen Kenntnisnahme 
Dritter geschützt in Anspruch nehmen können, 

4. die personenbezogenen Daten über die Inan-
spruchnahme verschiedener Teledienste durch ei-
nen Nutzer getrennt verarbeitet werden; eine Zu-
sammenführung dieser Daten ist unzulässig, so-
weit dies nicht für Abrechnungszwecke erforder-
lich ist. 

(3) Die Weitervermittlung zu einem anderen Dien-
steanbieter ist dem Nutzer anzuzeigen. 

(4) Nutzungsprofile sind nur bei Verwendung von 
Pseudonymen zulässig. Unter einem Pseudonym er-
faßte Nutzungsprofile dürfen nicht mit Daten über 
den Träger des Pseudonyms zusammengeführt wer-
den.  

§5 

Bestandsdaten 

(1) Der Diensteanbieter darf personenbezogene 
Daten eines Nutzers erheben, verarbeiten und nut-
zen, soweit sie für die Begründung, inhaltliche Aus-
gestaltung oder Änderung eines Vertragsverhältnis-
ses mit ihm über die Nutzung von Telediensten erfor-
derlich sind (Bestandsdaten). 

(2) Eine Verarbeitung und Nutzung der Bestands-
daten für Zwecke der Beratung, der Werbung, der 
Marktforschung oder zur bedarfsgerechten Gestal-
tung technischer Einrichtungen des Diensteanbieters 
ist nur zulässig, soweit der Nutzer in diese ausdrück-
lich eingewilligt hat. 

(3) Diensteanbieter haben Bestandsdaten auf Ersu-
chen an  die zuständigen Stellen zu übermitteln, so-
weit dies für die Verfolgung von Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten, zur Abwehr von Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung oder für die Er-
füllung der gesetzlichen Aufgaben der Verfassungs-
schutzbehörden des Bundes und der Länder, des 
Bundesnachrichtendienstes, des Militärischen Ab-
schirmdienstes sowie des Zollkriminalamtes erforder-
lich ist. 

§6 

Nutzungs- und Abrechnungsdaten 

(1) Der Diensteanbieter darf personenbezogene 
Daten über die Inanspruchnahme von Telediensten 
nur erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies er-
forderlich ist, 

1. um dem Nutzer die Inanspruchnahme von Tele-
diensten zu ermöglichen (Nutzungsdaten) oder 

2. um die Nutzung von Telediensten abzurechnen 
(Abrechnungsdaten). 

(2) Zu löschen hat der Diensteanbieter 

1. Nutzungsdaten frühestmöglich, spätestens unmit-
telbar nach Ende der jewei ligen Nutzung, soweit 
es sich nicht um Abrechnungsdaten handelt, 

2. Abrechnungsdaten, sobald sie für Zwecke der 
Abrechnung nicht mehr erforderlich sind; nutzer-
bezogene Abrechnungsdaten, die für die Er-
stellung von Einzelnachweisen über die Inan-
spruchnahme bestimmter Angebote auf Verlangen 
des Nutzers gemäß Absatz 4 gespeichert werden, 
sind spätestens 80 Tage nach Versendung des Ein-
zelnachweises zu löschen, es sei denn, die Entgelt-
forderung wird innerhalb dieser Frist bestritten 
oder trotz Zahlungsaufforderung nicht beglichen. 

(3) Die Übermittlung von Nutzungs- oder Ab-
rechnungsdaten an  andere Diensteanbieter oder 
Dritte ist unzulässig. Der Diensteanbieter, der den 
Zugang zur Nutzung von Telediensten vermittelt, 
darf anderen Diensteanbietern, deren Teledienste 
der Nutzer in Anspruch genommen hat, lediglich 
übermitteln 
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1. anonymisierte Nutzungsdaten zu Zwecken deren 
Marktforschung, 

2. Abrechnungsdaten, soweit diese zum Zwecke der 
Einziehung einer Forderung erforderlich sind. 

(4) Hat der Diensteanbieter mit einem Dritten ei-
nen Vertrag über die Abrechnung des Entgelts ge-
schlossen, so darf er diesem Dritten Abrechnungsda-
ten übermitteln, soweit es für diesen Zweck erf order-
lich ist. Der Dritte ist zur Wahrung des Fernmeldege-
heimnisses zu verpflichten. 

(5) Die Abrechnung über die Inanspruchnahme 
von Telediensten darf Anbieter, Zeitpunkt, Dauer, 
Art, Inhalt und Häufigkeit bestimmter von einem 
Nutzer in Anspruch genommener Teledienste nicht 
erkennen lassen, es sei denn der Nutzer verlangt ei-
nen Einzelnachweis. 

§ 7 
Auskunftsrecht des Nutzers 

Der Nutzer ist berechtigt, jederzeit die zu seiner 
Person oder zu seinem Pseudonym gespeicherten 
Daten unentgelt lich beim Diensteanbieter einzuse-
hen. Die Auskunft ist auf Verlangen des Nutzers 
auch elektronisch zu erteilen. Das Auskunftsrecht ist 
im Falle einer kurzfristigen Speicherung im Sinne 
von § 33 Abs. 2 Nr. 5 des Bundesdatenschutzgesetzes 
nicht nach § 34 Abs. 4 des Bundesdatenschutzgeset-
zes ausgeschlossen. 

§ 8 

Datenschutzkontrolle 

§ 38 des Bundesdatenschutzgesetzes findet mit der 
Maßgabe Anwendung, daß die Überprüfung auch 
vorgenommen werden darf, wenn Anhaltspunkte für 
eine Verletzung von Datenschutzvorschriften nicht 
vorliegen. 

Artikel 3 

Gesetz zur digitalen Signatur 
(Signaturgesetz - SigG) *) 

§ 1  
Zweck und Anwendungsbereich 

(1) Zweck des Gesetzes ist es, Rahmenbedingun-
gen für digitale Signaturen zu schaffen, unter denen 
diese als sicher gelten und Fälschungen digitaler Si-
gnaturen oder Verfälschungen von signierten Daten 
zuverlässig festgestellt werden können. 

*) Die Mitteilungspflichten der Richtlinie 83/189/EWG des 
Rates vom 28. März 1983 über ein Informationsverfahren auf 
dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften 
(ABl.  EG Nr. L 109 S. 8), zuletzt geändert durch die Richtlinie 
94/10/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. März 1994 (ABI. EG Nr. L 100 S. 30) sind beachtet wor-
den. 

(2) Die Anwendung anderer Verfahren für digitale 
Signaturen ist freigestellt, soweit nicht digitale Si-
gnaturen nach diesem Gesetz durch Rechtsvorschrift 
vorgeschrieben sind. 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

(1) Eine digitale Signatur im Sinne dieses Gesetzes 
ist ein mit einem privaten Signaturschlüssel erzeug-
tes Siegel zu digitalen Daten, das mit Hilfe eines zu-
gehörigen öffentlichen Schlüssels, der mit einem Si-
gnaturschlüssel-Zertifikat einer Zertifizierungsstelle 
oder der Behörde nach § 3 versehen ist, den Inhaber 
des Signaturschlüssels und die Unverfälschtheit der 
Daten erkennen läßt. 

(2) Eine Zertifizierungsstelle im Sinne dieses Ge-
setzes ist eine natürliche oder juristische Person, die 
die Zuordnung von öffentlichen Signaturschlüsseln 
zu natürlichen Personen bescheinigt und dafür eine 
Lizenz gemäß § 4 besitzt. 

(3) Ein Zertifikat im Sinne dieses Gesetzes ist eine 
mit einer digitalen Signatur versehene digitale Be-
scheinigung über die Zuordnung eines öffentlichen 
Signaturschlüssels zu einer natürlichen Person (Si-
gnaturschlüssel-Zertifikat) oder eine gesonderte digi-
tale Bescheinigung, die unter eindeutiger Bezugnah-
me auf ein Signaturschlüssel-Zertifikat weitere An-
gaben enthält (Attribut-Zertifikat). 

(4) Ein Zeitstempel im Sinne dieses Gesetzes ist 
eine mit einer digitalen Signatur versehene digitale 
Bescheinigung einer Zertifizierungsstelle, daß ihr be-
stimmte digitale Daten zu einem bestimmten Zeit-
punkt vorgelegen haben. 

§ 3 
Zuständige Behörde 

Die Erteilung von Lizenzen und die Ausstellung 
von Zertifikaten, die zum Signieren von Zertifikaten 
eingesetzt werden, sowie die Überwachung der Ein-
haltung dieses Gesetzes und der Rechtsverordnung 
nach § 16 obliegen der Behörde nach § 66 des Tele-
kommunikationsgesetzes. 

§ 4 

Lizenzerteilung für Zertifizierungsstellen 

(1) Der Betrieb einer Zertifizierungsstelle bedarf 
einer Lizenz der zuständigen Behörde. Diese ist auf 
Antrag zu erteilen. 

(2) Die Lizenz ist zu versagen, wenn Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, daß der Antragsteller nicht 
die für den Betrieb einer Zertifizierungsstelle erfor-
derliche Zuverlässigkeit besitzt, wenn der Antrag-
steller nicht nachweist, daß die für den Betrieb einer 
Zertifizierungsstelle erforderliche Fachkunde vor-
liegt, oder wenn zu erwarten ist, daß bei Aufnahme 
des Betriebes die übrigen Voraussetzungen für den 
Betrieb der Zertifizierungsstelle nach diesem Gesetz 
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und der Rechtsverordnung nach § 16 nicht vorliegen 
werden. 

(3) Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzt, wer 
die Gewähr dafür bietet, als Lizenzinhaber die für 
den Betrieb der Zertifizierungsstelle maßgeblichen 
Rechtsvorschriften einzuhalten. Die erforderliche 
Fachkunde liegt vor, wenn die im Bet rieb der Zertifi-
zierungsstelle tätigen Personen über die dafür erfor-
derlichen Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten 
verfügen. Die übrigen Voraussetzungen für den Be-
trieb der Zertifizierungsstelle liegen vor, wenn die 
Maßnahmen zur Erfüllung der Sicherheitsanforde-
rungen dieses Gesetzes und der Rechtsverordnung 
nach § 16 der zuständigen Behörde rechtzeitig in 
einem Sicherheitskonzept aufgezeigt und die Umset-
zung durch eine von der zuständigen Behörde aner-
kannten Stelle geprüft und bestätigt worden ist. 

(4) Die Lizenz kann mit Nebenbestimmungen ver-
sehen werden, soweit dies erforderlich ist um sicher-
zustellen, daß die Zertifizierungsstelle bei Aufnahme 
des Betriebes und im Betrieb die Voraussetzungen 
dieses Gesetzes und der Rechtsverordnung nach § 16 
erfüllt. 

(5) Die zuständige Behörde stellt für Signatur-
schlüssel, die zum Signieren von Zertifikaten einge-
setzt werden, die Zertifikate aus. Die Vorschriften für 
die Vergabe von Zertifikaten durch Zertifizierungs-
stellen gelten für die zuständige Behörde entspre-
chend. Diese hat die von ihr ausgestellten Zertifikate 
jederzeit für jedermann über öffentlich erreichbare 
Telekommunikationsverbindungen abrufbar zu hal-
ten. Dies gilt auch für Informationen über Anschrif-
ten und Rufnummern der Zertifizierungsstellen, die 
Sperrung von ihr ausgestellter Zertifikate, die Ein-
stellung und die Untersagung der Ausübung lizen-
zierter Tätigkeit sowie den Widerruf von Lizenzen. 

(6) Für öffentliche Leistungen nach diesem Gesetz 
und der Rechtsverordnung nach § 16 werden Kosten 
(Gebühren und Auslagen) erhoben. 

§ 5 

Vergabe von Zertifikaten 

(1) Die Zertifizierungsstelle hat Personen, die ein 
Zertifikat beantragen, zuverlässig zu identifizieren. 
Sie hat die Zuordnung eines öffentlichen Signatur-
schlüssels zu einer identifizierten Person durch ein 
Signaturschlüssel-Zertifikat zu bestätigen und dieses 
sowie Attribut-Zertifikate jederzeit für jedermann 
über öffentlich erreichbare Telekommunikationsver-
bindungen nachprüfbar und mit Zustimmung des 
Signaturschlüssel-Inhabers abrufbar zu halten. 

(2) Die Zertifizierungsstelle hat auf Verlangen ei-
nes Antragstellers Angaben über seine Vertretungs-
macht für eine dritte Person sowie zur berufsrecht-
lichen oder sonstigen Zulassung in das Signatur-
schlüssel-Zertifikat oder ein Attribut-Zertifikat aufzu-
nehmen, soweit ihr die Einwilligung des Dritten zur 
Aufnahme dieser Vertretungsmacht oder die Zulas-
sung zuverlässig nachgewiesen wird. 

(3) Die Zertifizierungsstelle hat auf Verlangen 
eines Antragstellers im Zertifikat anstelle seines 
Namens ein Pseudonym aufzuführen. 

(4) Die Zertifizierungsstelle hat Vorkehrungen zu 
treffen, damit Daten für Zertifikate nicht unbemerkt 
gefälscht oder verfälscht werden können. Sie hat 
weiter Vorkehrungen zu treffen, um die Geheimhal-
tung der privaten Signaturschlüssel zu gewährlei-
sten. Eine Speicherung p rivater Signaturschlüssel 
bei der Zertifizierungsstelle ist unzulässig. 

(5) Die Zertifizierungsstelle hat für die Ausübung 
der Zertifizierungstätigkeit zuverlässiges Personal 
einzusetzen. Für das Bereitstellen von Signatur-
schlüsseln sowie das Erstellen von Zertifikaten hat 
sie technische Komponenten gemäß § 14 einzuset-
zen. Dies gilt auch für technische Komponenten, die 
ein Nachprüfen von Zertifikaten nach Absatz 1 Satz 2 
ermöglichen. 

§ 6 

Unterrichtungspflicht 

Die Zertifizierungsstelle hat die Antragsteller nach 
§ 5 Abs. 1 über die Maßnahmen zu unterrichten, die 
erforderlich sind, um zu sicheren digitalen Signatu-
ren und deren zuverlässiger Prüfung beizutragen. 
Sie hat die Antragsteller darüber zu unterrichten, 
welche technischen Komponenten die Anforderun-
gen nach § 14 Abs. 1 und 2 erfüllen, sowie über die 
Zuordnung der mit einem p rivaten Signaturschlüssel 
erzeugten digitalen Signaturen. Sie hat die Antrag-
steller darauf hinzuweisen, daß Daten mit digitaler 
Signatur bei Bedarf neu zu signieren sind, bevor der 
Sicherheitswert der vorhandenen Signatur durch 
Zeitablauf geringer wird. 

§ 7 

Inhalt von Zertifikaten 

(1) Das Signaturschlüssel-Zertifikat muß minde-
stens folgende Angaben enthalten: 

1. Den Namen des Signaturschlüssel-Inhabers, der 
im Falle einer Verwechslungsmöglichkeit mit ei-
nem Zusatz zu versehen ist, oder ein dem Signa-
turschlüssel-Inhaber zugeordnetes unverwechsel-
bares Pseudonym, das als solches kennt lich sein 
muß, 

2. den zugeordneten öffentlichen Signaturschlüssel, 

3. die Bezeichnung der Algorithmen, mit denen der 
öffentliche Schlüssel des Signaturschlüssel-Inha-
bers sowie der öffentliche Schlüssel der Zertifizie-
rungsstelle benutzt werden kann, 

4. die laufende Nummer des Zertifikates, 

5. Beginn und Ende der Gültigkeit des Zertifikates, 

6. den Namen der Zertifizierungsstelle und 

7. Angaben, ob die Nutzung des Signaturschlüssels 
auf bestimmte Anwendungen nach A rt  und Um-
fang beschränkt ist. 
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(2) Angaben zur Vertretungsmacht für eine dritte 
Person sowie zur berufsrechtlichen oder sonstigen 
Zulassung können sowohl in das Signaturschlüssel

-

Zertifikat als auch in ein Attribut-Zertifikat aufge-
nommen werden. 

§8 
Sperrung von Zertifikaten 

(1) Die Zertifizierungsstelle hat ein Zertifikat zu 
sperren, wenn ein Signaturschlüssel-Inhaber oder 
sein Vertreter es verlangt, das Zertifikat auf Grund 
falscher Angaben zu § 7 erwirkt wurde, sie ihre Tä-
tigkeit beendet und diese nicht von einer anderen 
Zertifizierungsstelle fortgeführt wird oder die zustän-
dige Behörde gemäß § 13 Abs. 5 Satz 2 eine Sperrung 
anordnet. Die Sperrung muß den Zeitpunkt enthal-
ten, von dem an sie gilt. Eine rückwirkende Sperrung 
ist unzulässig. 

(2) Enthält ein Zertifikat Angaben einer dritten Per-
son, so kann auch diese eine Sperrung dieses Zertifi-
kates verlangen. 

(3) Die zuständige Behörde sperrt von ihr nach § 4 
Abs. 5 ausgestellte Zertifikate, wenn eine Zertifi-
zierungsstelle ihre Tätigkeit einstellt oder wenn die 
Lizenz widerrufen wird. 

§9 

Zeitstempel 

Die Zertifizierungsstelle hat digitale Daten auf 
Verlangen mit einem Zeitstempel zu versehen. § 5 
Abs. 5 Satz 1 und 2 gilt entsprechend. 

§ 10 

Dokumentation 

Die Zertifizierungsstelle hat die Sicherheitsmaß-
nahmen zur Einhaltung dieses Gesetzes und der 
Rechtsverordnung nach § 16 sowie die ausgestellten 
Zertifikate so zu dokumentieren, daß die Daten und 
ihre Unverfälschtheit jederzeit nachprüfbar sind. 

§ 11 

Einstellung der Tätigkeit 

(1) Die Zertifizierungsstelle hat, wenn sie ihre Tä-
tigkeit einstellt, dies zum frühestmöglichen Zeit-
punkt der zuständigen Behörde anzuzeigen und da-
für zu sorgen, daß die bei Einstellung der Tätigkeit 
gültigen Zertifikate durch eine andere Zertifizie-
rungsstelle übernommen werden, oder diese zu sper-
ren. 

(2) Sie hat die Dokumentation nach § 10 an  die Zer-
tifizierungsstelle, welche die Zertifikate übernimmt, 
oder andernfalls an die zuständige Behörde zu über-
geben. 

(3) Sie hat einen Antrag auf Eröffnung eines Kon-
kurs- oder Vergleichsverfahrens der zuständigen Be-
hörde unverzüglich anzuzeigen. 

§ 12 

Datenschutz 

(1) Die Zertifizierungsstelle darf personenbezogene 
Daten nur unmittelbar beim Be troffenen selbst und 
nur insoweit erheben, als dies für Zwecke eines Zer-
tifikates erforderlich ist. Eine Datenerhebung bei 
Dritten ist nur mit Einwilligung des Be troffenen 
zulässig. Für andere als die in Satz 1 genannten 
Zwecke dürfen die Daten nur verwendet werden, 
wenn dieses Gesetz oder eine andere Rechtsvor-
schrift es erlaubt oder der Betroffene eingewilligt hat. 

(2) Bei einem Signaturschlüssel-Inhaber mit Pseu-
donym hat die Zertifizierungsstelle die Daten über 
dessen Identität auf Ersuchen an die zuständigen 
Stellen zu übermitteln, soweit dies für die Verfolgung 
von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, zur Ab-
wehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung oder für die Erfüllung der gesetzlichen Auf-
gaben der Verfassungsschutzbehörden des Bundes 
und der Länder, des Bundesnachrichtendienstes, des 
Militärischen Abschirmdienstes oder des Zollkrimi-
nalamtes erforderlich ist. Die Auskünfte sind zu do-
kumentieren. 

(3) § 38 des Bundesdatenschutzgesetzes findet mit 
der Maßgabe Anwendung, daß die Überprüfung 
auch vorgenommen werden darf, wenn Anhalts-
punkte für eine Verletzung von Datenschutzvor-
schriften nicht vorliegen. 

§13 

Kontrolle und Durchsetzung von Verpflichtungen 

(1) Die zuständige Behörde kann gegenüber Zerti-
fizierungsstellen Maßnahmen zur Sicherstellung der 
Einhaltung dieses Gesetzes und der Rechtsverord-
nung treffen. Dazu kann sie insbesondere die Benut-
zung ungeeigneter technischer Komponenten unter-
sagen und die Ausübung der lizenzierten Tätigkeit 
vorübergehend ganz oder teilweise untersagen. Per-
sonen, die den Anschein erwecken, über eine Lizenz 
nach § 4 zu verfügen, ohne daß dies der Fall ist, kann 
die Tätigkeit der Zertifizierung untersagt werden. 

(2) Zum Zwecke der Überwachung nach Absatz 1 
Satz 1 haben Zertifizierungsstellen der zuständigen 
Behörde das Be treten der Geschäfts- und Betriebs-
räume während der üblichen Betriebszeiten zu ge-
statten, auf Verlangen die in Be tracht kommenden 
Bücher, Aufzeichnungen, Belege, Schriftstücke und 
sonstigen Unterlagen zur Einsicht vorzulegen, Aus-
kunft zu erteilen und die erforderliche Unterstützung 
zu gewähren. Der zur Erteilung einer Auskunft Ver-
pflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen ver-
weigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen 
der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßord-
nung bezeichneten Angehörigen der Gefahr der Ver-
folgung wegen einer Straftat oder eines Verfahrens 
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nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aus-
setzen würde. Der zur Auskunft Verpflichtete ist auf 
dieses Recht hinzuweisen. 

(3) Bei Nichterfüllung der Pflichten aus diesem Ge-
setz oder der Rechtsverordnung oder bei Entstehen 
eines Versagungsgrundes für eine Lizenzerteilung 
hat die zuständige Behörde die Lizenz zu widerrufen, 
wenn Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 2 keinen Er-
folg versprechen. 

(4) Im Falle der Rücknahme oder des Widerrufs ei-
ner Lizenz oder der Einstellung der Tätigkeit einer 
Zertifizierungsstelle hat die zuständige Behörde eine 
Übernahme der Tätigkeit durch eine andere Zertifi-
zierungsstelle oder die Abwicklung der Verträge mit 
den Signaturschlüssel-Inhabern sicherzustellen. Dies 
gilt auch bei Antrag auf Eröffnung eines Konkurs-
oder Vergleichsverfahrens, wenn die lizenzierte 
Tätigkeit nicht fortgesetzt wird. 

(5) Die Gültigkeit der von einer Zertifizierungsstel-
le ausgestellten Zertifikate bleibt vom Widerruf einer 
Lizenz unberührt. Die zuständige Behörde kann eine 
Sperrung von Zertifikaten anordnen, wenn Tatsa-
chen die Annahme rechtfertigen, daß Zertifikate ge-
fälscht oder nicht hinreichend fälschungssicher sind 
oder daß zur Anwendung der Signaturschlüssel ein-
gesetzte technische Komponenten Sicherheitsmän-
gel aufweisen, die eine unbemerkte Fälschung digi-
taler Signaturen oder eine unbemerkte Verfälschung 
signierter Daten zulassen. 

§ 14 

Technische Komponenten 

(1) Für die Erzeugung und Speicherung von Signa-
turschlüsseln sowie die Erzeugung und Prüfung digi-
taler Signaturen sind technische Komponenten mit 
Sicherheitsvorkehrungen erforderlich, die Fälschun-
gen digitaler Signaturen und Verfälschungen signier-
ter Daten zuverlässig erkennbar machen und gegen 
unberechtigte Nutzung p rivater Signaturschlüssel 
schützen. 

(2) Für die Darstellung zu signierender Daten sind 
technische Komponenten mit Sicherheitsvorkehrun-
gen erforderlich, die die Erzeugung einer digitalen 
Signatur vorher eindeutig anzeigen und feststellen 
lassen, auf welche Daten die digitale Signatur sich 
bezieht. Für die Überprüfung signierter Daten sind 
technische Komponenten mit Sicherheitsvorkehrun-
gen erforderlich, die feststellen lassen, ob die signier-
ten Daten unverändert sind, auf welche Daten die di-
gitale Signatur sich bezieht und welchem Signatur-
schlüssel-Inhaber die digitale Signatur zuzuordnen 
ist. 

(3) Bei technischen Komponenten, mit denen Si-
gnaturschlüssel-Zertifikate gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 
nachprüfbar oder abrufbar gehalten werden, sind 
Vorkehrungen erforderlich, um die Zertifikatver-
zeichnisse vor unbefugter Veränderung und unbe-
fugtem Abruf zu schützen. 

(4) Bei technischen Komponenten nach den Absät-
zen 1 bis 3 ist es erforderlich, daß sie nach dem Stand 
der Technik hinreichend geprüft sind und die Erfül- 

lung der Anforderungen durch eine von der zustän-
digen Behörde anerkannten Stelle bestätigt ist. 

(5) Bei technischen Komponenten, die nach den 
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
geltenden Regelungen oder Anforderungen recht-
mäßig hergestellt oder in den Verkehr gebracht wer-
den und die gleiche Sicherheit gewährleisten, ist da-
von auszugehen, daß die die sicherheitstechnische 
Beschaffenheit betreffenden Anforderungen nach 
den Absätzen 1 bis 3 erfüllt sind. In begründeten Ein-
zelfällen ist auf Verlangen der zuständigen Behörde 
nachzuweisen, daß die Anforderungen nach Satz 1 
erfüllt sind. Soweit zum Nachweis der die sicher-
heitstechnische Beschaffenheit betreffenden Anf or-
derungen im Sinne der Absätze 1 bis 3 die Vorlage 
einer Bestätigung einer von der zuständigen Behörde 
anerkannten Stelle vorgesehen ist, werden auch Be-
stätigungen von in anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union oder in anderen Vertragsstaaten 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum zugelassenen Stellen berücksichtigt, wenn die 
den Prüfberichten dieser Stellen zugrundeliegenden 
technischen Anforderungen, Prüfungen und Prüfver-
fahren denen der durch die zuständige Behörde an

-erkannten Stellen gleichwertig sind. 

§ 15 

Ausländische Zertifikate 

(1) Digitale Signaturen, die mit einem öffentlichen 
Signaturschlüssel überprüft werden können, für den 
ein ausländisches Zertifikat aus einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder aus einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum vorliegt, sind, soweit 
sie gleichwertige Sicherheit aufweisen, digitalen 
Signaturen nach diesem Gesetz gleichgestellt. 

(2) Absatz 1 gilt auch für andere Staaten, soweit 
überstaatliche oder zwischenstaatliche Vereinbarun-
gen über die Anerkennung der Zertifikate getroffen 
sind. 

§16 

Rechtsverordnung 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die zur Durchführung der §§ 3 
bis 15 erforderlichen Rechtsvorschriften zu erlassen 
über 

1. die näheren Einzelheiten des Verfahrens der Ertei-
lung, Übertragung und des Widerrufs einer Lizenz 
sowie des Verfahrens bei Einstellung lizenzierter 
Tätigkeit, 

2. die gebührenpflichtigen Tatbestände nach § 4 
Abs. 6 und die Höhe der Gebühr, 

3. die nähere Ausgestaltung der Pflichten der Zertifi-
zierungsstellen, 
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4. die Gültigkeitsdauer von Signaturschlüssel-Zertifi-
katen, 

5. die nähere Ausgestaltung der Kontrolle der Zertifi-
zierungsstellen, 

6. die näheren Anforderungen an die technischen 
Komponenten sowie die Prüfung technischer Kom-
ponenten und die Bestätigung, daß die Anforde-
rungen erfüllt sind, 

7. den Zeitraum sowie das Verfahren, nach dem eine 
neue digitale Signatur angebracht werden sollte. 

Artikel 4 

Änderung des Strafgesetzbuches 

Das Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekannt-
machung vom 10. März 1987 (BGBl. I S. 945, 1160), 
zuletzt geändert durch ... (BGBl....), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 11 Abs. 3 StGB wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Den Schriften stehen Ton- und Bildträger, 
Datenspeicher, Abbildungen und andere Darstel-
lungen in denjenigen Vorschriften gleich, die auf 
diesen Absatz verweisen." 

2. § 74 d wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird nach dem Wort  „Schriften" die 
Angabe „(§ 11 Abs. 3)" eingefügt. 

b) In Absatz 4 werden nach dem Wort  „wenn" die 
Wörter „die Schrift (§ 11 Abs. 3) oder" einge-
fügt. 

3. In § 86 Abs. 1 werden nach dem Wort  „ausführt" 
die Wörter „oder in Datenspeichern öffentlich zu-
gänglich macht" eingefügt. 

Artikel 5 

Änderung des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten 

Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 
(BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch ... (BGBl....), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 116 Abs. 1, 5 120 Abs. 1 Nr. 2 und 5 123 Abs. 2 
Satz 1 werden jeweils nach dem Wo rt  „Bildträ-
gern" ein Komma und das Wort  „Datenspeichern" 
eingefügt. 

2. 5 119 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 werden nach dem Wort  „Dar-
stellungen " die Wörter „oder durch das öffent-
liche Zugänglichmachen von Datenspeichern" 
eingefügt. 

b) In Absatz 3 werden nach dem Wo rt  „Bildträ-
ger" ein Komma und das Wort  „Datenspeicher" 
eingefügt. 

Artikel 6 

Änderung des Gesetzes über die Verbreitung 
jugendgefährdender Schriften 

Das Gesetz über die Verbreitung jugendgefähr-
dender Schriften in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 12. Juli 1985 (BGBl. I S. 1502), zuletzt ge-
ändert durch ... (BGBl....), wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Gesetz über die Verbreitung jugendgefährden-
der Schriften und Medieninhalte". 

2. 5 1 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Den Schriften stehen Ton- und Bildträger, 
Datenspeicher, Abbildungen und andere Darstel-
lungen gleich. " 

3. 5 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird am Ende der Nummer 3 der 
Punkt durch ein Komma ersetzt und folgende 
Nummer 4 angefügt: 

„4. durch Informations- und Kommunikations-
dienste verbreitet, bereitgehalten oder 
sonst zugänglich gemacht werden. " 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Absatz 1 Nr. 4 gilt nicht, wenn durch techni-
sche Vorkehrungen Vorsorge getroffen ist, daß 
das Angebot oder die Verbreitung im Inland 
auf volljährige Nutzer beschränkt werden 
kann. " 

4. 5 5 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Absatz 2 gilt nicht, 

1. wenn die Handlung im Geschäftsverkehr mit 
dem einschlägigen Handel erfolgt, oder 

2. wenn durch technische Vorkehrungen oder in 
sonstiger Weise eine Übermittlung an Kinder 
oder Jugendliche ausgeschlossen ist. " 

5. Nach § 7 wird folgender 5 7a eingefügt: 

„§ 7a 
Jugendschutzbeauftragte 

Wer gewerbsmäßig elektronische Informations-
und Kommunikationsdienste, denen eine Über-
mittlung mittels Telekommunikation zugrunde 
liegt, zur Nutzung bereithält, hat einen Jugend

-

schutzbeauftragten zu bestellen, wenn diese allge-
mein angeboten werden und jugendgefährdende 
Inhalte enthalten können. Er ist Ansprechpartner 
für Nutzer und berät den Diensteanbieter in Fra-
gen des Jugendschutzes. Er ist von dem Dien-
steanbieter bei der Angebotsplanung und der Ge-
staltung der Allgemeinen Nutzungsbedingungen 
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zu beteiligen. Er kann gegenüber dem Dienste-
anbieter eine Beschränkung von Angeboten vor-
schlagen. Die Verpflichtung des Diensteanbieters 
nach Satz 1 kann auch dadurch erfüllt werden, 
daß er eine Organisa tion der freiwilligen Selbst-
kontrolle zur Wahrnehmung der Aufgaben nach 
den Sätzen 2 bis 4 verpflichtet." 

6. Nach § 21 Abs. 1 Nr. 3 wird folgende Nummer 3 a 
eingefügt: 

„3 a. entgegen § 3 Abs. 1 Nr. 4 verbreitet, bereit-
hält oder sonst zugänglich macht,". 

Artikel 7 

Änderung des Urheberrechtsgesetzes 

Das Urheberrechtsgesetz vom 9. September 1965 
(BGBl. I S. 1273), zuletzt geändert durch ... (BGBl....), 
wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 69 g wird folgender Abschnitt eingefügt: 

„Neunter Abschnitt 
Besondere Bestimmungen für Datenbanken 

§ 69 h 
Begriff der Datenbank 

Datenbank im Sinne dieses Gesetzes ist eine 
Sammlung von Werken, Daten oder anderen un-
abhängigen Elementen, die systema tisch oder me-
thodisch angeordnet und einzeln mit elektroni-
schen Mitteln oder auf andere Weise zugänglich 
sind. 

§ 69 i 
Voraussetzung und Gegenstand 
des urheberrechtlichen Schutzes 

(1) Datenbanken, die auf Grund der Auswahl 
oder Anordnung des Stoffes eine eigene geistige 
Schöpfung ihres Urhebers darstellen, werden als 
Werke geschützt. 

(2) Dieser Schutz beschränkt sich auf die urhe-
berrechtsfähige Ausdrucksform der Datenbank 
und erstreckt sich nicht auf deren Inhalt. Am In-
halt bestehende Schutzrechte, einschließlich des 
Rechts des Herstellers einer Datenbank (§ 87 a), 
bleiben unberührt. 

§ 69 k 
Mindestbefugnisse des rechtmäßigen Benutzers 

Der zur Benutzung einer Datenbank oder eines 
Vervielfältigungsstücks einer Datenbank Berech-
tigte bedarf für Handlungen, die für den Zugang 
zum Inhalt der Datenbank und für deren normale 
Benutzung erforderlich sind, nicht der Einwilli-
gung des Urhebers. Ist er nur zur Benutzung eines 
Teils der Datenbank berechtigt, so gilt dies nur für 
den Zugang zu diesem Teil und für dessen Benut-
zung. Entgegenstehende vertragliche Bestimmun-
gen sind nichtig.  

§ 691 
Vervielfältigung zum p rivaten Gebrauch 

§ 53 Abs. 1 Satz 1 findet auf die Vervielfältigung 
der urheberrechtsfähigen Ausdrucksform einer 
elektronischen Datenbank keine Anwendung." 

2. Nach § 87 wird folgender Abschnitt eingefügt: 

„Sechster Abschnitt 
Schutz der Hersteller von Datenbanken 

§ 87 a 
Gegenstand des Schutzes 
und Verwertungsrechte 

(1) Geschützt wird der Hersteller einer Daten-
bank (§ 69 h), der für die Beschaffung, Überprü-
fung oder Darstellung ihres Inhalts eine in qualita-
tiver oder quantitativer Hinsicht wesentliche Inve-
stition vorgenommen hat. 

(2) Der Hersteller hat das ausschließliche Recht, 
die Gesamtheit oder einen in qualitativer oder 
quantitativer Hinsicht wesentlichen Teil des In-
halts der Datenbank zu entnehmen oder weiterzu-
verwenden. Einer Entnahme oder Weiterverwen-
dung eines wesentlichen Teils des Inhalts der Da-
tenbank steht gleich die wiederholte und systema-
tische Entnahme oder Weiterverwendung unwe-
sentlicher Teile des Inhalts der Datenbank, die ei-
ner normalen Auswertung der Datenbank zuwi-
derläuft oder durch die die berechtigten Interessen 
des Herstellers unzumutbar beeinträchtigt wer-
den. 

(3) Entnahme ist die ständige oder vorüberge-
hende Übertragung auf einen anderen Datenträ-
ger mit jedem Mittel und in jeder Form. Weiterver-
wendung ist jede Form öffentlicher Verfügbarma-
chung durch Verbreitung von Vervielfältigungs-
stücken, einschließlich der Vermietung, durch On-
line-Übermittlung oder durch andere Formen der 
Übermittlung. 

(4) Ist ein Vervielfältigungsstück einer Daten-
bank mit Zustimmung des Rechtsinhabers im Ge-
biet der Europäischen Union oder eines anderen 
Vertragsstaates des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum im Wege der Veräuße-
rung in Verkehr gebracht worden, so ist seine 
Weiterverbreitung mit Ausnahme der Vermietung 
zulässig. Im Falle des öffentlichen Verleihs (§ 27 
Abs. 2) ist dem Hersteller eine angemessene Ver-
gütung zu zahlen; § 27 Abs. 3 ist entsprechend an-
zuwenden. 

(5) Der Hersteller kann die nach Absatz 2 ge-
währten Rechte an  Dritte abtreten. 

(6) Urheberrechte und sonstige Rechte an der 
Datenbank oder ihrem Inhalt bleiben unberüh rt . 

§ 87 b 
Schranken des Schutzes des Herstellers 

(1) Ein wesentlicher Teil des Inhalts einer der 
Öffentlichkeit zugänglich gemachten Datenbank 
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kann durch den berechtigten Benutzer in folgen-
den Fällen ohne Zustimmung des Rechtsinhabers 
genutzt werden: 

1. Entnahme des Inhalts einer nichtelektronischen 
Datenbank zum privaten Gebrauch; 

2. Entnahme unter Angabe der Quelle zum eige-
nen wissenschaftlichen Gebrauch, wenn und 
soweit dies geboten ist; 

3. Entnahme und Weiterverwendung zu Zwecken 
der öffentlichen Sicherheit und zur Verwen-
dung in Verfahren vor einem Gericht, einem 
Schiedsgericht oder einer Behörde. 

(2) Ist nach der Art  einer Datenbank zu erwar-
ten, daß ihr nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 wesentliche 
Teile des Inhalts entnommen werden, gelten für 
den Anspruch des Datenbankherstellers auf Zah-
lung einer angemessenen Vergütung die §§ 54 
bis 54 h entsprechend. 

§87c 

Schutzdauer 

(1) Das Recht nach § 87 a erlischt fünfzehn Jahre 
nach der Herstellung der Datenbank. Wird die 
Datenbank innerhalb dieser Frist erstmals der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht, erlischt der 
Schutz fünfzehn Jahre nach diesem Zeitpunkt. Die 
Frist ist nach § 69 zu berechnen. 

(2) Jede in qualitativer oder quantitativer Hin-
sicht wesentliche Änderung des Inhalts der Daten-
bank, die als eine in qualitativer oder quantitativer 
Hinsicht wesentliche Neuinvestition in die Daten-
bank anzusehen ist, begründet für die Datenbank 
eine eigene Schutzdauer. Eine wesentliche Ände-
rung kann sich auch aus einer Reihe aufeinander-
folgender Änderungen ergeben. 

§ 87 d 
Rechte und Pflichten des rechtmäßigen Benutzers 

(1) Vertragliche Bestimmungen, die die Befugnis 
des berechtigten Benutzers einer der Öffentlich-
keit zugänglich gemachten Datenbank ausschlie-
ßen, in qualitativer oder quantitativer Hinsicht un-
wesentliche Teile des Inhalts der Datenbank ohne 
Zustimmung des Rechtsinhabers zu beliebigen 
Zwecken zu entnehmen und weiterzuverwenden, 
sind nichtig. 

(2) Der Berechtigte darf keine Handlungen vor-
nehmen, die der normalen Auswertung der Daten-
bank zuwiderlaufen oder durch die die berechtig-
ten Interessen des Herstellers unzumutbar beein-
trächtigt werden. " 

3. Dem § 96 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Der rechtswidrig entnommene Inhalt einer Da-
tenbank darf nicht weiterverwendet werden. " 

4. § 108 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 7 wird das Komma durch das Wort 
 „oder" ersetzt. 

b) Nach Nr. 7 wird folgende Nummer angefügt: 

„8. den Inhalt einer Datenbank entgegen § 87 a 
Abs. 2 entnimmt oder weiterverwendet,". 

5. In § 119 Abs. 3 werden das Wort  „und" nach dem 
Wort  „Lichtbilder" durch ein Komma ersetzt und 
nach dem Wort  „Tonträger" die Wörter „und die 
nach § 87 a geschützten Datenbanken" eingefügt. 

6. Nach § 127 wird folgender § 127 a eingefügt: 

„ § 127 a 

Schutz des Herstellers von Datenbanken 

(1) Den nach § 87 a gewährten Schutz genießen 
- Hersteller, die Staatsangehörige eines Mitglied-
staates der Europäischen Union oder eines Ver-
tragsstaates des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum sind oder die ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt im Gebiet der Mitglied- 
und Vertragsstaaten haben. § 120 Abs. 2 Nr. 1 ist 
anzuwenden. 

(2) Der Schutz steht auch nach den Rechtsvor-
schriften eines Mitglied- oder Vertragsstaates ge-
gründeten Unternehmen zu, die ihren satzungs-
mäßigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder Haupt-
niederlassung im Gebiet der Mitglied- und Ver-
tragsstaaten haben. Befindet sich lediglich der 
Satzungssitz in diesem Gebiet, muß die Tätigkeit 
des Unternehmens eine tatsächliche ständige Ver-
bindung zu der Wirtschaft eines der Mitglied- oder 
Vertragsstaaten aufweisen. 

(3) Andere Personen und Unternehmen genie-
ßen Schutz nach dem Inhalt der Staatsverträge. " 

7. Nach § 137 g wird folgender § 137 h eingefügt: 

„§ 137 h 
Übergangsregelung 

bei Umsetzung der Richtlinie 96/9/EG 

(1) Die Vorschriften des Neunten Abschnitts des 
Ersten Teils finden auch auf Datenbanken Anwen-
dung, die vor dem 1. Januar 1998 geschaffen wur-
den. 

(2) Die Vorschriften des Sechsten Abschnitts des 
Zweiten Teils sind auch auf Datenbanken anzu-
wenden, deren Herstellung zwischen dem 1. Ja-
nuar 1983 und dem 31. Dezember 1997 abge-
schlossen worden ist. Die Schutzfrist beginnt in 
diesen Fällen am 1. Januar 1998." 

Artikel 8 

Änderung des Preisangabengesetzes 

Dem § 1 des Preisangabengesetzes vom 3. Dezem-
ber 1984 (BGBl. I S. 1429) wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Bei Leistungen der Informations- und Kommunika-
tionsdienste können auch Bestimmungen über die 
Angabe des Preisstandes fortlaufender Leistungen 
getroffen werden. " 
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Artikel 9 

Änderung der Preisangabenverordnung 

Die Preisangabenverordnung vom 14. März 1985 
(BGBl. I S. 580), zuletzt geändert durch ... (BGBl....), 
wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 3 Abs. 1 werden die folgenden Sätze ange-
fügt: 

„Ort des Leistungsangebots ist auch die Bild-
schirmanzeige. Wird eine Leistung über Bild-
schirmanzeige erbracht und nach Einheiten be-
rechnet, ist eine gesonderte Anzeige über den 
Preis der fortlaufenden Nutzung unentgelt lich an-
zubieten. " 

2. § 8 Abs. 2 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. des § 3 Abs. 1 Satz 1, 2 oder 4 oder Abs. 2, je-
weils auch in Verbindung mit § 2 Abs. 5, über 
das Aufstellen, das Anbringen oder das Bereit

-

halten von Preisverzeichnissen oder über das 
Anbieten einer Anzeige des Preises,". 

Artikel 10 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf Artikel 8 beruhenden Teile der Preisanga-
benverordnung können auf Grund der Ermächtigung 
des § 1 des Preisangabengesetzes durch Rechtsver-
ordnung geändert werden. 

Artikel 11 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Artikels 7, 
der am 1. Januar 1998 in Kraft tritt, am ... in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Ausgangslage 

Der Gesetzentwurf trägt dem tiefgreifenden Wandel 
der Informations- und Kommunikationstechnologie 
Rechnung. Die technischen Innovationen sind aus 
dem Zusammenwachsen von Computer-, Telekom-
munikations- und audiovisueller Technik entstanden. 
Seit den 70er Jahren haben sich durch Digitalisie-
rung und Komprimierung von Daten die Formen 
der Speicherung und Übermittlung der Wissens- 

 

bzw. Informationsbestände nachhaltig verändert und 
den Wandel zur Informationsgesellschaft ausgelöst 
( „Multimedia") . 

Der Markt für informationswirtschaftliche Produkte 
und Dienstleistungen gehört bereits heute zu einem 
der weltweit größten Wirtschaftszweige. Es werden 
in den nächsten Jahren für einzelne Marktsegmente 
zum Teil erhebliche Wachstumsraten erwartet. Es 
wird ebenfalls erwartet, daß hierdurch ein lang an-
dauernder Wachstumsschub ausgelöst wird. Hier-
durch können in Deutschland zukunftssichere und 
qualifizierte Arbeitsplätze geschaffen werden. 

Wie die grundlegenden Innovationen der Neuzeit, 
z. B. der Übergang von der Handschriftenkultur zur 
Buchdruckkunst, bewirken auch die neuen Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien und die 
hierdurch möglichen Anwendungen eine Neubewer-
tung wirtschaftlicher Positionen. Nicht mehr die Pro-
duktion materieller Güter, sondern das Angebot von 
Informationen und Dienstleistungen bestimmt zu-
nehmend das Wirtschaftsleben. Dieser Bereich hat 
sich zu einem eigenständigen Wi rtschaftsgut entwik-
kelt, dem im nationalen und internationalen St and-
ortwettbewerb eine immer größere Bedeutung zu-
kommt. 

Ziel des Gesetzes 

Ziel des Gesetzes ist es, im Rahmen der Bundeskom-
petenzen eine verläßliche Grundlage für die Gestal-
tung der sich dynamisch entwickelnden Angebote 
im Bereich der Informa tions- und Kommunikations-
dienste zu bieten und einen Ausgleich zwischen frei-
em Wettbewerb, berechtigten Nutzerbedürfnissen 
und öffentlichen Ordnungsinteressen herbeizufüh-
ren. Den erweiterten Möglichkeiten der Individual-
kommunikation und den zusätzlichen Formen wirt-
schaftlicher Betätigung im Wege der elektronischen 
Informations- und Kommunikationsdienste soll Rech-
nung getragen werden. Dabei sollen ein funktionsfä-
higer Wettbewerb gewährleistet, Nutzerbedürfnisse 
beachtet und öffentliche Interessen gewahrt werden. 
Deutschland kann im internationalen Wettbewerb 
nur bestehen und die Wachstums- und Beschäfti-
gungschancen nur nutzen, wenn Hemmnisse auf 

dem Weg in die Informationsgesellschaft besei tigt 
werden. 

Mit dem Gesetz soll der Wandel zur Informationsge-
sellschaft aktiv gestaltet und die durch die neuen In-
formations- und Kommunikationstechnologien gege-
benen Chancen für Deutschland genutzt werden. 
Das Gesetz stützt sich dabei auf Feststellungen und 
Empfehlungen des Rates für Forschung, Technologie 
und Innovation (Technologierat), die Vorschläge des 
„Petersberg-Kreis" und die Ergebnisse der Bund-
Länder-Arbeitsgruppe „Multimedia". Für die Ent-
wicklung einer leistungsfähigen und zukunftsorien-
tierten Informationsgesellschaft in Deutschland hat 
der Technologierat festgestellt, daß potentielle Inve-
storen und Diensteanbieter einheitliche und ange-
messene, auf das notwendige Maß beschränkte Rah-
menbedingungen benötigen. Er hat daher auch 
einen akuten Handlungsbedarf für die Schaffung 
eines national einheitlichen, klaren und verläßli-
chen Ordnungsrahmens für Multimediadienste in 
Deutschland gesehen und empfohlen, Regelungen 
über den Datenschutz, Schutz des geistigen Eigen-
tums, Jugend- und Verbraucherschutz sowie Straf-
recht und Datensicherheitsvorschriften an die neue 
technologische Entwicklung anzupassen und zu prä-
zisieren. Die Bundesregierung hat diese Empfehlun-
gen im Bericht „Info 2000 - Deutschlands Weg in die 
Informationsgesellschaft" aufgegriffen und entspre-
chende gesetzgeberische Maßnahmen angekündigt. 
Mit der Vorlage des Gesetzes wird dieser Teil des Ak-
tionsplanes umgesetzt. 

Notwendigkeit eines neuen Gesetzes 

Gesetzlicher Handlungsbedarf besteht in zwei Rich-
tungen: Zum einen geht es um die Besei tigung von 
Hemmnissen für die freie Entfaltung der Marktkräfte 
im Bereich der neuen Informa tions- und Kommunika-
tionsdienste und die Gewährleistung einheitlicher 
wirtschaftlicher Rahmenbedingungen für das Ange-
bot und die Nutzung dieser Dienste. Zum anderen 
geht es um die Einführung notwendiger Regelungen 
im Datenschutz, in der Datensicherheit, im Urheber-
recht und im Jugendschutz, die teilweise auch Ände-
rungen in bestehenden Bundesgesetzen erforderlich 
machen. 

Zu den einzelnen Artikeln im Informations- und 
Kommunikationsdienste-Gesetz: 

In Artikel 1 werden einheitliche wirtschaftliche Rah-
menbedingungen für das Angebot und die Nutzung 
von Telediensten geregelt. Hierbei ist der freie Zu-
gang zu diesen Diensten grundlegende Bedingung 
und Ausprägung des deregulierenden Charakters 
dieses Gesetzes. Tragende Elemente sind außerdem 
die Schließung von Regelungslücken im Verbrau-
cherschutz sowie die Klarstellung von Verantwort-
lichkeiten der Diensteanbieter. 
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Artikel 2 betrifft den bereichsspezifischen Daten-
schutz. Er gilt für alle neuen Informa tions- und Kom-
munikationsdienste und trägt den erweiterten Risi-
ken der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung perso-
nenbezogener Daten Rechnung. 

In Artikel 3 wird eine Sicherungsinfrastruktur gere-
gelt und damit die rechtliche Grundlage für ein zu-
verlässiges Verfahren der digitalen Signaturen ge-
schaffen (Signaturgesetz). Hierdurch wird ein Beitrag 
zur Akzeptanz der neuen Informa tions- und Kommu-
nikationstechnologien im täglichen Rechts- und Ge-
schäftsverkehr geleistet. 

Artikel 4 und 5 enthalten Klarstellungen des Schrif-
tenbegriffs im Strafgesetzbuch und im Ordnungswid-
rigkeitengesetz im Hinblick auf die erweiterten Nut-
zungs- und Verbreitungsmöglichkeiten von rechts-
widrigen Inhalten. 

Artikel 6 betrifft den Kernbereich der spezifischen 
Jugendschutzregelungen des Informations- und 
Kommunikationsdienste-Gesetzes. Die Anwendung 
des Gesetzes über die Verbreitung jugendgefährden-
der Schriften ist durch die einengende Interpreta tion 
in der Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte auf 
Druckwerke und andere verkörperte Darstellungsfor-
men beschränkt worden. Diese Einschränkung wird 
mit dem Ziel einer umfassenden Gewährleistung des 
Jugendschutzes und einer einheitlichen Anwendung 
des Schriftenbegriffs in der Verwaltungs- und straf-
gerichtlichen Rechtsprechung besei tigt. 

Daneben ist die Verpflichtung zur Einführung techni-
scher Sperrvorrichtungen im Zusammenhang mit der 
Verbreitung indizierter Angebote sowie die Bestel-
lung von Jugendschutzbeauftragten als Ansprech-
partner für Nutzer und als Berater der Diensteanbie-
ter vorgesehen. Zusammen mit der Änderung des 
Schriftenbegriffs in den Artikeln 4 und 5 wird damit 
ein geschlossenes, effizientes Jugendschutzkonzept 
vorgelegt, das zugleich den verfassungsrechtlich ge-
botenen Ausgleich zwischen Meinungs- und Infor-
mationsfreiheit (Artikel 5 GG) und Jugendschutzauf-
trag gewährleistet. 

Artikel 7 setzt die Richtlinie des Europäischen Parla-
mentes und des Rates vom 11. März 1996 über den 
rechtlichen Schutz von Datenbanken durch Ände-
rung des Urheberrechtsgesetzes um. 

Artikel 8 und 9 erstrecken den Verbraucherschutz im 
Preisangabengesetz und in der Preisangabenverord-
nung auf die neuen Nutzungsmöglichkeiten durch 
die Informations- und Kommunikationsdienste. 

Die Anwendung bestimmter technischer Verfahren 
wird im Gesetz bewußt nicht vorgeschrieben; die ge-
setzlichen Regelungen beschränken sich auf Rah-
menvorgaben, damit die verschiedenen technischen 
Verfahren zur Anwendung kommen und damit im 
Wettbewerb untereinander auf den Prüfstand gestellt 
werden können. Einzelne Experimentierklauseln 
enthält das Gesetz daher nicht; es sieht vielmehr Ex-
perimentierbereiche in diesem Sinne vor. Dabei han-
delt es sich um die Regelungen der digitalen Signa-
turen in Artikel 3. 

Einordnung der neuen Informations-
und Kommunikationsdienste 

Das Gesetz regelt die erweiterten Formen der Indivi-
dualkommunikation, d. h., die neuen, vom Benutzer 
individuell im Wege der neuen Informa tions- und 
Kommunikationstechnologien nutzbaren Dienste so-
wie die durch diese Technologien möglichen neuen 
Formen des Rechtsverkehrs mittels digitaler Signatu-
ren. Die Nutzung der Informations- und Kommunika-
tionsdienste macht neue Wege wi rtschaftlicher Betä-
tigung und eine verbilligte Geschäftskommunikation 
(z. B. Ergänzung / Ersatz bisheriger Vertriebsformen / 
„electronic commerce") möglich. Prägend für die In-
formations- und Kommunikationsdienste sind insbe-
sondere die hierdurch möglichen Anwendungen im 
Sinne eines individuellen und frei kombinierbaren 
Umgangs mit digitalisierten Informationen verschie-
dener (interaktiv verwendbarer) Darstellungsformen 
(z. B. Text, Grafik, Sprache, Bild, Bildfolgen usw.). 
Von besonderer Wichtigkeit ist daneben der grenz-
überschreitende Charakter dieser Dienste. 

Aus dieser Wesensbeschreibung ergibt sich, daß 
Zielrichtung der Informations- und Kommunikations-
dienste nicht die auf öffentliche Meinungsbildung 
angelegte massenmediale Versorgung ist, sondern 
die durch den Nutzer bestimmbare Kommunikation. 
Aus diesem Grunde ist der Anwendungsbereich des 
Rundfunks nach dem Rundfunkstaatsvertrag der 
Länder ausdrücklich vorn Anwendungsbereich des 
Artikel 1 ausgenommen. 

Die Informations- und Kommunikationsdienste set-
zen die Übermittlung von Inhalten mittels Telekom-
munikation im Sinne des § 3 Nr. 16 Telekommunika-
tionsgesetz voraus. Das Informations- und Kommuni-
kationsdienste-Gesetz regelt die Nutzung der mittels 
Telekommunikation übermittelten Inhalte, nicht die 
Telekommunikation selbst. 

Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das 
Informations- und Kommunikationsdienste-Gesetz 
ergibt sich aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 Grundgesetz 
(Recht der Wirtschaft), insbesondere für die Zugangs-
freiheit, Verbraucherschutz, Datenschutz und Daten-
sicherheit sowie aus Artikel 73 Nr. 9 Grundgesetz für 
den gewerblichen Rechtsschutz und das Urheber-
recht, aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 Grundgesetz für das 
Strafrecht und aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 7 Grundge-
setz für den Jugendschutz. 

Die besondere Bedeutung der Informa tions- und 
Kommunikationstechnologien für den Wirtschafts-
standort Deutschland und ihre grenzüberschreiten-
den Wirkungen machen einheitliche Rahmenbedin-
gungen unabdingbar notwendig. Die Regelung 
durch Bundesgesetz ist deshalb zur Wahrung der 
Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen 
Interesse erforderlich (Artikel 72 Abs. 2 GG). 

Recht der Europäischen Union 

Das Informations- und Kommunikationsdienste-Ge

-

setz ist mit dem Recht der Europäischen Union ver- 
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einbar. Im Signaturgesetz ist vorgesehen, daß Signa-
turschlüssel-Zertifikate aus einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union digitalen Signaturen nach die-
sem Gesetz gleichgeste llt sind. Artikel 7 setzt die Da-
tenbankenrichtlinie der Europäischen Union um. 

Das Signaturgesetz ist nach der Richtlinie der Euro-
päischen Union über ein Informationsverfahren auf 
dem Gebiet der Normen und technischen Vorschrif-
ten bei der Europäischen Kommission zu notifizieren. 

Finanzielle Auswirkungen 

Mit diesem Gesetz sind folgende Kosten für den Bun-
deshaushalt verbunden (Vollzugsaufwand): 

Kosten entstehen nur im Zusammenhang mit den 
Aufgaben der zuständigen Behörde nach § 3 Signa-
turgesetz (Regulierungsbehörde nach § 66 Telekom-
munikationsgesetz). Der Personalaufw and in der Re-
gulierungsbehörde, die für die Aufgaben nach dem 
Signaturgesetz vorgesehen ist, wird bis zu vier Pl an

-stellen für Beamte des gehobenen Dienstes oder für 
vergleichbare Angestellte betragen. Der bei der Re-
gulierungsbehörde für diese Aufgabe zu erwartende 
Sachaufwand wird DM 200 000,- nicht übersteigen. 

Für öffentliche Leistungen nach dem Signaturgesetz 
ist eine aufwandsbezogene Kostenerhebung (Gebüh-
ren und Auslagen) durch die Regulierungsbehörde 
vorgesehen. Weitere Kosten der Ausführung des 
Informations- und Kommunikationsdienstegesetzes 
sind nicht zu erwarten. Länder und Gemeinden wer-
den mit Kosten nicht belastet. 

Die Wirtschaftsverbände und Unternehmen, auch 
der mittelständischen Wirtschaft, sind zu den mit der 
Umsetzung des Gesetzes (u. a. Datenschutz, Jugend-
schutz, digitale Signaturen) zu erwartenden Kosten 
um Stellungnahme gebeten worden. Diese Kosten 
können im Einzelfall erheblich sein. Sie sind abhän-
gig von der Organisationsform und dem Grad der je-
weiligen Inanspruchnahme und können - auch von 
der betroffenen Wi rtschaft - gegenwärtig nicht ein-
deutig beziffert werden. 

Weitere Auswirkungen 

Die mit dem Informations- und Kommunikations-
dienste-Gesetz verbundene Schaffung einheitlicher 
und verläßlicher Rahmenbedingungen sowie die Be-
seitigung von Investitionshemmnissen für die neuen 
Informations- und Kommunikationsdienste läßt er-
warten, daß hiervon Impulse für ein verstärktes 
Wachstum in diesem Wirtschaftsbereich ausgehen. 
Die Regelungen führen daher bei einer Gesamtbe-
trachtung eher zu einer Entlastung der Wirtschaft. 
Von der Förderung des Wettbewerbes gehen tenden-
ziell dämpfende Einflüsse auf Einzelpreise aus. Aus-
wirkungen auf das Preisniveau, insbesondere das 
Verbraucherpreisniveau, sind jedoch nicht zu erwar-
ten. Außerdem werden zum Schutz des Verbrauchers 
im Informations- und Kommunikationsdienste-Ge-
setz Regelungslücken im Hinblick auf die erwei-
terten Nutzungsmöglichkeiten von Angeboten der 
neuen Dienste geschlossen. 

Die Schaffung einheitlicher und verläßlicher wirt-
schaftlicher Rahmenbedingungen für das Angebot 
und die Nutzung der neuen Dienste wird deren brei-
te Nutzung fördern und damit auch einen Beitrag zur 
Entlastung von Verkehr und Umwelt leisten, in dem 
zunehmend bisherige Vertriebswege und weitere 
Transportmöglichkeiten ersetzt oder ergänzt werden. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Gesetz über die Nutzung 
von Telediensten) 

Zur Ausgangslage und zur Zielsetzung des Teledien-
stegesetzes vgl. unter A. Allgemeiner Teil „Ziel des 
Gesetzes" und nachfolgend die Begründung zu § 1 
des Teledienstegesetzes. Zur Gesetzgebungskompe-
tenz des Bundes vgl. unter A. Allgemeiner Teil „Ge-
setzgebungskompetenz des Bundes". 

Zu § 1 (Zweck des Gesetzes) 

Der freie Zugang für Diensteanbieter und Nutzer so-
wie die Offenheit des Marktes im Bereich der neuen 
Informations- und Kommunikationsdienste sind 
grundlegende Bedingungen, um die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands sicherzustellen. 
Die Regelungen dieses Gesetzes zielen deshalb dar-
auf ab, Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden und 
Investitionshemmnisse durch Überregulierung zu 
verhindern. 

Gleichzeitig soll das Gesetz einen Beitrag zur Akzep-
tanz der neuen Informa tions- und Kommunikations-
technik im täglichen Rechts- und Geschäftsverkehr 
leisten. 

Zu § 2 (Geltungsbereich) 

Zu Absatz 1 

In diesem Absatz wird der Begriff „Teledienste" ab-
strakt definiert. Zur inhaltlichen Beschreibung der 
Teledienste siehe Ausführungen unter A. Allgemei-
ner Teil, Einordnung der neuen Informa tions- und 
Kommunikationsdienste. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 zählt beispielhaft die unterschiedlichen 
Dienste auf, die als Teledienste im Sinne des Absat-
zes 1 anzusehen sind und orientiert sich an  den heute 
bekannten Diensten. Der Begriff „insbesondere" 
macht deutlich, daß das Gesetz auch für künftige 
Entwicklungen im Bereich der neuen Dienste offen 
ist. 

Zu Nummer 1 

Bei den hier beschriebenen Diensten steht die Nut-
zung von Inhalten der Individualkommunikation im 
Vordergrund. Beispielhaft ist Telebanking für den 
wirtschaftlich geprägten Bereich der Individualkom-
munikation aufgeführt. Unter den ebenfa lls genann-
ten Datenaustausch ist ein breites Spektrum von in-
dividuell nutz- und gestaltbaren Inhalten zu subsu-
mieren, die insbesondere Gegenstand des Ange-
bots der neuen Dienste wie Meinungsforen oder der 
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neuen Formen der Zusammenarbeit sind, wie bei-
spielsweise bei den Anwendungen Telearbeit, Tele-
medizin, Telelernen, Telematik und anderen erwei-
terten Formen der Individualkommunikation. 

Zu Nummer 2 

Die hier erfaßten Dienste können unterschiedliche 
Informationen zum Inhalt haben. Beispielhaft aufge-
führt sind für die individuelle Nutzung bestimmte 
Datendienste wie Verkehrs-, Wetter-, Umwelt- und 
Börsendaten; hierzu zählen aber auch Einzelwerbe-
angebote über Waren und Dienstleistungen sowie 
sonstige Angebote und Anzeigen (z. B. Homepages). 
Nicht erfaßt sind Datendienste, die mit dem Ziel der 
Meinungsbildung für die Allgemeinheit redaktionell 
aufbereitet sind, beispielsweise Textdienste im Rund-
funk und in der elektronischen Presse. 

Zu Nummer 3 

Es werden die von den Zugangsvermittlern - insbe-
sondere Online-Anbiete rn  - bereitgestellten Ange-
bote zur Nutzung der neuen Dienste erfaßt (z. B. Na-
vigationshilfen). Die Zuordnung der hierdurch ver-
mittelten Angebote richtet sich nach den Nummern 
1, 2, 4 und 5. 

Zu Nummer 4 

Bei den Telespielen handelt es sich um eine besonde-
re Form von Angeboten mit Bewegtbilddarstellungen 
(video-on-demand). Es wird erwartet, daß mit der 
fortschreitenden technischen Entwicklung diesem 
Bereich erhebliche wirtschaftliche Bedeutung zu-
kommt. 

Zu Nummer 5 

Mit dieser Regelung wird ein breites Spektrum wirt-
schaftlicher Betätigung mittels der neuen Dienste er-
faßt. Dies betrifft sowohl die elektronischen Bestell-, 
Buchungs- und Maklerdienste als auch interaktiv 
nutzbare Bestell- und Buchungskataloge, Beratungs-
dienste und ähnliche Formen wirtschaftlicher Betäti-
gung. Wesentliches Kennzeichen dieser Dienste ist, 
daß diese Angebote unmittelbar, d. h. ohne Medien-
bruch, in Anspruch genommen werden können. 

Zu Absatz 3 

In diesem Absatz wird klargestellt, daß es für die An-
wendung dieses Gesetzes nicht darauf ankommt, ob 
die Teledienste entgeltlich oder unentgelt lich genutzt 
werden. 

Zu Absatz 4 

Der Absatz enthält die notwendige Abgrenzung zum 
Telekommunikationsgesetz sowie zum Rundfunk 
nach dem Rundfunkstaatsvertrag der Länder. Die 
Übermittlung der Teledienste setzt die Telekommuni-
kation voraus, daher kommen sowohl das Teledien-
stegesetz als auch das Telekommunikationsgesetz 
funktionsbezogen zur Anwendung. Nummer 1 stellt 
klar, daß im Teledienstegesetz die inhaltlichen und 
nutzungsrelevanten Komponenten der bereitgestell-
ten Angebote geregelt werden. Der technische Vor

-

gang der Telekommunikation nach § 3 Nr. 16 Tele-
kommunikationsgesetz, die Telekommunikations-
dienstleistungen nach § 3 Nr. 18 Telekommunikati-
onsgesetz und das geschäftsmäßige Erbringen von 
Telekommunikationsdiensten nach § 3 Nr. 5 Tele-
kommunikationsgesetz bleiben unberührt . 

Zu Absatz 5 

Dieser Absatz hat klarstellende Funktion. Das Gesetz 
macht von der Rahmenkompetenz des Bundes für 
die Presse nach Artikel 75 Abs. 1 Nr. 2 Grundgesetz 
keinen Gebrauch. 

Zu § 3 (Begriffsbestimmungen) 

Die Vorschrift definie rt  die Begriffe „Diensteanbie-
ter" und „Nutzer" . 

Der Begriff des „Diensteanbieters" erfaßt drei we-
sentliche Handlungsformen. Diese drei Grundfunk-
tionen können jeweils getrennt vorkommen, aber 
auch in der Person des Anbieters zusammenfallen. 
Hier ist bezogen auf die Rechtsfolgen jeweils aufga-
benbezogen abzugrenzen (vgl. § 5). Die Vorschrift 
unterscheidet nicht nach der Art der Tätigkeit, die 
der Diensteanbieter ausübt; es ist daher unerheblich, 
ob er nur gelegentlich und privat oder geschäftsmä-
ßig, also mit gewisser Nachhaltigkeit, auftritt. 

Zu § 4 (Zugangsfreiheit) 

Die Vorschrift stellt die Geltung der allgemeinen 
Handlungs- und Gewerbefreiheit (Artikel 2, 12 GG) 
auch für den Bereich der Teledienste klar. Eine be-
sondere Anmeldung oder Zulassung ist deshalb nicht 
erforderlich. Die Einschränkung auf „besondere" 
macht deutlich, daß sonstige Anmelde- oder Zulas-
sungserfordernisse des allgemeinen Rechts, etwa ge-
werberechtlicher oder wirtschaftsrechtlicher Art, un-
berührt bleiben. Hinsichtlich wettbewerbsrechtlicher 
Fragen gilt das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen (GWB); ein zusätzlicher Wettbewerbsschutz 
durch das Teledienstegesetz ist nicht erforderlich. 
Anzeige oder Lizenzierungsvorschriften nach dem 
Telekommunikationsgesetz, soweit Anbieter von Te-
lediensten zugleich einer Lizenz nach § 8 Telekom-
munikationsgesetz bedürfen, bleiben gleichfa lls un-
berührt. 

Zu § 5 (Verantwortlichkeit) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 der Vorschrift stellt den aus der allgemeinen 
Rechtsordnung folgenden Grundsatz der Eigenver-
antwortlichkeit der Diensteanbieter für die von ihnen 
angebotenen, eigenen Inhalte klar. Der Begriff der 
Verantwortlichkeit bezieht sich auf das Einstehen

-

müssen für eigenes Verschulden. Wer eigene Inhalte 
vorsätzlich oder fahrlässig so bereitstellt, daß sie über 
Teledienste zur Kenntnis genommen werden kön-
nen, trägt die Verantwortung für diese Inhalte. Eige-
ne Inhalte sind auch von Dritten hergestellte Inhalte, 
die sich der Anbieter zu eigen macht. Die Hersteller 
und Anbieter rechtswidriger Angebote, z. B. im Inter-
net, sind danach für diese im Rahmen der geltenden 
Straf- und Zivilrechtsordnung stets verantwortlich. 
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Zu Absatz 2 

Stellt der Diensteanbieter fremde Inhalte in sein An-
gebot ein, bleibt auch hier in erster Linie der Urheber 
für diese Inhalte verantwortlich. Dennoch hat der 
Diensteanbieter selbst eine Mitverantwortung zu tra-
gen, wenn ihm der einzelne, konkrete Inhalt bekannt 
ist und wenn er technisch in der Lage ist, diesen ein-
zelnen Inhalt gegen weitere Nutzung zu sperren. Die 
Regelung dient der Klarstellung, daß dem Dienstean-
bieter, der rechtswidrige Inhalte Dritter in sein Dien-
steangebot, z. B. seinen eigenen News-Se rver oder in 
seinen eigenen Online-Dienst übernimmt, eine Ga-
rantenstellung für die Verhinderung der Übermitt-
lung an Dritte trifft. Diese Verpflichtung soll aller-
dings nur dann greifen, wenn der Diensteanbieter 
die fremden rechtswidrigen Inhalte bewußt zum Ab-
ruf bereit hält. Diese Eingrenzung auf vorsätzliches 
Handeln entspricht der derzeitigen Rechtslage im a ll

-gemeinen Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht: 
Die geltende Rechtsordnung setzt im Strafrecht und 
Ordnungswidrigkeitenrecht für alle Äußerungsde-
likte und sonstigen im Bereich der Teledienste durch 
bestimmte Inhalte begehbare Straftatbestände Vor-
satz, also unbedingte oder bedingte Kenntnis der ob-
jektiven Tatbestandsverwirklichung voraus. 

Auch im Hinblick auf die zivilrechtliche deliktische 
Haftung berücksichtigt die Einschränkung der Ver-
antwortlichkeit auf vorsätzliches Handeln die Tatsa-
che, daß der Diensteanbieter die fremden Inhalte 
nicht veranlaßt hat und es ihm aufgrund der tech-
nisch bedingten Vervielfachung von Inhalten und 
der Unüberschaubarkeit der in ihnen gebundenen 
Risiken von Rechtsgutverletzungen zunehmend un-
möglich ist, alle fremden Inhalte im eigenen Dienste-
bereich zur Kenntnis zu nehmen und auf ihre Recht-
mäßigkeit zu überprüfen. Dadurch, daß für die Ver-
antwortlichkeit im Sinne des Absatz 2 Kenntnis von 
den Inhalten verlangt wird, erhalten die Dienstean-
bieter die erforderliche Rechtssicherheit. Wie für 
eigene Inhalte haben sie allerdings dann für die Be-
reitstellung fremder Inhalte voll einzustehen, wenn 
sie diese als eigene anbieten, d. h. sich den jeweili-
gen Inhalt in ihrem Dienstangebot zu eigen machen. 

Die Einschränkung der Verantwortlichkeit für fremde 
Inhalte durch eine Zumutbarkeitsklausel stellt klar, 
daß hier nicht jeder denkbare Aufwand gemeint ist, 
sondern daß die Bedeutung des Einzelfalles und der 
Aufwand sowie die Auswirkung auf andere Teile des 
Dienstes im Verhältnis zueinander gesehen werden 
müssen. Die Zumutbarkeitsklausel nimmt in Be-
tracht, daß Teledienste, z. B. Newsgruppen-Angebote 
im Server des Anbieters, besonders schnelle und um-
fangreiche Bereitstellung von Inhalten ermöglichen, 
damit zugleich aber von Dritten dazu benutzt werden 
können, rechtswidrige Inhalte einzufügen, ohne daß 
der den technischen/organisatorischen Rahmen set-
zende Diensteanbieter davon Kenntnis hat. Je nach 
Art  des Teledienstes kann eine gezielte Sperrung 
oder Löschung nicht oder nur mit unverhältnismäßi-
gem Aufwand möglich sein. Die Einschränkung 
durch die Zumutbarkeitsklausel gewährleistet, daß 
der Diensteanbieter nicht gezwungen wird, unzu-
mutbaren Aufwand zu betreiben; dazu zählt z. B. die 
Sperrung der Nutzung für ganze Dienstebereiche 

oder die Einstellung des gesamten Teledienstes, ob-
wohl nur ein einziger oder vereinzelte rechtswidrige 
Inhalte von Dritten eingestellt worden sind. 

Liegen die Voraussetzungen der Verantwortlichkeit 
für rechtswidrige fremde Inhalte vor, bestimmen sich 
die Rechtsfolgen nach der geltenden Rechtsordnung ; 

 im Bereich des Strafrechts ist dies z. B. die Strafbar-
keit, im Bereich der deliktischen Haftung die Scha-
densersatzpflicht des Diensteanbieters. Bei Vorliegen 
der Voraussetzungen genügt der Verweis auf die pri-
märe Verantwortlichkeit des Urhebers der rechtswid-
rigen Inhalte nicht, um die Mitverantwortung des 
Diensteanbieters auszuschließen. 

Die automatische und zeitlich begrenzte Vorhaltung 
fremder Inhalte aufgrund Nutzerabfrage gilt auf-
grund der Fiktion des Abs. 3 Satz 2 - unter den do rt 

 genannten Voraussetzungen - als Anwendungsfall 
des Abs. 3 Satz 1. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 stellt klar, daß Diensteanbieter für fremde 
Inhalte dann nicht verantwortlich sind, wenn sie zu 
diesen fremden Inhalten lediglich den Weg öffnen. 
Es bleibt dabei, daß der Urheber und derjenige, der 
Inhalte in das Netz einstellt, für diese Inhalte einzu-
stehen hat. Die technischen Möglichkeiten und Ge-
gebenheiten der neuen Informations- und Kommuni-
kationsdienste führen weder zu einer Haftungsverla-
gerung noch zu einer Haftungsausweitung. Dem 
Diensteanbieter, der fremde Inhalte lediglich, ohne 
auf sie Einfluß nehmen zu können zum abrufenden 
Nutzer durchleitet, obliegt es nicht, für diese Inhalte 
einzutreten. Er soll nicht anders behandelt werden 
als ein Anbieter von Telekommunikationsdienstlei-
stungen. Denn der bloße Zugangsvermittler leistet 
ebenfalls keinen eigenen Tatbeitrag. 

Absatz 3 Satz 2 geht auf Eigenschaften der Zugangs-
vermittlung ein, die zur Kostenvermeidung und Effi-
zienzsteigerung üblich sind und in technischen Vor-
gaben wurzeln. Die Vorschrift stellt in diesem Zu-
sammenhang durch eine Fiktion klar, daß die auto-
matische Übernahme von fremden Inhalten in den 
eigenen Verfügungsbereich des Zugangsvermittlers 
(sog. Cache) aufgrund einer Nutzeranfrage zum Ver-
mittlungsvorgang gehört, wenn diese übernomme-
nen Inhalte nach begrenzter Zeit wieder gelöscht 
werden. Dies ist bei Zwischenspeicherungen auf sog. 
Proxy-Cache-Servern im Internet der Fa ll, die auto-
matisch durch Nutzerabruf erfolgen und vom Dien-
steanbieter nicht im Einzelfall gesteuert werden kön-
nen. Die Einschränkung der Fiktion auf eine kurzzei-
tige Zwischenspeicherung trägt dem Umstand Rech-
nung, daß Inhalte, die auf einem Cache-Speicher des 
Diensteanbieters gespeichert sind, mit zunehmender 
Verweildauer unter den Tatbestand des Abs. 2 fallen. 
Wegen der Verbindung zu den Fällen des Absatzes 2 
ist hier aber nur ein Zeitraum von wenigen Stunden, 
nicht von Tagen gemeint. 

Zu Absatz 4 

Während Absatz 1 bis 3 die strafrechtliche und de

-

liktische Verantwortlichkeit der Diensteanbieter für 
eigenes Verschulden zum Gegenstand haben, stellt 
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Absatz 4 klar, daß die objektiven, d. h. keine Schuld 
voraussetzenden Verpflichtungen der Diensteanbie-
ter zur Unterlassung von Rechtsgutverletzungen für 
alle Diensteangebote davon unberührt bleiben sol-
len. Dies gilt auch für die Diensteanbieter, die nur 
den Zugang zu fremden Inhalten vermitteln und da-
bei rechtswidrige Inhalte in ihrem Proxy-Cache-Ser-
ver zwischenspeichern. Regelmäßig setzen Unterlas-
sungspflichten im öffentlichen Recht, aber auch im 
Zivilrecht nur die Rechtswidrigkeit und eine andau-
ernde Rechtsverletzung bzw. Wiederholungsgefahr 
voraus, nicht aber ein Verschulden. Eine selbständi-
ge verschuldensunabhängige Verpflichtung, Störun-
gen der öffentlichen Ordnung und rechtswidrige Ver-
letzungen privater Rechte zu unterlassen, enthält Ab-
satz 4 nicht; die Vorschrift verweist insoweit auf die 
allgemeinen Vorschriften über die Verpflichtung des 
Störers zur Unterlassung bzw. Besei tigung der Stö-
rung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder 
der Verletzung p rivater Rechte. Die Unterlassungs-
pflichten, hier der Sperrung rechtswidriger Inhalte 
gegenüber den Nutzern, sollen nicht weiterreichen, 
als dem Diensteanbieter rechtlich und tatsächlich 
möglich ist. Die ausdrückliche Bezugnahme auf das 
Fernmeldegeheimnis nach § 85 Telekommunikati-
onsgesetz - das selbstverständlich auch in den Fä llen 
des Absatzes 1 bis 3 zu beachten ist - soll besonders 
hervorheben, daß Diensteanbieter, die lediglich den 
Zugang zur Nutzung vermitteln, mit dem Teledienst 
zugleich Telekommunikationsdienstleistungen er-
bringen und durch das Fernmeldegeheimnis gehin-
dert sind, individuell abgerufene oder sonst nicht öf-
fentlich übermittelte Inhalte von sich aus mitzulesen 
und Inhalt und Umstände der Telekommunikation 
von sich aus Dritten zu offenbaren. Die Pflicht zur 
Sperrung wird daher bei solchen nichtöffentlichen 
Inhalten durch die zuständigen Behörden oder Dritte 
angestoßen werden müssen, die den Anbieter auf die 
Zwischenspeicherung rechtswidriger Inhalte z. B. in 
seinem Internet-Server hinweisen. 

Die Bezugnahme auf die technische Möglichkeit und 
Zumutbarkeit der Sperrung stellt wie in Absatz 2 
klar, daß die verschuldensunabhängige Haftung des 
Diensteanbieters nicht weiter gehen kann als der ver-
tretbare Aufwand. 

Zu § 6 (Anbieterkennzeichnung) 

Die Vorschrift dient dem Verbraucherschutz. Sie soll 
für den Nutzer ein Mindestmaß an  Transparenz und 
Information über die natürliche oder juristische Per-
son oder Personengruppe, die ihm einen Teledienst 
anbietet, sicherstellen. Durch die räumliche Tren-
nung der möglichen Vertragspartner fehlt die unmit-
telbare Erfahrung über die Person des Anbieters; 
durch die Flüchtigkeit des Mediums fehlen - soweit 
keine Speicherung erfolgt - dauerhaft verkörperte 
Anhaltspunkte über dessen Identität. Die Pflicht zur 
Angabe von Identität und Anschrift dient damit auch 
als Anknüpfungspunkt für die Rechtsverfolgung im 
Streitfall. Die Vorschrift gilt nur für geschäftsmäßige 
Angebote, die aufgrund einer nachhaltigen Tätigkeit 
mit oder ohne Gewinnerzielungsabsicht abgegeben 
werden. Sie gilt dagegen nicht für p rivate Gelegen-
heitsgeschäfte. Gelegentliche An- und Verkäufe z. B. 

über virtuelle „Schwarze Bretter" unterfallen daher 
nur dem allgemeinen Recht, so daß etwa bei Ver-
tragsschluß die nach bürgerlichem Recht erforder-
lichen Angaben zu machen sind. 

Zu Artikel 2 (Gesetz über den Datenschutz 
bei Telediensten) 

Ausgangslage 

Bei Telediensten können personenbezogene Daten 
in vielfältiger Weise anfallen, beliebig kombiniert, 
verändert oder ausgewertet werden; Erhebung, Ver-
arbeitung und Nutzung personenbezogener Daten 
findet nicht nur in einer Datenverarbeitungsanlage, 
sondern im Netz mit vielen Beteiligten und ohne hin-
reichende Kontrollmöglichkeiten des Nutzers statt. 

Ziel des Gesetzes 

Ziel des Gesetzes ist es, eine verläßliche Grundlage 
für die Gewährleistung des Datenschutzes im Be-
reich der Teledienste zu bieten und einen Ausgleich 
zwischen dem Wunsch nach freiem Wettbewerb, be-
rechtigten Nutzerbedürfnissen und öffentlichen Ord-
nungsinteressen zu schaffen. 

Notwendigkeit eines neuen Gesetzes 

Die Bestimmungen des Teledienstedatenschutzge-
setzes knüpfen an das vorhandene Instrumentarium 
des Datenschutzrechts an. Ausgangspunkt für die 
Regelungen ist das verfassungsrechtlich verbürgte 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung. Das tra-
ditionelle Datenschutzkonzept wird ergänzt, soweit 
die Risiken der neuen Teledienste dies erforderlich 
machen. Dabei berücksichtigen die gesetzlichen Re-
gelungen die erweiterten Möglichkeiten moderner 
Informations- und Kommunikationstechnik. 

Die gesetzlichen Bestimmungen im einzelnen 

Zu § 1 (Geltungsbereich) 

Zu Absatz 1 

Das Teledienstedatenschutzgesetz gilt für alle Tele-
dienste im Sinne des Teledienstegesetzes (Artikel 1 
IuKDG). 

Der Begriff „Übermittlung" beinhaltet die Vermitt-
lung und Übertragung der Inhalte, die durch die Te-
ledienste ermöglicht werden. Die Übermittlung er-
folgt mittels Telekommunikation im Sinne von § 3 
Nr. 16 Telekommunikationsgesetz. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift stellt klar, daß die allgemeinen daten-
schutzrechtlichen Vorschriften für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten gelten, soweit das Tele-
dienstedatenschutzgesetz keine besondere Regelung 
trifft. Das Teledienstedatenschutzgesetz gilt auch für 
personenbezogene Daten, die nicht in Dateien im 
Sinne von § 3 Abs. 2 Bundesdatenschutzgesetz verar-
beitet oder genutzt werden. 
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Das Fernmeldegeheimnis (§ 85 Telekommunikations-
gesetz) wird nicht berührt. Inhalte der Telekommuni-
kation und ihre näheren Umstände, insbesondere die 
Tatsache, ob jemand an einem Telekommunikations-
vorgang beteiligt ist, unterliegen dem Fernmeldege-
heimnis. Zur weiteren Absicherung des Fernmelde-
geheimnisses trifft das Teledienstedatenschutzgesetz 
in § 4 Abs. 2 Nr. 3 eine Regelung zu technischen und 
organisatorischen Maßnahmen der Datensicherung. 

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 

Die Vorschrift definie rt  die Begriffe „Diensteanbie-
ter" und „Nutzer". 

Der Begriff des „Diensteanbieters" erfaßt die wesent-
lichen Handlungsformen. Diese Grundfunktionen 
können jeweils getrennt vorkommen, aber auch in 
der Person eines Anbieters zusammenfallen. Die 
Vorschrift unterscheidet entsprechend Artikel 1 § 2 
Abs. 2 Informations- und Kommunikationsdienste-
Gesetz nicht nach der Art  der Tätigkeit, die der Dien-
steanbieter ausübt; es ist daher unerheblich, ob er 
nur gelegentlich und privat oder geschäftsmäßig, 
also mit gewisser Nachhaltigkeit, auftritt. 

Der Begriff des „Nutzers" ist weit gefaßt, um die 
Schutzfunktionen des Gesetzes bereits im vorver-
traglichen Bereich greifen zu lassen. 

Zu § 3 (Grundsätze für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten) 

Zu Absatz 1 

§ 3 Abs. 1 enthält die Befugnisnorm für die Erhe-
bung, Verarbeitung und Nutzung personenbezoge-
ner Daten durch Diensteanbieter. Sie entspricht den 
in § 4 Abs. 1 Bundesdatenschutzgesetz festgelegten 
Voraussetzungen, bezieht aber auch die Erhebung in 
die Geltung des Gesetzesvorbehalts mit ein. Letzte-
res entspricht den Vorgaben der EG-Richtlinie zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten und zum freien Datenver-
kehr vom 23. November 1995, die bis 1998 in natio-
nales Recht umzusetzen ist. 

Zu Absatz 2 

Diese Bestimmung ist Ausdruck des Grundsatzes der 
Zweckbindung. Daten über den Nutzer dürfen 
grundsätzlich nur für die Erbringung von Informa ti

-ons- und Kommunikationsdiensten verwendet wer-
den. Eine Verwendung von Nutzerdaten für andere 
Zwecke ist nur zulässig, wenn ein Gesetz oder eine 
andere Rechtsvorschrift diese Verwendung erlauben 
oder der Nutzer eingewilligt hat. 

Zu Absatz 3 

Durch diese Vorschrift soll verhindert werden, daß 
die Nutzung von Telediensten von einer Einwilligung 
des Nutzers in eine Verarbeitung oder Nutzung sei-
ner Daten für andere Zwecke abhängig gemacht 
wird. 

Zu Absatz 4 

Diese Regelung verankert die Grundsätze des Sy-
stemdatenschutzes und der Datenvermeidung. Be-
reits durch die Gestaltung der Systemstrukturen, in 
denen personenbezogene Daten erhoben und verar-
beitet werden können, soll die Erhebung und Ver-
wendung personenbezogener Daten vermieden und 
die Selbstbestimmung der Nutzer sichergestellt wer-
den. Dies kann durch dateneinsparende Organisa-
tion der Übermittlung, der Abrechnung und Bezah-
lung sowie der Abschottung von Verarbeitungsberei-
chen unterstützt werden. 

Normadressat ist der einzelne Diensteanbieter. Er soll 
das Angebot seiner Teledienste an  dem Ziel ausrich-
ten, keine oder jedenfalls so wenige personenbezo-
gene Daten wie möglich zu erheben und zu verarbei-
ten. Dieser Grundsatz des Systemdatenschutzes fin-
det seine Ausprägung in § 4 Abs. 1 mit der Ermög-
lichung der Inanspruchnahme von Telediensten in 
anonymer oder pseudonymer Form. 

Zu Absatz 5 

Der Nutzer ist vor der Erhebung umfassend zu unter-
richten. Nur so kann der Nutzer sich einen umfassen-
den Überblick über die Erhebung, Verarbeitung und 
Nutzung . seiner personenbezogenen Daten verschaf-
fen. Zeitpunkt, Umfang und Form der Unterrichtung 
ergeben sich dabei aus den besonderen Risiken der 
Datenverarbeitung im Netz. Der Nutzer ist daher 
über Art, Umfang, Ort und Zweck der Verarbeitung 
seiner personenbezogenen Daten zu unterrichten; 
die Unterrichtung ist zu protokollieren und sie muß 
vom Diensteanbieter so abgelegt werden, daß der 
Nutzer sich jederzeit über den Inhalt der Unterrich-
tung informieren kann. Ein Verzicht auf die Unter-
richtung ist möglich, darf aber nicht als Einwilligung 
in eine Verarbeitung im Sinne der Absätze 1 und 2 
gedeutet werden. 

Es wird klargestellt, daß sich die Unterrichtungs-
pflicht auch auf automatisierte Verfahren bezieht, die 
eine Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung ermögli-
chen (z. B. durch Speichern einzelner Nutzungsdaten 
auf der Festplatte des vom Nutzer benutzten PC), bei 
denen der Personenbezug aber erst zu einem späte-
ren Zeitpunkt hergestellt werden kann. 

Zu Absatz 6 

Der Nutzer kann seine erteilte Einwilligung jeder-
zeit widerrufen. Darauf ist der Nutzer hinzuweisen. 
Die jederzeitige Abrufbarkeit muß entsprechend Ab-
satz 5 Satz 3 gewährleistet sein. 

Zu Absatz 7 

Eine Verarbeitung personenbezogener Daten ist 
auch mit Einwilligung des Nutzers (vgl. Absätze 1 
und 2) zulässig. Der Einwilligung des Betroffenen 
kommt im Rahmen der alltäglichen Nutzung von 
Telediensten eine erhebliche praktische Bedeutung 
zu. Für eine wirksame Einwilligung ist nach § 4 
Abs. 2 Bundesdatenschutzgesetz allerdings prinzi-
piell Schriftform erforderlich. Dieses Schutzerforder-
nis soll für den Bereich der Teledienste grundsätzlich 
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beibehalten werden; schriftlich erklärte Einwilligun-
gen sollen weiterhin möglich sein. Daneben soll aber 
auch die elektronische Einwilligung ermöglicht wer-
den. 

Wegen der besonderen Risiken, denen elektronische 
Erklärungen mangels Verkörperung (keine Schrift-
form) und mangels biometrischer Kennzeichen 
(keine eigenhändige Unterschrift) ausgesetzt sind, 
bedürfen sie besonderer Verfahren, die ihre Wirk-
samkeit sicherstellen. 

Zu Nummer 1 

Diese Voraussetzung soll den Schutz der Nutzer vor 
einer übereilten Einwilligung sicherstellen. Dieser 
Schutz ist in Anbetracht der besonderen technikspe-
zifischen Gefahren, nämlich der Anwendung eines 
flüchtigen Mediums (Bildschirm) und des Handelns 
durch einfachen Knopfdruck oder Mausklick, das 
nicht zwischen wichtigen und unwichtigen Handlun-
gen unterscheidet, von Bedeutung. In diesem Sinne 
autorisiert ist eine Einwilligung zum Beispiel durch 
eine bestätigende Wiederholung des Übermittlungs-
befehls, während gleichzei tig die Einwilligungser-
klärung mindestens auszugsweise auf dem Bild-
schirm dargestellt wird. Sie verpflichtet den Dien-
steanbieter zu entsprechenden Maßnahmen nur, so-
weit seine Einflußnahmemöglichkeit reicht. Für die 
vom Nutzer eingesetzte Technik ist er nicht verant-
wortlich. 

Zu Nummern 2 und 3 

Zum Nachweis von Authentizität und Urheberschaft 
der Einwilligung ist als geeignetes technisches Ver-
fahren die Verwendung von digitalen Signaturen 
denkbar, die die Voraussetzung von Artikel 3 des In-
formations- und KommunikationsdiensteGesetzes 
erfüllt. Die Vorschrift ist aber bewußt auch für die 
Anwendung anderer geeigneter technischer Verfah-
ren offen, soweit die Authentizität und Urheberschaft 
entsprechend sichergestellt sind. 

Zu Nummern 4 und 5 

Diese Anforderungen dienen der Transparenz der 
vom Nutzer erlaubten Datenverarbeitung seiner per-
sonenbezogenen Daten. Sie schafft Akzeptanz für 
die Anwendung elektronischer Einwilligungen und 
sichert zugleich das informationelle Selbstbestim-
mungsrecht des Nutzers, der nachprüfen kann, 
wann, wem und in welchem Umfang er eine Einwilli-
gung in die Verarbeitung seiner personenbezogenen 
Daten erteilt hat. 

Zu § 4 (Datenschutzrechtliche Pflichten 
des Diensteanbieters) 

Die Vorschrift konkretisiert im einzelnen die in § 3 
aufgestellten datenschutzrechtlichen Grundsätze. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 konkretisiert das Ziel der Datenvermeidung 
(vgl. § 3 Abs. 4): Diensteanbieter haben im Rahmen 
der technischen Möglichkeiten den Nutzern anony-
mes oder pseudonymes Handeln zu ermöglichen. 

Das Gebot der Datenvermeidung gilt für den gesam-
ten Nutzungsvorgang. Welche technischen Möglich-
keiten dabei in Betracht kommen, ist von einer gene-
rellen, objektiven Sichtweise abhängig. Der Dien-
steanbieter soll aber nicht zu jedem möglichen tech-
nischen Angebot verpflichtet sein. Die Zumutbarkeit 
des Angebots setzt deshalb eine Grenze, bei der z. B. 
Größe und Leistungsfähigkeit des Diensteanbieters 
berücksichtigt werden können. Bestimmte techni-
sche Verfahren werden im Hinblick auf die weitere 
technische Entwicklung nicht vorgeschrieben. Denk-
bar ist z. B. das Angebot an den Nutzer, Teledienste 
mit vorbezahlten Wertkarten oder Chipkarten in An-
spruch nehmen zu können. In jedem Fall  ist der 
Nutzer entsprechend zu unterrichten. 

Für das Erfordernis der Anonymität ist die faktische 
Anonymität im Sinne von § 3 Abs. 7, 2. Alternative 
Bundesdatenschutzgesetz ausreichend. 

Pseudonymes Handeln ermöglicht nicht anonymes, 
sondern quasi-anonymes Handeln. Ein Pseudonym 
kann ein Name oder eine Kurzbezeichnung sein, die 
aus sich heraus die Identität des Nutzers nicht preis-
geben, aber über eine Referenzliste beim Dienstean-
bieter mit der Identität des Nutzers zusammenge-
führt werden können. 

Zu Absatz 2 

Dieser Absatz konkretisiert die in § 3 festgelegten 
Grundsätze des Systemdatenschutzes und der Da-
tenvermeidung. Der Diensteanbieter ist verpflichtet, 
durch entsprechende technische und organisatori-
sche Maßnahmen die praktische Umsetzung dieser 
Grundsätze sicherzustellen. 

Zu Nummer 1 

Durch die Anforderung nach Nummer 1 wird der 
Diensteanbieter verpflichtet, die technischen und or-
ganisatorischen Maßnahmen zu treffen, damit der 
Nutzer jederzeit seine Kommunikationsbeziehung 
abbrechen kann. 

Zu Nummer 2 

Der Diensteanbieter ist verpflichtet, die technischen 
und organisatorischen Vorkehrungen zu treffen, da-
mit die personenbezogenen Daten über die Inan-
spruchnahme von Telediensten unmittelbar gelöscht 
werden. Die Anforderung nach Nummer 2 fl ankiert 

 das rechtliche Löschungsgebot nach § 6 hinsichtlich 
der Nutzungs- und Abrechnungsdaten. 

Zu Nummer 3 

Der Diensteanbieter hat durch technische und orga-
nisatorische Maßnahmen sicherzustellen, daß der 
Nutzer Teledienste in Anspruch nehmen kann, ohne 
daß Dritte davon Kenntnis nehmen können. Auf 
diese Weise wird das Fernmeldegeheimnis im Be-
reich der Teledienste zusätzlich abgesichert. 

Zu Nummer 4 

Nummer 4 statuiert ein technisch und organisatorisch 
zu gewährleistendes Trennungsgebot. Mit dieser Re- 
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gelung soll verhindert werden, daß der Diensteanbie-
ter personenbezogene Daten über die Inanspruch-
nahme von verschiedenen Telediensten zusammen-
führt und auf diese Weise personenbezogene Nutzer-
profile entstehen. Dem Interesse der Diensteanbieter 
an  einer Zusammenführung der Daten für Abrech-
nungszwecke wird Rechnung getragen. 

Zu Absatz 3 

Zweck des Absatzes 3 ist es, dem Nutzer Transparenz 
über die Weiterschaltung zu einem weiteren Dien-
steanbieter zu ermöglichen. Ohne eine derartige Vor-
schrift können weder das Auskunftsrecht des Nut-
zers noch eine datenschutzrechtliche Kontrolle wirk-
sam wahrgenommen werden. 

Zu Absatz 4 

Die Regelung ermöglicht einen Kompromiß zwischen 
dem Interesse des Nutzers an weitgehender Anony-
mität seines Konsumentenverhaltens und dem be-
rechtigten wirtschaftlichen Interesse des Dienstean-
bieters, die Inanspruchnahme der Teledienste auszu-
werten. Aus diesem Grund sind Nutzungsprofile der 
Nutzer pseudonym möglich. 

Satz 2 soll eine Umgehung des Satzes 1 verhindern. 

Zu § 5 (Bestandsdaten) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 konkretisiert die in § 3 Abs. 1 festgeschrie-
bene Befugnis zur Erhebung und Verwendung per-
sonenbezogener Daten unter dem Gesichtspunkt der 
Erforderlichkeit für sogenannte Bestandsdaten. Er re-
gelt, in welchem Umfang und für welche Zwecke der 
Diensteanbieter personenbezogene Daten für die Be-
reitstellung und Vermittlung von Telediensten erhe-
ben, verarbeiten und nutzen darf. Die Vorschrift ent-
hält keinen Katalog der Bestandsdaten; welche Da-
ten zu den Bestandsdaten zu rechnen sind, ergibt 
sich aus dem Zweck des jewei ligen Vertragsverhält-
nisses; als Bestandsdaten sind aber in jedem Falle 
nur solche anzusehen, die für die Begründung, in-
haltliche Ausgestaltung oder Änderung des Vertra-
ges über die Inanspruchnahme von Telediensten mit 
dem Diensteanbieter unerläßlich sind. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift ist Ausdruck des engen Zweckbin-
dungsgrundsatzes in § 3 Abs. 2. Absatz 2 läßt eine 
Verarbeitung und Nutzung der Bestandsdaten für 
andere Zwecke als den nach Absatz 1, insbesondere 
für Zwecke der Beratung, Werbung, Marktforschung 
oder zur bedarfsgerechten Gestaltung technischer 
Einrichtungen des Diensteanbieters nur mit aus-
drücklicher Einwilligung des Nutzers zu. Die Vor-
schrift entspricht der in § 89 Abs. 7 Telekommunika-
tionsgesetz vorgesehenen Einwilligung. 

Zu Absatz 3 

Dieser Absatz entspricht der in § 89 Abs. 6 Satz 1 
Telekommunikationsgesetz vorgesehenen Regel für 
die Übermittlung personenbezogener Daten zum 

Zwecke der Verfolgung von Straftaten und Ord-
nungswidrigkeiten, zur Abwehr von Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung oder für die Er-
füllung der gesetzlichen Aufgaben der Verfassungs-
schutzbehörden des Bundes und der Länder, des 
Bundesnachrichtendienstes, des Militärischen Ab-
schirmdienstes und des Zollkriminalamtes. Der An-
wendungsbereich ist auf Bestandsdaten im Sinne 
von Absatz 1 beschränkt. Die Vorschrift erlaubt dem 
Diensteanbieter eine zweckändernde Nutzung der 
Bestandsdaten; die Befugnisse der genannten Behör-
den werden davon nicht berührt. 

Zu § 6 (Nutzungs- und Abrechnungsdaten) 

Zu Absatz 1 

Nutzungsdaten sind personenbezogene Daten, die 
dem Nutzer die Nachfrage nach Telediensten ermög-
lichen; es handelt sich dabei um Daten, die während 
der Nutzung eines Teledienstes, z. B. Interaktionen 
des Nutzers mit dem Diensteanbieter, entstehen. 

Abrechnungsdaten sind Daten, die für die Abrech-
nung der Inanspruchnahme von Telediensten erfor-
derlich sind. 

Vom Teledienstedatenschutzgesetz nicht erfaßt wer-
den Verbindungsdaten im Sinne von § 5 Abs. 1 
der Verordnung über den Datenschutz für Un-
ternehmen, die Telekommunikationsleistungen er-
bringen (Telekommunikationsdienstunternehmen-
Datenschutzverordnung - TDSV), d. h. Daten, die 
zur Bereitstellung von Telekommunikationsdienst-
leistungen dienen. Nur bestimmte Verbindungsdaten 
dürfen nach diesen telekommunikationsrechtlichen 
Vorschriften erhoben und verarbeitet werden. Soweit 
bei der Inanspruchnahme von Telediensten Verbin-
dungsdaten im Sinne der Telekommunikations-
dienstunternehmen-Datenschutzverordnung anfal-
len, findet diese Anwendung. 

Zu Absatz 2 

Dieser Absatz schreibt Löschungspflichten für Nut-
zungs- und Abrechnungsdaten vor: 

Zu Nummer 1 

Nutzungsdaten sind nach Ende der jeweiligen Nut-
zung des Teledienstes zu löschen, soweit sie nicht zu 
Abrechnungszwecken erforderlich sind. 

Zu Nummer 2 

Personenbezogene Daten über Suchschritte, die im 
Hinblick auf das Nutzerverhalten und Konsumenten-
wünsche von Bedeutung sind, sind nach Beendigung 
der Nutzung des Teledienstes unmittelbar zu löschen. 
Abrechnungsdaten, die für die Erstellung von Einzel-
nachweisen erforderlich sind, müssen spätestens nach 
80 Tagen nach Versendung der Einzelabrechnung ge-
löscht werden; Ausnahmen von dieser Löschungsfrist 
bestehen nur, wenn der Nutzer die Entgeltforderung 
innerhalb dieser Frist bestritten hat oder wenn der 
Nutzer seine Abrechnung nicht beglichen hat. Die 
vorgesehenen Speicherfristen sind abschließend im 
Teledienstedatenschutzgesetz geregelt. 
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Zu Absatz 3 

Das Gesetz geht davon aus, daß Nutzungs- und 
Abrechnungsdaten aufgrund ihrer hohen Sensiti-
vität beim jeweiligen Diensteanbieter verbleiben. 
Absatz 3 schließt daher eine Übermittlung von perso-
nenbezogenen Nutzungs- oder Abrechnungsdaten 
an andere Diensteanbieter oder Dritte grundsätzlich 
aus. Ausnahmen gelten nur für den Diensteanbieter, 
der den Zugang zur Nutzung von Telediensten ver-
mittelt; dieser darf anderen Diensteanbietern oder 
Dritten Nutzungsdaten zu Zwecken der Marktfor-
schung dieser Diensteanbieter in anonymisierter 
Form übermitteln, und er darf Abrechnungsdaten, 
soweit diese für die Einziehung einer Forde rung die-
ses Diensteanbieters erforderlich sind, übermitteln. 

Zu Absatz 4 

Dem Interesse der Diensteanbieter an einer Abrech-
nung durch dritte Unternehmen soll dieser Absatz 
Rechnung tragen. Hat der Diensteanbieter mit einem 
Dritten einen Vertrag über die Abrechnung geschlos-
sen, so darf er diesem Dritten Abrechnungsdaten 
zum Zwecke der Abrechnung übermitteln. Eine 
Übermittlung zu einer anderen Zweckbestimmung 
oder eine weitergehende Nutzung durch den Dritten 
sind unzulässig. Der Diensteanbieter hat den Dritten 
auf die Einhaltung des Fernmeldegeheimnisses (§ 85 
Telekommunikationsgesetz) zu verpflichten. 

Zu Absatz 5 

Mit dieser Vorschrift soll verhindert werden, daß auf-
grund der aufgeschlüsselten Abrechnung Nutzerpro-
file entstehen und von Dritten (z. B. Mitbenutzer, Be-
triebsangehörige) eingesehen werden können. Nur 
wenn der Nutzer einen Einzelentgeltnachweis ver-
langt, darf die Abrechnung über die Inanspruchnah-
me von Telediensten aufgeschlüsselt werden. 

Zu § 7 (Auskunftsrecht des Nutzers) 

§ 

 

7 stellt sicher, daß der Nutzer, über das nach dem 
Bundesdatenschutzgesetz geltende Auskunftsrecht 
hinaus die  über ihn oder sein Pseudonym gespeicher-
ten Daten unentgeltlich elektronisch einsehen kann. 
Dies gilt in Abweichung von den hier ergänzend an-
wendbaren Vorschriften des Bundesdatenschutzge-
setzes, auch soweit es sich um Dateien handelt, die 
nur kurzfristig im Sinne von §§ 34 Abs. 4, 33 Abs. 2 
Nr. 5 Bundesdatenschutzgesetz vorgehalten werden. 
Die Gewährleistung dieses Einsichtsrechts erübrigt 
sich, wenn die Inanspruchnahme von Angeboten 
anonym - beispielsweise mit Hilfe von vorbezahlten 
Wertkarten - ermöglicht wird. 

Zu § 8 (Datenschutzkontrolle) 

Für die Überwachung der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten im nicht-öffentlichen Bereich ist nach 
§ 38 Bundesdatenschutzgesetz die Aufsichtsbehörde 
zuständig. Von dieser Regelung im Bundesdaten-
schutzgesetz soll nicht abgewichen werden. Die Auf-
sichtsbehörde soll jedoch auch ohne Anlaß tätig wer-
den. 

Zu Artikel 3 (Gesetz zur digitalen Signatur) 

Allgemeines 

I. Die Funktionsweise der digitalen Signatur 

Eine digitale Signatur ist eine Art  von Siegel zu digi-
talen Daten. Es wird unter Einsatz mathematischer 
Verfahren mit Hilfe eines p rivaten kryptographischen 
Schlüssels erzeugt. Mit Hilfe eines dazugehörigen öf-
fentlichen Schlüssels kann die Signatur jederzeit 
überprüft und damit der Signaturschlüssel-Inhaber 
und die Unverfälschtheit der Daten festgestellt wer-
den. 

Die jeweils einmaligen Schlüsselpaare (p rivater und 
öffentlicher Schlüssel) werden durch anerkannte 
Stellen natürlichen Personen fest zugeordnet. Die 
Zuordnung wird durch ein Signaturschlüssel-Zertifi-
kat beglaubigt. Es handelt sich dabei um ein signier-
tes „digitales Dokument", das den jewei ligen öffent-
lichen  Schlüssel sowie den Namen der Person, der er 
zugeordnet ist, oder ein Pseudonym enthält. Das Zer-
tifikat erhält der Signaturschlüssel-Inhaber, so daß er 
es signierten Daten für deren Überprüfung beifügen 
kann. Darüber hinaus ist es über öffentlich erreichba-
re Telekommunikationsverbindungen jederzeit für 
jedermann nachprüfbar. 

Der praktische Ablauf bei Erzeugung einer digitalen 
Signatur ist dem Ablauf an Bankautomaten ver-
gleichbar. Der p rivate Schlüssel sowie die Signier-
technik ist in der Regel auf einer Chipkarte gespei-
chert, die erst in Verbindung mit einer Personeniden-
tifikationsnummer (PIN) eingesetzt werden kann. 
Die Karte wird z. B. über einen PC mit Chipkartenle-
ser zur Anwendung gebracht. Nachdem der Nutzer 
das zu signierende Dokument ausgewählt und den 
Steuerungsbefehl „Signieren" erteilt hat, wird die 
Signatur erzeugt. Die Signaturerzeugung erfolgt 
ohne feststellbaren Zeitverzug. 

Der breite Einsatz von digitalen Signaturverfahren 
erfordert eine zuverlässige und effektive Sicherheits-
infrastruktur für die Zuordnung der Signaturschlüs-
sel durch Zertifikate (Zertifizierungsstellen) sowie si-
chere technische Komponenten. Weiter müssen die 
Signaturschlüssel-Inhaber darüber unterrichtet sein, 
welche Maßnahmen sie in ihrem eigenen Interesse 
für sichere digitale Signaturen zu treffen haben. 

Da die genannte Sicherheitsinfrastruktur bisher fehlt, 
sind digitale Signaturverfahren zur Zeit nur inner-
halb geschlossener Benutzergruppen im Einsatz. Der 
Sicherheitswert der auf dem Markt verfügbaren tech-
nischen Komponenten ist unterschiedlich und ohne 
eingehende Prüfung der Komponenten nicht hinrei-
chend zu beurteilen. 

II. Bedeutung der digitalen Signatur 
im weltweiten Verbund moderner 
Informations- und Kommunikationstechnik 

Die Entwicklung der Informations- und Kommunika-
tionstechnik eröffnet neue Möglichkeiten des Infor-
mationsaustausches und der wirtschaftlichen Betäti-
gung. Warenbestellungen, Zahlungsanweisungen an 
Banken, Anträge oder Einsprüche bei Behörden, die 
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Übermittlung sensitiver Daten im medizinischen Be-
reich und viele andere rechtlich relevante Vorgänge, 
die in der Vergangenheit über Papier abgewickelt 
wurden, erfolgen bereits zu einem großen Teil auf 
elektronischem Wege. Dies gilt auch für die Doku-
mentation von Daten, z. B. im Hinblick auf die Pro-
dukthaftung oder im Medizinbereich. Neu hinzu 
kommen multimediale Anwendungen. 

Elektronisch übertragene oder gespeicherte Daten 
können jedoch verändert werden, ohne daß dies 
Spuren hinterläßt und nachgewiesen werden kann. 

Da sich die Dokumentenerstellung, Kommunikation 
und Archivierung auf der Basis digitaler Daten eta

-

bliert hat und expandie rt , ergibt sich der dringende 
Bedarf nach einer digitalen Lösung, die den Anforde-
rungen einer offenen Kommunikation (in, der sich die 
Teilnehmer nicht kennen müssen) gerecht wird, bei 
der zuverlässig auf den Urheber geschlossen werden 
kann und die Daten vor unbemerkter Veränderung 
geschützt sind. Diese Forderungen erfüllt die gesetz-
liche digitale Signatur. 

Schließlich wird durch digitale Signaturen allgemein 
eine höhere Datensicherheit erreicht (Schutz von 
Software und Nutzdaten vor unbemerkter Verände-
rung). 

III. Ziel des Gesetzes 

Es soll ein administrativer Rahmen vorgegeben wer-
den, bei dessen Einhaltung digitale Signaturen mög-
lichst eindeutig einer bestimmten Person zuzuordnen 
sind und die Signaturen als sicher vor Fälschung so

-

wie signierte Daten als sicher vor Verfälschung gel-
ten können. Er umfaßt eine bundesweite Infrastruk-
tur für die Zuordnung der Signaturschlüssel zu natür-
lichen Personen, den Einsatz geeigneter technischer 
Komponenten und die Unterrichtung der Signatur-
schlüssel-Inhaber über die von ihnen in ihrem eige-
nen Interesse zu treffenden Maßnahmen. Der Aufbau 
und Betrieb der Infrastruktur soll privatwirtschaftlich 
im freien Wettbewerb, jedoch unter behördlicher 
Kontrolle erfolgen. 

Die gesetzliche Regelung soll eine hohe Gesamtsi-
cherheit, von der Erzeugung der Signaturschlüssel 
über deren Zuordnung durch zuverlässige Zertifizie-
rungsstellen bis zur Darstellung der zu signierenden 
Daten, gewährleisten. Die Nutzung anderer Verfah-
ren bleibt, soweit nicht in anderen Rechtsvorschriften 
ausdrücklich eine digitale Signatur nach dem Signa-
turgesetz verlangt wird, unberüh rt . 

Die Beweisfunktion signierter digitaler Daten soll 
über die faktische Sicherheit gesetzlicher digitaler Si-
gnaturen erreicht werden, da davon ausgegangen 
werden kann, daß die Gerichte diese im Rahmen der 
freien Beweiswürdigung honorieren werden. In ei-
nem weiteren (gesonderten) Schritt wird geprüft, ob 
Änderungen im Beweisrecht geboten sind. 

Soweit durch Rechtsvorschrift die Schriftform vorge-
geben ist, wird geprüft, ob und in welchen Fällen es 
zweckmäßig erscheint, neben der Schriftform auch 
die „digitale Form" mit digitaler Signatur zuzulassen. 

IV. Notwendigkeit gesetzlicher Regelungen 

Nur durch eine gesetzliche Regelung kann ein Rah-
men geschaffen werden, der zu allgemein anerkann-
ten digitalen Signaturen führt, wie sie benötigt wer-
den (vgl. zu II). 

Nur die nachweisliche Sicherheit gesetzlicher digita-
ler Signaturen wird es bei verschiedenen Rechtsvor-
schriften erlauben, neben der papiergebundenen 
Schriftform auch die digitale Form zuzulassen. 

Außerdem beugen die gesetzlichen Regelungen 
einem Wildwuchs unterschiedlicher Verfahren mit 
einer Vielzahl gutachterlicher Untersuchungen in 
Gerichtsprozessen und einer damit verbundenen 
Belastung der Gerichte vor. 

V. Wichtige Einzelaspekte 

Hohe Fälschungssicherheit 

Unter den gesetzlichen Voraussetzungen weisen di-
gitale Signaturen eine hohe Sicherheit auf (vgl. auch 
Begründung zu § 14). 

Während die Sicherheit der Signierverfahren in ho-
hem Maße gewährleistet werden kann, können je-
doch insbesondere unter folgenden Aspekten Restri-
siken verbleiben: 

- Infolge eines . gefälschten Ausweises oder einer 
sonstigen fehlerhaften Identifikation kann ein Si-
gnaturschlüssel-Zertifikat auf einen falschen Na-
men ausgestellt und dieses für Betrugszwecke ge-
nutzt werden. 

- Ungetreue Mitarbeiter einer Zertifizierungsstelle 
können gefälschte Zertifikate (auf existente oder 
fiktive Personen) ausstellen, und diese können für 
Betrugszwecke genutzt werden. 

- Wenn Signaturschlüssel-Inhaber die in ihrem ei-
genen Interesse erforderlichen Maßnahmen nicht 
treffen, können Signaturschlüssel z. B. für Betrugs-
zwecke mißbraucht werden. 

- Infolge technischer Manipulationen oder techni-
scher Fehler können ungewollt Daten signiert oder 
andere Daten signiert werden, als angezeigt wer-
den. 

Das erste Restrisiko läßt sich im Hinblick auf das zu 
erwartende Massengeschäft nicht ausschließen. 
Durch verfahrenstechnische Maßnahmen (z. B. Ab

-

gleich von Ausweismerkmalen) kann es jedoch hin-
reichend minimiert werden. Das zweite Restrisiko 
wird durch die für Zertifizierungsstellen vorgeschrie-
benen Sicherheitsmaßnahmen weitgehend mini

-

miert. In beiden Fällen ist eine Fälschung über die 
vorgeschriebene Dokumentation bei der Zertifizie-
rungsstelle jederzeit nachweisbar. Das dritte Restrisi-
ko dürfte durch die Unterrichtung der Signatur-
schlüssel-Inhaber über die ihrerseits erforderlichen 
Maßnahmen hinreichend minimiert sein. Dies gilt 
auch für das vierte Restrisiko, wenn geeignete tech-
nische Komponenten eingesetzt werden. 
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Die Vorteile einer breiten Nutzung der digitalen Si-
gnatur überwiegen die verbleibenden Risiken bei 
weitem. 

Die eigenhändige Unterschrift und die digitale 
Signatur im Vergleich 

Der relativ hohe Sicherheitswert der eigenhändigen 
Unterschrift in der Vergangenheit ist infolge der 
technischen Entwicklung nur noch bedingt gegeben. 
Unterschriften und handgeschriebene Texte können, 
ebenso wie gedruckte Texte oder Bilder, über Scan-
ner erfaßt und elektronisch gespeichert werden. Da-
nach kann damit z. B. ein (relativ leicht verfügbarer) 
kleiner Roboter gesteuert werden, der mit einem 
Füllfederhalter die Unterschrift originalgetreu nach-
macht. Eine solche Fälschung ist gegebenenfalls 
auch kriminaltechnisch kaum mehr nachzuweisen. 

Im Gegensatz dazu ist eine unbemerkte Fälschung 
einer digitalen Signatur oder eine unbemerkte Ver-
fälschung signierter Daten praktisch ausgeschlossen. 
Möglich ist eine unbefugte Nutzung des Signatur-
schlüssels, wenn der Signaturschlüssel-Inhaber die-
sen und die zu dessen Nutzung erforderlichen Identi-
fikationsdaten nicht ausreichend schützt, sowie - bei 
hoher technischer Raffinesse - ein „Unterschieben" 
von falschen Daten zur Signatur. In einem solchen 
Falle ist wie bei einer gefälschten Unterschrift ein 
kriminaltechnischer Beweis kaum zu führen. 

Im Streit-/Verdachtsfall müssen deshalb in beiden 
Fällen die Gesamtumstände des Einzelfalls beurteilt 
werden. 

Durch die künftig mögliche Nutzung biometrischer 
Merkmale zur Identifikation des Signaturschlüssel

-

Inhabers gegenüber dem Signaturschlüssel (zusätz-
lich zu Besitz und Wissen) und die Verwendung ge-
eigneter technischer Komponenten zur Aufbereitung 
zu signierender Daten können die verbleibenden Ri-
siken bei digitalen Signaturen weitgehend minimiert 
werden. 

Der Faktor Zeit 

Die der gesetzlichen digitalen Signatur zugrundelie-
genden mathematischen Verfahren können, da sie 
entsprechend geprüft und ausgewählt sind, für einen 
langen Zeitraum als sicher angesehen werden. Infol-
ge schnellerer Rechner und neuer wissenschaftlicher 
Erkenntnisse können diese jedoch an Sicherheits-
wert verlieren. 

Bei signierten Daten, die längerfristig benötigt wer-
den, ist deshalb in regelmäßigem Zeitabstand eine 
neue Signatur (mit technischen Komponenten, die 
dem jeweiligen Stand der Technik entsprechen) er-
forderlich. Regelungen dazu enthält die ergänzende 
Rechtsverordnung. Vorhandene Signaturen können 
von der neuen Signatur eingeschlossen und damit 
„konserviert" werden. Wer die neue Signatur an-
bringt, ist unerheblich. Sie kann z. B. durch einen 
Archivar erfolgen. 

Außerdem muß bei der Archivierung digitaler Daten 
- unabhängig von der Signatur - sichergestellt wer-
den, daß sie „lesbar" bleiben (z. B. durch erneute Da-
tenaufbereitung in bestimmten Zeitabständen, um 

ein „Verblassen" der Daten zu verhindern, und durch 
Bereithalten geeigneter Hard- und Software). 

Aktuelle Verläßlichkeit digitaler Signaturen 

Eine digitale Signatur kann als verläßlich gelten, 
wenn für den öffentlichen Signaturschlüssel, mit dem 
sie von jedermann überprüft werden kann, zum Zeit-
punkt ihrer Erzeugung ein gültiges Zertifikat einer 
lizenzierten Zertifizierungsstelle bestand und wenn 
sie zum Zeitpunkt der Prüfung eine bestimmte Zeit-
dauer nicht überschritten hat oder andernfalls durch 
eine neue Signatur rechtzeitig „konserviert" wurde. 
Soweit das Datum, zu dem die Daten bzw. die digi-
tale Signatur erzeugt wurden, beweiserheblich ist, 
bringt ein „Zeitstempel" (Bescheinigung einer Zerti-
fizierungsstelle in digitaler Form mit digitaler Signa-
tur) die erforderliche Sicherheit. 

Sollte sich im Einzelfall ein begründeter Verdacht er-
geben, daß Zertifikate gefälscht oder nicht fäl-
schungssicher oder für digitale Signaturen einge-
setzte technische Komponenten nicht sicher sind, so 
kann die zuständige Behörde eine Sperrung der rele-
vanten Zertifikate anordnen. Alle Zertifikate sind (für 
einen bestimmten Zeitraum) jederzeit durch jeder-
mann öffentlich nachprüfbar. 

Eine Fälschung von Zertifikaten ist über die Doku-
mentation der Zertifizierungsstellen jederzeit nach-
weisbar. Eine Fälschung von digitalen Signaturen 
oder eine Verfälschung signierter Daten ist bei Ein-
haltung der gesetzlichen Bestimmungen praktisch 
ausgeschlossen. 

Haftungsfragen 

Mögliche Haftungsfragen sind aus den jewei ligen 
Verantwortlichkeiten und dem allgemeinen Haf-
tungsrecht zu beantworten (jeder haftet für sein 
schuldhaftes Handeln oder Unterlassen). 

Anwendung der digitalen Signatur 
durch juristische Personen 

Die Vertretungsmacht für juristische Personen ist an 
 natürliche Personen gebunden. Ebenso werden Si-

gnaturschlüssel (und damit digitale Signaturen) an 
natürliche Personen gebunden. 

Die Vertretungsmacht für eine juristische Person 
kann im Signaturschlüssel-Zertifikat oder einem At-
tribut-Zertifikat ausgewiesen werden. Dies gilt auch 
für berufsrechtliche und sonstige Zulassungen (z. B. 
für Ärzte oder Rechtsanwälte). 

Anwendung der digitalen Signatur 
bei automatischem Datenaustausch 

Soweit bei automatischem Datenaustausch digitale 
Signaturen nach dem Signaturgesetz erzeugt werden 
sollen, können dafür personenbezogene Signatur-
schlüssel eingesetzt werden (ein Signaturschlüssel

-

Inhaber kann bei Bedarf über mehrere unterschiedli-
che Signaturschlüssel verfügen). 

Da letztlich immer eine natürliche Person über den 
Einsatz von Rechnern und die Verarbeitung von Da

-

ten sowie die jeweiligen Anwendungsprogramme 
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entscheidet, können auch automatisch erstellte Si-
gnaturen auf eine menschliche Handlung zurückge-
führt werden. 

Raum für Innovation und vielfältige 
technische Lösungen 

Der Gesetzentwurf enthält nur allgemeine Rahmen-
bedingungen. Er läßt Raum für unterschiedliche, in-
novative technische Lösungen, soweit sie das vorge-
gebene Sicherheitsniveau erfüllen. Es bleibt dem 
Markt überlassen, welche technischen Lösungen sich 
durchsetzen. 

Die geringe Anzahl verfügbarer geeigneter mathe-
matischer Verfahren schafft jedoch zwangsläufig 
eine Begrenzung der technischen Lösungen. Im übri-
gen können die Hauptanwendergruppen sich auf be-
stimmte Standardlösungen einigen, um interoperabel 
zu sein. 

Da die mathematischen Verfahren gegenseitig nicht 
kompatibel sind, benötigen Nutzer, die mit mehreren 
Verfahren arbeiten, mehrere Chipkarten oder eine 
multifunktionale Chipkarte oder sie müssen für die 
Signaturüberprüfung im Einzelfall einen Dritten 
(z. B. eine Zertifizierungsstelle) in Anspruch nehmen. 

Zentrale Sicherheitsfaktoren 

Folgende zentrale Sicherheitsfaktoren bewirken im 
Verbund sichere digitale Signaturen: 

- Lizenzierte Zertifizierungsstellen, 

- durch die Zertifizierungsstellen unterrichtete Si-
gnaturschlüssel-Inhaber, 

- sicherheitsgeprüfte geeignete technische Kompo-
nenten, insbesondere 

- Signaturschlüsselgeneratoren, 

- Signierkomponenten (z. B. in Form von Chip-
karten), 

- Sicherheitskomponenten für die kontrollierte 
Aufbereitung zu signierender Daten (z. B. PC-
Zusatzkomponente), 

- Aufsicht durch die zuständige Behörde. 

Wichtige Nebeneffekte der digitalen Signatur 

Digitaler Ausweis 

Mit Hilfe der Signaturschlüssel ist zugleich weltweit 
eine sichere Identifikation und Authentisierung beim 
Austausch von digitalen Daten möglich, indem z. B. 
automatisch übermittelte Zufallsdaten automatisch 
signiert und zur Prüfung zurückgesandt werden. So 
kann der Zugriff auf Rechner und Daten davon ab-
hängig gemacht werden, daß die betreffende Person 
sich entsprechend ausweist („digitaler Ausweis") 
und autorisiert ist. Die Annahme elektronischer Post 
kann davon abhängig gemacht werden, daß der Ab-
sender sich entsprechend ausweist; sie kann absen-
derabhängig automatisch verweigert bzw. auf be-
stimmte Absender beschränkt werden. 

Die automatische Feststellung der Urheberschaft 
elektronischer Post (über die Signatur) ermöglicht je

-

der natürlichen und juristischen Person einen wirksa-
men Selbstschutz vor unerwünschten Sendungen. 
Damit und durch sichere Identifikation/Authentisie-
rung im weltweiten Verbund der Informa tions- und 
Kommunikationstechnik kann auch partiell ein prak-
tischer Jugendschutz beim Austausch digitaler Daten 
erreicht werden (z. B. durch Zugangsbeschränkung 
bei bestimmten Informationsdienstleistungen/Daten-
zugängen auf Erwachsene und Beschränkung der 
Annahme oder Weiterleitung elektronischer Post auf 
signierte Sendungen). 

Wirksamer Informationsschutz 

Die Information hat sich zu einer entscheidenden 
Ressource für Unternehmen und Volkswirtschaften 
entwickelt. Deshalb ist - bei einem weltweiten Ver-
bund der Informations- und Kommunikationstechnik 
- ein wirksamer technischer Schutz vertraulicher 
Informationen vor Wirtschafts-/Konkurrenzspionage 
Voraussetzung für die Wettbewerbsfähigkeit von Un-
ternehmen und Volkswirtschaften. 

Durch die Kombination der Sicherheitsfunktionen di-
gitale Signatur, „digitaler Ausweis"/Zugriffskontrolle 
und Verschlüsselung wird ein hoher Schutz von In-
formationen im weltweiten Verbund moderner Infor-
mations- und Kommunikationstechnik möglich. Die 
genannten Sicherheitsfunktionen können z. B. über 
eine Chipkarte und eine PC-Zusatzkomponente ko-
stengünstig realisiert  werden. 

Ob unabhängig davon unter besonderen Aspekten 
spezielle „Kryptoregelungen" erforderlich sind, ist 
nicht Gegenstand des Gesetzentwurfs. Die Funktio-
nen Signatur und Verschlüsselung sind technisch 
wie rechtlich völlig eigenständig zu betrachten. 

VI. Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenz 
des Bundes 

Die Gesetzgebungskompetenz folgt aus Artikel 74 
Abs. 1 Nr. 11 Grundgesetz. Die Verwaltungskompe-
tenz ist auf Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 Grundgesetz ge-
gründet. 

Im Hinblick auf die konkurrierende Kompetenz aus 
Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 Grundgesetz liegen die Vor-
aussetzungen des Artikels 72 Abs. 2 für die Gesetz-
gebungskompetenz des Bundes (Wahrung der 
Rechtseinheit und Wirtschaftseinheit) vor. Damit die 
gesetzliche digitale Signatur bundesweit das erfor-
derliche einheitliche Sicherheitsniveau aufweist, be-
darf es einer gesetzlichen Regelung durch den Bund. 
Es ist ein bundeseinheitlicher Rahmen für die Wi rt

-schaftsunternehmen erforderlich, die die notwendige 
Infrastruktur und die benötigten technischen Kompo-
nenten bereitstellen. 

Die gesetzlichen Bestimmungen im einzelnen 

Zu § 1 (Zweck und Anwendungsbereich) 

Zu Absatz 1 

Die Bestimmung beschreibt das zentrale Ziel des Ge

-

setzes. Mit der gesetzlichen Regelung ist nicht ge- 
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sagt, daß nicht auch unter anderen Rahmenbedin-
gungen sichere digitale Signaturen erzeugt werden 
können. 

Unter Verfälschung fällt jede Art  von Veränderung, 
auch infolge technischer Fehler. Soweit Fälschungen 
oder Verfälschungen vorkommen, müssen diese zu-
verlässig feststellbar sein. 

Zu Absatz 2 

Die Bestimmung macht deutlich, daß die Anwen-
dung von digitalen Signaturen nach dem Signaturge-
setz durch dieses selbst nicht vorgeschrieben wird. 
Regelungen darüber, wann digitale Signaturen nach 
dem Signaturgesetz anzuwenden sind, bleiben den 
speziellen Rechtsvorschriften vorbehalten, die nach 
Bedarf angepaßt werden sollen. 

Die Anwendung anderer Verfahren für digitale Si-
gnaturen, die nicht den Rahmenbedingungen des 
Gesetzes entsprechen, ist freigeste llt. 

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 

Die definierten informationstechnischen Begriffe 
werden erstmals in Rechtsvorschriften übernommen. 
Eine gesetzliche Defini tion ist deshalb im Interesse 
der Rechtssicherheit erforderlich. 

Zu Absatz 1 

Der Begriff „digitale Signatur" ist dem internationa-
len Sprachgebrauch entnommen. Er bringt den tech-
nischen Kontext des Vorgangs, der sich von der ei-
genhändigen Unterschrift unterscheidet, zum Aus-
druck. 

Das technische Verfahren zur digitalen Signatur be-
steht aus 

- einem Verfahren zur Erzeugung von Schlüsselpaa-
ren, bestehend aus je einem p rivaten Schlüssel 
und dem dazugehörigen öffentlichen Schlüssel, 

- einem sogenannten Hash-Algo rithmus, d. h. einem 
Verfahren zur Berechnung eines „digitalen Fin-
gerabdrucks" von digitalen Daten, der ein be-
stimmtes festes Format hat und diese Daten reprä-
sentiert. Bei der digitalen Signatur werden im a ll

-gemeinen nicht die digitalen Daten selbst, sondern 
ihr „digitaler Fingerabdruck" signiert, 

- einem Verfahren zur Berechnung der digitalen Si-
gnatur mit Hilfe eines p rivaten Schlüssels, über 
den nur die signierende Person verfügt, 

- einem Verfahren zur Überprüfung der digitalen Si

-

gnatur mit Hilfe eines öffentlichen Schlüssels. 

Das Verfahren zur digitalen Signatur muß so beschaf-
fen sein, daß die Authentizität und die Integ rität der 
signierten Daten gesichert ist. Dies bedeutet im ein-
zelnen: 

- Die Zuordnung der Schlüsselpaare zu Personen 
muß von einer vertrauenswürdigen Institu tion 
(Zertifizierungsstelle) vorgenommen werden, 

- es muß praktisch unmöglich sein, daß ein Schlüs-
selpaar (versehentlich oder absichtlich) doppelt er-
zeugt werden kann, 

- eine mit einem öffentlichen Schlüssel eines 
Schlüsselpaares prüfbare Signatur kann nur unter 
Einsatz des privaten Schlüssels erzeugt worden 
sein; insbesondere muß es praktisch unmöglich 
sein, den privaten aus dem öffentlichen Schlüssel 
zu berechnen, und 

- es muß praktisch unmöglich sein, verschiedene di-
gitale Daten mit demselben „digitalen Fingerab-
druck" oder digitale Daten zu einem vorgegebe-
nen „digitalen Fingerabdruck" zu finden. 

Eine digitale Signatur im Sinne des Gesetzes ist an 
die Voraussetzung gebunden, daß sie mit einem Si-
gnaturschlüssel erzeugt wurde, der durch eine Zerti-
fizierungsstelle einer natürlichen Person zugeordnet 
ist. Nur bei einer Zertifizierungsstelle nach dem Ge-
setz ist gesetzlich sichergestellt, daß die vorgeschrie-
benen Sicherheitsmaßnahmen eingehalten und die 
Signaturschlüssel-Inhaber über die von ihnen in ih-
rem eigenen Interesse zu veranlassenden Maßnah-
men unterrichtet sind. 

Aufgrund der mit den gesetzlichen Bestimmungen 
vorgegebenen Kombination von Maßnahmen - Per-
sonenidentifikation, zuverlässige Schlüsselzuord-
nung durch ein Zertifikat, Bindung des p rivaten 
Schlüssels durch Besitz (z. B. Chipkarte) und Wissen 
(z. B. PIN oder Paßwort) an die Person, sichere techni-
sche Komponenten - ermöglicht die digitale Signatur 
einen zuverlässigen Rückschluß auf die Person, die 
sie erzeugte. 

Damit eine digitale Signatur den Inhaber eines Si-
gnaturschlüssels erkennen läßt, muß das Signatur-
schlüssel-Zertifikat vorliegen. Soweit es dem Emp-
fänger signierter Daten nicht bereits vorliegt, muß es 
den signierten Daten beigefügt oder andernfalls vom 
Empfänger angefordert werden. 

Zu Absatz 2 

Der Begriff „Zertifizierungsstelle" folgt weitgehend 
dem internationalen Sprachgebrauch (Zertifizie-
rungsinstanz). 

Der im Zusammenhang damit stehende Begriff „ver-
trauenswürdiger Dritter" wurde nicht in die Defini-
tion übernommen, da z. B. auch eine Bank für ihre 
Kunden Schlüssel zertifizieren können soll (wie 
schon bisher), ohne „Dritter" zu sein. Entschei-
dend ist die Zuverlässigkeit und Fachkunde (vgl. § 3 
Abs. 1). 

Die Zuordnung des Signaturschlüssels und die Be-
scheinigung darüber schließt alle damit zusammen-
hängenden Tätigkeiten (z. B. das Führen eines öf-
fentlichen Schlüssel-Verzeichnisses) ein. Zertifizie-
rungsstelle im Sinne des Gesetzes kann nur sein, wer 
eine Lizenz gemäß § 4 besitzt. 

Zu Absatz 3 

Mit der Zuordnung des öffentlichen Schlüssels zu 
einer Person ist zwangsläufig das gesamte Paar, also 
auch der private Signaturschlüssel, zugeordnet. 

Die Zuordnung von Signaturschlüsseln soll auf natür

-

liche Personen beschränkt werden, da auch die Ver- 
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tretungsmacht für juristische Personen an natürliche 
Personen gebunden ist. 

In Attribut-Zertifikate können z. B. Angaben über 
die Vertretungsmacht für eine dritte Person (vgl. § 5 
Abs. 2 und § 7 Abs. 2) aufgenommen werden. Die Be-
zugnahme auf das Signaturschlüssel-Zertifikat kann 
über die Zertifikatnummer (vgl. § 7 Abs. 1 Nr. 4) er-
folgen. Attribut-Zertifikate gehören zum Signatur-
schlüssel-Zertifikat und sind wie dieses zu behan-
deln. 

Zu Absatz 4 

Zeitstempel verhindern ein Vor- oder Rückdatieren 
von „digitalen Dokumenten". Dazu genügt es, bei si-
gnierten Daten die digitale Signatur mit einem Zeit-
stempel zu versehen, da diese einen „digitalen Fin-
gerabdruck" der signierten Daten enthält. 

Die Nutzung anderer Verfahren für Zeitstempel 
bleibt unberührt; § 1 Abs. 2 gilt auch hierfür. So kann 
z. B. eine digitalisierte Röntgenaufnahme mit einem 
Zeitstempel durch eine autorisierte Stelle des Kran-
kenhauses versehen werden. 

Zu § 3 (Zuständige Behörde) 

Die Verwaltungskompetenz des Bundes stützt sich 
auf Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 Grundgesetz (vgl. Be-
gründung allgemeiner Teil, Abschnitt VI.). Um das 
erforderliche einheitliche Sicherheitsniveau zu ge-
währleisten und wegen der Funktion einer „Wurzel-
instanz" bei der Vergabe von Signaturschlüssel-Zer-
tifikaten (vgl. Begründung zu § 4 Abs. 5) ist es erfor-
derlich, die Aufgaben einer Bundesbehörde zu über-
tragen. 

Die Regulierungsbehörde nach § 66 Telekommunika-
tionsgesetz ist bereits nach dem Telekommunikati-
onsgesetz mit der Erteilung von Lizenzen beauftragt 
und verfügt über die erforderlichen Voraussetzungen 
für die Wahrnehmung der genannten Aufgaben oder 
kann diese ohne großen Aufwand schaffen. 

Bis zum Inkrafttreten des § 66 Telekommunikations-
gesetz am 1. Januar 1998 werden die Aufgaben der 
Regulierungsbehörde vom Bundesministerium für 
Post- und Telekommunikation wahrgenommen (vgl. 
§ 98 Telekommunikationsgesetz). 

Zu § 4 (Lizenzerteilung für Zertifizierungsstellen) 

Die Dienstleistung der Zertifizierung soll im freien 
Wettbewerb durch p rivate Unternehmen unter be-
hördlicher Aufsicht erbracht werden, ohne damit 
eine Zertifizierung durch Behörden für behörden-
eigene Zwecke auszuschließen. Die Regelungen sind 
weitgehend kongruent mit den diesbezüglichen Re-
gelungen im Telekommunikationsgesetz zum Betrieb 
von Telekommunikationsanlagen (vgl. § 71 und § 91 
Telekommunikationsgesetz). 

Zu den Absätzen 1 bis 4 

Die Ausstellung von Zertifikaten für Signaturschlüs-
sel ist einerseits eine private Aufgabe. Andererseits 
ist sie von allgemeiner Bedeutung für die Sicherheit 
bei Anwendung von Informations- und Kommunika

-

tionstechnik (der Signaturschlüssel kann außer für 
die Erzeugung von Signaturen auch als „digitaler 
Ausweis" im Rahmen der Zugriffskontrolle zu Rech-
nern und Daten eingesetzt werden). Sie soll daher ei-
ner staatlichen Lizenz bedürfen, deren Vergabe und 
Aufrechterhaltung an die Erfüllung der in Absatz 2 
genannten Voraussetzungen geknüpft sind. 

Die Vorschrift ist Anspruchsgrundlage für die Ertei-
lung einer Lizenz. Die Lizenzvergabe soll nach einem 
dem Telekommunikationsgesetz vergleichbaren Ver-
fahren erfolgen, das durch Rechtsverordnung (vgl. 
§ 16 Nr. 1) näher geregelt wird. Im übrigen findet das 
Verwaltungsverfahrensgesetz Anwendung. Die Li-
zenz ist an den Lizenznehmer gebunden. Eine Über-
tragung, Überlassung oder ein anderweitiger Über-
gang der Lizenz auf eine andere Person ist nicht vor-
gesehen. In diesem Falle ist rechtzeitig eine neue 
Lizenz zu beantragen. Im Falle von Zeitverzug kann 
im Rahmen von Absatz 4 auch eine vorläufige Lizenz 
erteilt werden. 

Der geforderten Zuverlässigkeit der Zertifizierungs-
stellen kommt hohe Bedeutung zu, um z. B. eine Aus-
stellung gefälschter Zertifikate auszuschließen. 

Die geforderte Fachkunde erstreckt sich auf den juri-
stischen sowie den technisch-administrativen Be-
reich und soll eine vollständige und wirksame Um-
setzung der gesetzlichen Vorgaben gewährleisten. 

Das Vorliegen der übrigen Voraussetzungen soll 
durch ein Sicherheitskonzept sowie eine Prüfung 
durch eine unabhängige Prüfstelle nachgewiesen 
werden. Die Anerkennung von Prüfstellen setzt den 
Nachweis der erforderlichen Fachkunde und Erfah-
rungen voraus und kann mit Auflagen für die Durch-
führung der Prüfungen verbunden werden. Bei der 
Anerkennung der Prüfstellen kann die zuständige 
Behörde auf den Sachverstand und die praktischen 
Erfahrungen des Bundesamtes für Sicherheit in der 
Informationstechnik (BSI) zurückgreifen, das bereits 
verschiedene Prüfstellen akkreditiert hat. Die routi-
nemäßigen Prüfungen der Zertifizierungsstellen sol-
len durch private Stellen erfolgen. Daneben kann die 
zuständige Behörde stichprobenartig oder aus ge-
gebenem Anlaß selbst Kontrollen durchführen (vgl. 
§ 13 und ergänzende Rechtsverordnung nach § 16 
Nr. 5). 

Durch Nebenbestimmungen nach Absatz 4 kann 
z. B. festgelegt werden, daß die Zertifizierungsstelle 
den Betrieb erst nach Zustimmung durch die zustän-
dige Behörde, nachdem diese das Sicherheitskonzept 
und den Prüfbericht geprüft hat, aufnehmen darf. 

Zu Absatz 5 

Die zuständige Behörde soll auch die oberste natio-
nale Zertifizierungsstelle („Wurzelinstanz") bilden, 
die die Zertifikate für Signaturschlüssel, die zum Si-
gnieren von Zertifikaten eingesetzt werden, ausstellt. 
Das Zertifikat für ihren eigenen Schlüssel stellt sie 
selbst aus. Die Rechtsverordnung sieht vor, daß sie 
ihre Telekommunikationsanschlüsse, über die von 
ihr ausgestellte Zertifikate abgefragt werden kön-
nen, im Bundesanzeiger bekanntgibt. 
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Die von der zuständigen Behörde ausgestellten Zerti-
fikate können außer bei der zuständigen Behörde 
insbesondere auch bei den Zertifizierungsstellen ab-
rufbar gehalten werden (als freiwillige Servicelei-
stung). Das „Wurzelzertifikat" kann dem jeweiligen 
Signaturschlüsselinhaber von der Zertifizierungsstel-
le zusammen mit seinem eigenen Zertifikat authen-
tisch mitübergeben werden (Speicherung auf dem 
Datenträger mit dem Signaturschlüssel). 

Die Zertifizierungsstellen können ihre Signatur-
schlüssel selbst erzeugen; die zuständige Behörde 
stellt nur die Zertifikate aus. 

Die von der zuständigen Behörde zertifizierten Si-
gnaturschlüssel sind ausschließlich zum Signieren 
von Zertifikaten sowie bei Bedarf von Zeitstempeln 
bestimmt. Für Zeitstempel können auch andere zerti-
fizierte Signaturschlüssel eingesetzt werden. 

Die zuständige Behörde hat nach Satz 2 für ihre Zer-
tifizierung die gleiche Sicherheit zu gewährleisten, 
wie sie für die lizenzierten Zertifizierungsstellen vor-
geschrieben ist, und diese gemäß der ergänzenden 
Rechtsverordnung ebenfalls durch eine externe Stel-
le prüfen zu lassen. 

Die flache Zertifizierungshierarchie (1 = zuständige 
Behörde, 2 = Zertifizierungsstellen) schafft Transpa-
renz und genügt den praktischen Erfordernissen, da 

- eine beliebige Anzahl von Zertifizierungsstellen 
mit staatlicher Lizenz errichtet werden kann und 

- bei Zertifizierungsstellen zu differenzieren ist zwi-
schen 

- dem „Trust-Center" (in dem die Signatur-
schlüssel Personendaten zugeordnet und die 
Zertifikate erstellt werden), das in der Regel 
pro Zertifizierungsstelle nur einmal vorhanden 
ist, und 

- einer beliebigen Anzahl von Kundenbetreu-
ungsstellen (bei denen die Anträge auf Zertifi-
kate entgegengenommen, die Antragsteller 
identifiziert und nach § 6 unterrichtet sowie die 
Zertifikate gegebenenfalls auch ausgehändigt 
werden); sie können auch über Kooperations-
verträge angeschlossen sein. 

Zu Absatz 6 

Hiermit soll die Anspruchsgrundlage für die Kosten-
hebung durch die zuständige Behörde geschaffen 
werden. Das Nähere wird durch Rechtsverordnung 
(vgl. § 16 Nr. 2) geregelt. Für vorgesehene p rivate 
Leistungen (z. B. durch Stellen nach § 4 Abs. 3 oder 
§ 14 Abs. 4), die nicht durch die zuständige Behörde 
veranlaßt werden, trägt der jewei lige Veranlasser 
(z. B. die Zertifizierungsstelle oder der Produkther-
steller) die Kosten unmittelbar. 

Zu § 5 (Vergabe von Zertifikaten) 

Zu Absatz 1 

Das Erbringen und die Inanspruchnahme der ge-
nannten Dienstleistungen bleibt vertraglichen Ver-
einbarungen zwischen den Beteiligten vorbehalten. 
Ist ein Antragsteller nicht unbeschränkt geschäftsfä-
hig, so richtet sich die Möglichkeit des Erwerbs und 

der Nutzung des Signaturschlüssels nach den Be-
stimmungen des BGB zur Geschäftsfähigkeit. Zur Er-
schwerung des Zugangs zu jugendgefährdenden Pu-
blikationen kann bei Minderjährigen auch das Ge-
burtsdatum aufgenommen werden. 

Ein Kontrahierungszwang ist nicht vorgesehen, da 
davon ausgegangen werden kann, daß der Markt je-
dem Interessenten die Möglichkeit eröffnen wird, bei 
einer Zertifizierungsstelle einen Signaturschlüssel zu 
erwerben. 

Die zuverlässige Identifikation des Signaturschlüs-
sel-Inhabers (z. B. anhand des Personalausweises) ist 
Voraussetzung dafür, daß zuverlässig auf den Urhe-
ber einer digitalen Signatur rückgeschlossen werden 
kann. 

Satz 2 schafft die Voraussetzungen dafür, daß ein vor-
liegendes Zertifikat jederzeit (das heißt innerhalb der 
nach der Rechtsverordnung vorgegebenen Frist) auf 
seine Echtheit und Gültigkeit überprüft werden 
kann. Eine Veröffentlichung des Zertifikates soll je-
doch nur mit ausdrücklicher Zustimmung des Signa-
turschlüssel-Inhabers erfolgen. Auch für den Fa ll , 
daß keine Veröffentlichung erfolgt, kann das Zertifi-
kat signierten Daten beigefügt werden, um dem 
Empfänger eine Überprüfung der Signatur zu ermög-
lichen. 

Inwieweit darüber hinaus übergreifende Service

-

Dienste (z. B. mit allen Zertifikaten und Sperrlisten 
der lizenzierten Zertifizierungsstellen sowie der zu-
ständigen Behörde) angeboten werden, bleibt dem 
Markt überlassen. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung soll die Möglichkeit eröffnen, die Ver-
tretungsmacht für eine dritte Person sowie berufs-
rechtliche oder sonstige Zulassungen im Signatur-
schlüssel-Zertifikat oder einem Attribut-Zertifikat 
auszuweisen. Damit sollen die üblichen schriftlichen 
Vertretungsermächtigungen und Zulassungen auch 
digital dargestellt werden können. Soweit dafür je-
weils gesonderte Attribut-Zertifikate erstellt werden, 
bleibt der Signaturschlüssel-Inhaber im Falle von de-
ren Sperrung nach § 8 Abs. 3 in seiner Handlungsfä-
higkeit als Privatperson unberührt, da das Signatur-
schlüssel-Zertifikat selbst nicht der Verfügungsge-
walt Dritter unterliegt. Im übrigen bleibt die Aufnah-
me entsprechender Angaben in ein Zertifikat, das er 
beantragen muß, seiner Entscheidung überlassen. 

Zu Absatz 3 

Signierte Daten in Dateien und Netzen können das 
Erstellen von Persönlichkeitsprofilen (z. B. bezüglich 
des Kaufverhaltens von Personen) erleichtern. Durch 
die Verwendung von Pseudonymen wird die Zuord-
nung signierter Daten zu einer Person verhindert 
oder zumindest erschwert (bei Online-Diensten ist je-
doch gegebenenfalls über den Telekommunikations-
anschluß eine Zuordnung möglich). Darüber hinaus 
können Anonymisierungsdienste (z. B. Se rver eines 
vertrauenswürdigen Dritten) genutzt werden, um ge-
genüber Kommunikationspartnern anonym zu blei-
ben. 
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Pseudonyme sind gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 als solche 
kenntlich zu machen, damit Kommunikationspartner 
sich bei Rechtsgeschäften darauf einstellen können, 
daß eine Offenbarung der Identität des Signatur-
schlüssel-Inhabers nur in dem engen Rahmen des 
§ 12 Abs. 2 erreicht werden kann und ein Pseudonym 
bei Rechtsgeschäften nur unter bestimmten Voraus-
setzungen (z. B. allgemein bekannter Künstlername) 
anerkannt wird. Im übrigen kann der Träger eines 
Pseudonyms in einem (gegebenenfalls verschlüssel-
ten) „digitalen Dokument" nach eigenem Ermessen 
seine Identität angeben. 

Zu Absatz 4 

Satz 1 soll die Integrität der Signaturschlüssel und 
der zugeordneten Personendaten sicherstellen. Dies 
erfordert vor allem wiederholte interne Kontrollen 
(z. B. stichprobenartiger Vergleich von Zertifikaten 
und Zertifizierungsanträgen). Da speziell technisch 
bedingte Verfälschungen von Daten nicht ausge-
schlossen werden können, müssen diese zumindest 
zwangsläufig bemerkt werden (z. B. durch Anwen-
dung digitaler Signaturen bei der Datenspeiche-
rung/-übermittlung). Vergleiche auch Absatz 3 der 
Begründung zu § 14. 

Die in Satz 2 geforderte Geheimhaltung des Signa-
turschlüssels ist absolut. Es soll keine Person (auch 
nicht der Signaturschlüssel-Inhaber) Kenntnis vom 
privaten Signaturschlüssel erhalten, da andernfalls 
ein Mißbrauch des Signaturschlüssels nicht hinrei-
chend auszuschließen ist. Die Vorkehrungen der Zer-
tifizierungsstelle bestehen darin, daß sie, soweit die 
Schlüssel durch sie bereitgestellt werden, durch 
technische und organisatorische Maßnahmen eine 
Preisgabe oder Speicherung in ihrem Bereich (Satz 3) 
ausschließt. Soweit der Signaturschlüssel-Inhaber 
die Schlüssel selbst erzeugt, hat sie sich zu überzeu-
gen, daß er ein geeignetes Verfahren benutzt, bei 
dem eine Schlüsselpreisgabe hinreichend ausge-
schlossen ist (z. B. durch einen Schlüsselgenerator 
auf der Chipkarte, die den Schlüssel tragen soll, so 
daß der private Schlüssel diese nie verläßt). 

Die Forderung in Satz 3 trägt dazu bei, daß der Si-
gnaturschlüssel nur einmal (beim Signaturschlüssel-
Inhaber) vorhanden ist. Technisch unvermeidbare 
temporäre Zwischenspeicherungen beim gesicherten 
Ladevorgang sind damit nicht ausgeschlossen. Die 
nähere Ausgestaltung der Pflichten der Zertifizie-
rungsstellen wird nach § 16 Nr. 3 in der ergänzenden 
Rechtsverordnung bestimmt. 

Zu Absatz 5 

Zuverlässiges Personal und sichere technische Kom-
ponenten sind Voraussetzung für sichere digitale Si-
gnaturen. Während Privatpersonen nur über das Er-
fordernis geeigneter technischer Komponenten nach 
§ 14 unterrichtet werden, wird Zertifizierungsstellen 
deren Verwendung vorgeschrieben. 

Zu § 6 (Unterrichtungspflicht) 

Um zu sicheren digitalen Signaturen zu gelangen, 
müssen Signaturschlüssel-Inhaber über die von ih

-

nen in ihrem eigenen Interesse zu veranlassenden 

Maßnahmen sowie über geeignete technische Kom-
ponenten unterrichtet sein. Die ergänzende Rechts-
verordnung sieht vor, daß die zuständige Behörde die 
geeigneten technischen Komponenten öffentlich be-
kanntgibt. Die Zertifizierungsstelle braucht nur eine 
aktuelle Liste der technischen Komponenten auszu-
händigen und kann damit ein Beratungsgespräch 
verbinden. 

Darüber hinaus sollen die Signaturschlüssel-Inhaber 
auch darüber unterrichtet werden, daß ihnen mit ih-
rem Signaturschlüssel erzeugte Signaturen aufgrund 
der gesetzlich vorgegebenen Kombination von Maß-
nahmen (vgl. Begründung zu § 2 Abs. 1) zugerechnet 
werden können; es sei denn, das Signaturschlüssel

-
Zertifikat war zum Zeitpunkt der Signaturerzeugung 
gesperrt oder die Frist, nach der eine neue Signatur 
geboten ist (das Nähere regelt die Rechtsverordnung 
nach § 16 Nr. 7), ist in sicherheitsrelevantem Maße 
überschritten oder andere Fakten stehen entgegen. 
Ist die Nutzung des Signaturschlüssels laut Signatur-
schlüssel-Zertifikat gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 7 auf be-
stimmte Anwendungen nach Art  und Umfang be-
schränkt, so erstreckt sich die Zurechnung nur auf 
den vorgegebenen Rahmen. 

Die Rechtsverordnung bestimmt den Zeitraum sowie 
das Verfahren, nach dem eine neue digitale Signatur 
angebracht werden sollte. 

Zu § 7 (Inhalt von Zertifikaten) 

Zu Absatz 1 

Die für ein Signaturschlüssel-Zertifikat geforderten 
Mindestangaben nach den Nummern 1 bis 6 werden 
benötigt, um den Urheber einer digitalen Signatur 
feststellen und die digitale Signatur prüfen zu kön-
nen. Sie entsprechen internationalen Normen. 

Die Regelung in Nummer 1 soll gewährleisten, daß 
jeder Signaturschlüssel-Inhaber im Verzeichnis einer 
Zertifizierungsstelle einen einmaligen Namen trägt. 
Soweit neben dem Namen die Adresse angegeben 
wird, ist ein weiterer Zusatz (z. B. Ziffer) nur in Aus-
nahmefällen erforderlich. Bezüglich der Verwendung 
von Pseudonymen vgl. Begründung zu § 5 Abs. 3. 

Durch die Regelung in Nummer 7 soll erreicht wer-
den, daß im Interesse des Signaturschlüssel-Inhabers 
im Signaturschlüssel-Zertifikat eine Aussage darüber 
erfolgt, ob die mit seinem Signaturschlüssel erzeug-
ten digitalen Signaturen unbeschränkt oder z. B. nur 
für bestimmte Rechtsgeschäfte oder nur bis zu einem 
bestimmten Wert gelten. Ob eine Beschränkung be-
steht, muß ausdrücklich im Signaturschlüssel-Zertifi-
kat selbst ausgesagt sein. Nähere Aussagen über die 
Beschränkungen können auch in einem Attribut-Zer-
tifikat erfolgen. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung trägt in Ergänzung zu § 5 Absatz 2 der 
Bedeutung, die der Darstellung der Vertretungs-
macht für juristische Personen sowie von berufsrecht-
lichen oder sonstigen Zulassungen bei Anwendung 
digitaler Signaturen zukommt, Rechnung. In den 
Zertifikaten kann grundsätzlich jede Vertretungs- 
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macht und Zulassung in digitaler Form wiedergege-
ben werden, so daß die betreffende Person sich über 
die Kommunikationsnetze weltweit entsprechend 
ausweisen kann. 

Es kann wahlweise ein eigenständiges Zertifikat 
oder ein Attribut-Zertifikat mit entsprechenden 
Angaben einer dritten Person erteilt werden. Es kön-
nen für denselben Signaturschlüssel auch mehrere 
Signaturschlüssel-Zertifikate und Attribut-Zertifikate 
durch unterschiedliche Zertifizierungsstellen ausge-
stellt werden. Der Aufnahme weitergehender Anga-
ben in ein Zertifikat (z. B. bei Minderjährigen das 
Geburtsdatum) im Rahmen vertraglicher Vereinba-
rungen steht nichts entgegen. 

Zu § 8 (Sperrung von Zertifikaten) 

Mit der Sperrung eines Signaturschlüssel-Zertifika-
tes sind auch alle zugehörigen Attribut-Zertifikate 
gesperrt. Attribut-Zertifikate können gesondert ge-
sperrt werden. Vergleiche auch Begründung zu § 5 
Absatz 2. 

Die Gültigkeit der digitalen Signaturen, die vor dem 
Zeitpunkt der Sperrung erzeugt wurden, wird durch 
die Sperrung nicht tangiert. Sicherheit darüber, ob 
eine Signatur vor oder nach der Sperrung erzeugt 
wurde, gibt im Zweifelsfalle ein Zeitstempel (vgl. § 9). 

Zu Absatz 1 

Die Regelung ist notwendig, um bei Verlust eines Si-
gnaturschlüssels einen möglichen Mißbrauch zu ver-
hindern. Außerdem sollen sich Signaturschlüssel-In-
haber durch Sperrung des Zertifikates nach eigenem 
Ermessen jederzeit aus dem „elektronischen Rechts-
verkehr" zurückziehen können. Weitergehende ver-
tragliche Vereinbarungen, nach denen auch andere 
Personen eine Sperrung veranlassen können, bleiben 
unbenommen. . 

Soweit ein Signaturschlüssel im Zusammenhang mit 
Straftaten eingesetzt wird, kann nach § 74 ff. Strafge-
setzbuch eine Sperrung verfügt werden. 

Der Zeitpunkt der Sperrung umfaßt das Datum und 
die Uhrzeit. Das Verbot einer rückwirkenden Sper-
rung nach Satz 3 schließt die Fälle nach Absatz 2 
und 3 sowie nach § 13 Abs. 5 ein. 

Durch die Sperrung kann nicht verhindert werden, 
daß danach noch digitale Signaturen für rückdatierte 
Daten erzeugt werden. Dies verhindert ein Zeitstem-
pel. Die Rechtsverordnung sieht eine Unterrichtung 
der Signaturschlüssel-Inhaber darüber vor, wann ein 
Zeitstempel geboten ist. Die signierten Signatur-
schlüssel-Zertifikate selbst enthalten Angaben über 
Beginn und Ende ihrer Gültigkeit (vgl. § 7 Abs. 1 
Nr. 5). Außerdem sieht die ergänzende Rechtsverord-
nung vor, daß der Zeitpunkt der Ausstellung und 
Übergabe der Zertifikate durch die Zertifizierungs-
stelle zu dokumentieren ist. 

Zu Absatz 2 

Ein Signaturschlüssel-Zertifikat oder ein Attribut

-

Zertifikat kann nach § 5 Abs. 2 in Verbindung mit § 7 
Abs. 2 auch Angaben einer dritten Person enthalten. 

Falls sich bezüglich dieser Angaben Änderungen er-
geben (z. B. eine Zulassung entzogen wird), muß 
auch die dritte Person eine Sperrung des jeweiligen 
Zertifikates veranlassen können. 

Zu Absatz 3 

Nach § 4 Abs. 5 Satz 2 gelten die Regelungen in Ab-
satz 1 für die Sperrung der von der zuständigen Be-
hörde ausgestellten Zertifikate entsprechend. Dar-
über hinaus hat sie in den in Absatz 3 genannten Fäl-
len eine Sperrung vorzunehmen. 

Zu § 9 (Zeitstempel) 

Die Vergabe von Zeitstempeln (vgl. § 2 Abs. 4) soll 
als Pflichtdienstleistung für Zertifizierungsstellen 
vorgegeben werden, da Zeitstempel bei Anwendung 
digitaler Signaturen zwingend benötigt werden, so-
weit beweiserheblich werden kann, ob Daten zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt vorgelegen haben. Einen 
Zeitstempel kann jedermann verlangen, der Daten 
erzeugt oder dem fremde Daten vorliegen, bei denen 
er aus Beweisgründen ein Interesse daran hat. Bei si-
gnierten Daten genügt es, für die digitale Signatur ei-
nen Zeitstempel einzuholen, da diese die gesamten 
signierten Daten repräsentiert. 

Durch die Regelung in Satz 2 soll für das Erstellen 
von Zeitstempeln die gleiche personelle und techni-
sche Sicherheit vorgegeben werden, wie für das Er-
stellen von Zertifikaten. 

Zu § 10 (Dokumentation) 

Die Dokumentation der Sicherheitsmaßnahmen soll 
vor allem dazu beitragen, daß wirksame Kontrollen 
durchgeführt und mögliche (gegebenenfalls auch 
haftungsrelevante) Pflichtverletzungen festgestellt 
werden können. Die Dokumentation der Zertifikate 
ist erforderlich, um digitale Signaturen jederzeit zu-
verlässig überprüfen zu können. Die Aufbewah-
rungsdauer wird nach § 16 Nr. 3 in der ergänzenden 
Rechtsverordnung bestimmt. 

Zu § 11 (Einstellung der Tätigkeit) 

Die Regelungen soll der Wahrung der Interessen der 
Signaturschlüssel-Inhaber dienen. Es soll in Verbin-
dung mit § 13 Abs. 4 sichergestellt werden, daß be-
reits erzeugte digitale Signaturen auch nach Beendi-
gung der Tätigkeit einer Zertifizierungsstelle zuver-
lässig überprüft werden können. 

Zu § 12 (Datenschutz) 

Zu Absatz 1 

Die Regelung soll die Erhebung personenbezogener 
Daten für Zwecke der digitalen Signatur auf das Not-
wendige begrenzen. Sie soll grundsätzlich beim Be-
troffenen erfolgen und bei Dritten nur mit seiner Ein-
willigung zulässig sein. Die Verwendung der erhobe-
nen personenbezogenen Daten unterliegt einer en-
gen Zweckbindung. 
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Zu Absatz 2 

Aufgrund der engen Zweckbindung nach Absatz 1 
ist eine Regelung für den Fa ll  erforderlich, daß die 
genannten Stellen in den genannten Fällen die Iden-
tität eines Signaturschlüssel-Inhabers benötigen. Die 
Regelung ist in den Formulierungen weitgehend 
kongruent mit § 89 Abs. 6 Telekommunikationsge-
setz, jedoch beschränkt auf die Übermittlung von Da-
ten zur Feststellung der Identität einer Person bei 
Verwendung eines Pseudonyms. Andernfalls ist die 
Identität bereits aus dem Signaturschlüssel-Zertifikat 
ersichtlich. Die Dokumentation der Auskünfte soll 
Kontrollen im Rahmen des Datenschutzes erleich-
tern . 

Zu Absatz 3 

Die Regelung soll ermöglichen, daß die für den Da-
tenschutz zuständigen Aufsichtsbehörden auch ohne 
konkreten Anlaß kontrollieren können. Zugleich soll 
klargestellt werden, daß die datenschutzrechtlichen 
Kontrollen nicht der Behörde nach § 3, sondern den 
für den Datenschutz zuständigen Aufsichtsbehörden 
obliegt. 

Zu § 13 (Kontrolle und Durchsetzung 
von Verpflichtungen) 

Die Vorschrift regelt die Kontroll- und Anordnungs-
befugnisse der zuständigen Behörde zur Durchset-
zung der Verpflichtungen, die Zertifizierungsstellen 
nach dem Gesetz und der ergänzenden Rechtsver-
ordnung obliegen. Damit erhält die zuständige Be-
hörde die Möglichkeit, angemessen zu reagieren. 
Die Regelungen sind weitgehend kongruent mit den 
Regelungen in § 91 Abs. 1 und 3 Telekommunika-
tionsgesetz. 

Zu Absatz 1 

Hier wird die zuständige Behörde in allgemeiner 
Form ermächtigt, alle geeigneten Maßnahmen und 
Anordnungen zu treffen, um die Einhaltung der 
Rechtsvorschriften durch die Zertifizierungsstellen 
sicherzustellen. Die Untersagungsverfügung nach 
Satz 2 gibt die Möglichkeit, ein rechtswidriges Ver-
halten abzustellen oder zu verhindern. Sie ist für eine 
befristete Zeit bis zur Beseitigung des rechtswidrigen 
Verhaltens bestimmt. Die Untersagung der Tätigkeit 
nach Satz 2 oder 3 bildet die ultima ra tio, wenn an-
dere Maßnahmen (z. B. Untersagung unlauterer Wer-
bemethoden in Fällen nach Satz 3) nicht greifen. Eine 
teilweise Untersagung der Tätigkeit kann z. B. darin 
bestehen, daß zunächst keine weiteren Zertifikate 
ausgestellt werden dürfen. 

Zu Absatz 2 

Hier werden der zuständigen Behörde die zur Über-
wachung nach Absatz 1 notwendigen prozessualen 
Eingriffsbefugnisse (Auskunfts-, Betretungs- und Be-
sichtigungsrechte) verliehen. 

Zu Absatz 3 

Wird ein rechtswidriges Verhalten nicht besei tigt 
oder ist damit nicht zu rechnen, ist der Entzug der Li

-

zenz vorgesehen, der - anders als beim Telekommu-
nikationsgesetz - nur vollständig möglich ist. 

Zu Absatz 4 

Im Hinblick auf die Bedeutung der kontinuierlichen 
Überprüfbarkeit digitaler Signaturen soll für die ge-
nannten Fälle die Pflicht der zuständigen Behörde 
konstituiert werden, eine Übernahme der Tätigkeit 
durch eine andere Zertifizierungsstelle oder eine son-
stige Abwicklung sicherzustellen. Zunächst ist aller-
dings die betreffende Zertifizierungsstelle in der 
Pflicht (vgl. § 11). Die zuständige Behörde greift nur 
ein, falls die Zertifizierungsstelle ihren Pflichten nicht 
nachkommt. In diesem Falle kann die Behörde im 
Rahmen ihrer Befugnisse nach Absatz 1 und 4 z. B. 
die nach § 10 Abs. 1 vorgesehene Sperrung von Si-
gnaturschlüssel-Zertifikaten anordnen. 

Zu Absatz 5 

Die Regelung in Satz 1 dient der Klarstellung. Satz 2 
stellt die Entscheidung, ob in den do rt  genannten 
Fällen eine Sperrung von Zertifikaten geboten ist, 
in das pflichtgemäße Ermessen der zuständigen Be-
hörde. 

Zu § 14 (Technische Komponenten) 

Die Regelung enthält die Zielvorgaben, die durch die 
technischen Komponenten erreicht werden müssen. 
Näheres regelt die ergänzende Rechtsverordnung 
(vgl. § 16 Nr. 6). 

Zertifizierungsstellen sind verpflichtet, geeignete 
technische Komponenten (vgl. § 5 Abs. 5 Satz 2 
und 3 und § 9) einzusetzen. 

Signaturschlüssel-Inhaber werden über das Erfor-
dernis, geeignete technische Komponenten einzu-
setzen, sowie über infrage kommende technische 
Komponenten unterrichtet. Bezüglich des Signatur-
schlüssels und der damit verbundenen Signierkom-
ponente (beides kann sich z. B. zusammen auf einer 
Chipkarte befinden) übernimmt die Zertifizierungs-
stelle im Rahmen von § 5 Abs. 4 Satz 2 eine Garan-
tenfunktion, daß nur geeignete technische Kompo-
nenten eingesetzt werden, und erteilt andernfalls 
kein Zertifikat. 

Bei der Aufbereitung zu signierender oder zu prüfen-
der signierter Daten liegt es nach Unterrichtung 
durch die Zerfitizierungsstelle allein beim Signatur-
schlüssel-Inhaber, geeignete technische Komponen-
ten einzusetzen, um möglichen technischen Fehlern 
und Manipulationen vorzubeugen. 

Zu Absatz 1 

Damit eine digitale Signatur nicht unbemerkt ge-
fälscht und signierte Daten nicht unbemerkt ver-
fälscht werden können, sind geeignete technische 
Komponenten (Hardware, Software und mathemati-
sche Verfahren) erforderlich. Werden für die Erzeu-
gung einer digitalen Signatur geeignete technische 
Komponenten eingesetzt und werden der p rivate Si-
gnaturschlüssel und die zu seiner Anwendung benö-
tigten Identifikationsdaten (Personenidentifikations-
nummer [PIN] oder Paßwort) vor Unbefugten ge- 
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schützt, sind die signierten Daten mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit sicher vor Fälschung 
und Verfälschung. 

Die Regelung in Satz 1 erfordert die Einmaligkeit 
eines jeden durch eine Zertifizierungsstelle zuge-
ordneten Signaturschlüssels. Dies kann mathema-
tisch/technisch gewährleistet werden. Es stehen 
Schlüsselgenerierungs-Algorithmen zur Verfügung, 
die eine nahezu unbegrenzte Anzahl unterschied-
licher Signaturschlüssel erzeugen, so daß selbst bei 
Milliarden von Schlüsseln die Erzeugung von zwei 
gleichen Schlüsselpaaren praktisch ausgeschlossen 
ist. 

Der private (geheime) Signaturschlüssel kann z. B. 
auf einer Chipkarte so gespeichert werden, daß 
er nicht ausgelesen werden kann (allenfalls mit 
äußerst aufwendigen Analyseverfahren bei Zerstö-
rung der Karte). Die Erzeugung des Schlüsselpaares 
kann auf der Karte selbst so erfolgen, daß der p ri

-vate Schlüssel diese niemals verläßt. Erfolgt die 
Schlüsselerzeugung außerhalb, so kann das Laden 
der Chipkarte mit dem p rivaten Schlüssel technisch 
und organisatorisch (Vieraugenprinzip) so gestaltet 
werden, daß auch hier die Einmaligkeit und Ge-
heimhaltung des p rivaten Signaturschlüssels zuver-
lässig gewahrt ist. 

Die zum Signieren benötigten mathema tischen Ver-
fahren (Hash-Algo rithmen und Signier-Algorithmen) 
sind fortwährend Gegenstand einer weltweiten wis-
senschaftlichen Diskussion und werden bei geeigne-
ter Dimensionierung der weiteren Parameter (z. B. 
Länge der Signaturschlüssel) von den Experten nach 
dem Stand der Technik als „nicht brechbar" beurteilt. 
Die technische Implemen tierung der mathemati-
schen Verfahren kann nach dem Stand der Technik 
ebenfalls auf eine Weise erfolgen und geprüft wer-
den, bei der sicherheitsrelevante Fehler oder Mani-
pulationen hinreichend ausgeschlossen sind. Die Si-
gnaturkomponenten, wie sie z. B. auf Chipkarten 
realisiert  werden, können deshalb als sehr sicher be-
zeichnet werden. 

Um eine mißbräuchliche Verwendung von Signier-
komponenten mit dem p rivaten Signaturschlüssel 
auszuschließen, muß eine zuverlässige Zuordnung 
des jeweiligen Signaturschlüsselpaares zu einer Per-
son (durch ein fälschungssicheres Signaturschlüssel

-

Zertifikat) und eine sichere Identifikation des Signa-
turschlüssel-Inhabers durch die Signierkomponente 
vor Benutzung des Signaturschlüssels durch Besitz 
(Signaturschlüssel) und Wissen (z. B. persönliche 
Identifikationsnummer [PIN]) erfolgen. 

Zu Absatz 2 

Die Aufbereitung von Daten für Zwecke der digitalen 
Signatur muß so erfolgen, daß der Nutzer hinrei-
chend sicher sein kann, daß die z. B. auf dem Bild-
schirm angezeigten Daten mit den signierten Daten 
übereinstimmen. Dies erfordert Zusatzkomponenten 
zur handelsüblichen Informationstechnik oder spe-
zielle technische Komponenten. 

Bei der (automatischen) Prüfung einer digitalen Si

-

gnatur muß neben einer korrekten Darstellung der 

signierten Daten gewährleistet sein, daß keine unzu-
treffende Korrektheitsbestätigung der digitalen Si-
gnatur erfolgt. Sowohl bei einer Fälschung der Si-
gnatur als auch bei einer Verfälschung des signierten 
Dokumentes darf keine Korrektheitsbestätigung er-
folgen. Außerdem muß (mittelbar über den zertifi-
zierten öffentlichen Schlüssel) der Inhaber des Signa-
turschlüssels, mit dem die Signatur erfolgte, erkenn-
bar werden. 

Soweit eine Person für die Aufbereitung zu signie-
render Daten oder die Prüfung signierter Daten tech-
nische Komponenten ohne entsprechende Sicher-
heitsvorkehrungen einsetzt, trägt sie das Risiko fal-
scher Ergebnisse. Die Zertifizierungsstellen sind 
nach § 5 Abs. 5 Satz 2 und § 9 verpflichtet, für das Er-
stellen von Signaturschlüssel-Zertifikaten und Zeit-
stempeln entsprechende technische Komponenten 
einzusetzen und unterliegen auch diesbezüglich der 
behördlichen Kontrolle nach § 13. 

Zu Absatz 3 

Die Zertifikatverzeichnisse müssen vor allem vor un-
befugter Sperrung von Zertifikaten sowie vor Beseiti-
gung von Sperrungen geschützt sein. Soweit der Si-
gnaturschlüssel-Inhaber der Abrufbarkeit seines Zer-
tifikates über öffentliche Netze nicht zugestimmt hat 
(vgl. § 5 Abs. 1), muß es auch vor unbefugtem Abruf 
geschützt sein (ein befugter Abruf für interne Zwek-
ke der Zertifizierungsstelle bleibt unberüh rt). 

Zu Absatz 4 

Für die Bestätigung der Sicherheit technischer Kom-
ponenten steht zunächst das Bundesamt für Sicher-
heit in der Informationstechnik (BSI) zur Verfügung. 
Dessen Anerkennung ist aufgrund seiner Sachkunde 
infolge der Aufgabenstellung nach dem BSI-Einrich-
tungsgesetz (vgl. BGBl. 1990 I S. 2834 ff.) selbstver-
ständlich. Es hat nach dem BSI-Errichtungsgesetz 
den Auftrag, informationstechnische Komponenten 
auf ihre Sicherheit zu prüfen und Sicherheitszertifi-
kate zu vergeben. Näheres regeln die BSI-Zertifizie-
rungsverordnung sowie die BSI-Kostenverordnung. 
Das BSI verfügt über die aktuellen Erkenntnisse der 
Sicherheitsbehörden zu relevanten kriminellen Akti-
vitäten (z. B. spezielle technische Angriffe) sowie 
über relevante Erkenntnisse von Partnerbehörden im 
Ausland. 

Dem BSI wird jedoch keine Monopolstellung einge-
räumt. Neben dem BSI kann die zuständige Behörde 
auch andere Stellen anerkennen, soweit die von die-
sen erteilten Sicherheitszertifikate (oder Bestätigun-
gen anderer A rt) die erforderliche Sicherheit auswei-
sen. 

Das Nähere zur Prüfung der technischen Komponen-
ten regelt die ergänzende Rechtsverordnung (vgl. 
§ 16 Nr. 6). 

Zu Absatz 5 

Produkte sowie anerkannte Produktbewertungen im 
Sinne von Absatz 4 aus den genannten europäischen 
Staaten werden hiermit gleichgeste llt. 
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Zu § 15 (Ausländische Zertifikate) 

Zu Absatz 1 

Mit der Regelung werden - in Ergänzung zu § 14 
Abs. 5 - digitale Signaturen aus den genannten euro-
päischen Staaten gleichgeste llt, soweit sie eine ver-
gleichbare Sicherheit aufweisen. 

Zu Absatz 2 

Da digitale Signaturen international Anwendung fin-
den, dürfte es weltweit zu einer überstaatlichen oder 
zwischenstaatlichen Anerkennung digitaler Signatu-
ren kommen. Die Regelung soll dafür die na tionale 
Grundlage bilden. Es können für einen öffentlichen 
Signaturschlüssel auch mehrere Zertifikate bei ver-
schiedenen Zertifizierungsstellen in verschiedenen 
Staaten beantragt und ausgestellt werden. 

Zu § 16 (Rechtsverordnung) 

Die Rechtsverordnung, für die hier die Ermächti-
gungsgrundlage geschaffen werden soll, ist erforder-
lich, um das Gesetz von Details weitgehend freizu-
halten und auf technische Veränderungen unverzüg-
lich reagieren zu können. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Strafgesetzbuchs) 

Zu Nummer 1 

§ 11 Abs. 3 Strafgesetzbuch stellt bislang den Schrif-
ten Ton- und Bildträger, Abbildungen und andere 
Darstellungen gleich. Überall dort, wo auf § 11 Abs. 3 
Strafgesetzbuch verwiesen wird, wird der Begriff der 
Schriften stellvertretend für alle oben genannten Ge-
genstände benutzt, wobei überwiegend Darstellung 
als der eigentliche Oberbegriff angesehen wird. 

Darstellung ist jedes körperliche Gebilde von gewisser 
Dauer, das, sinnlich wahrnehmbar, eine Vorstellung 
oder einen Gedanken ausdrückt (Walter, NStZ 1990, 
523, m.w.N.; Dreher/Tröndle, Strafgesetzbuch, 47. 
Aufl. München 1995, § 11, Rn. 44; Schönke/Schröder-
Eser, Strafgesetzbuch, 24. Aufl. München 1991, § 11, 
Rn. 78; Sieber, JZ 1996, 429ff., 494ff., 495). In der 
Rechtsprechung wurde entschieden, daß im Btx-Ver-
fahren verwendete Datenträger Bildträger i. S. d. o. g. 
Vorschrift sind (OLG Stuttga rt, NStZ 1992, 38). 

Angesichts der bezüglich moderner Datentechnik 
spärlichen Rechtsprechung (vgl. OLG Stuttga rt 

 a. a. O.) und im Hinblick auf die Auffassung, Darstel-
lungen seien nur körperliche Gebilde von gewisser 
Dauer, ist klarzustellen, daß auch elektronische, 
elektromagnetische, optische, chemische oder sonsti-
ge Datenspeicher, die gedankliche Inhalte verkör-
pern, die nur unter Zuhilfenahme technischer Geräte 
wahrnehmbar werden, den Schriften gleichstehen. 
Sie können in vergleichbarer Weise zur Wiedergabe 
rechtswidriger Inhalte verwendet werden und sind 
daher in das strafrechtliche System einzubeziehen. 
Gleichgültig ist dabei, welcher A rt  das zur Wahr-
nehmbarmachung eingesetzte Gerät ist; in Be tracht 
kommt insbesondere die Anzeige auf einem Bild-
schirm. 

Die Klarstellung erfaßt damit sowohl Inhalte in Da-
tenträgem (Magnetbänder, Festplatten, CD-ROMs 
u. a.) als auch in elektronischen Arbeitsspeichern, 
welche die Inhalte nur vorübergehend bereithalten. 
Es wird zugleich daran festgehalten, daß diejenigen 
Inhalte nicht erfaßt werden, die unmittelbar in Echt

-

zeit oder Echtzeit-entsprechend übermittelt werden 
(z. B. Fernsehübertragung in Echtzeit; paketweise 
Datenübermittlung in Echtzeit). Kurzfristige Zwi-
schenspeicherungen z. B. im Telekommunikations-
netz zum Zwecke der Echtzeitübermittlung fa llen da-
nach nicht unter den Begriff des Datenspeichers. 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a 

Die Verweisung auf § 11 Abs. 3 fehlt in Absatz 3, ob-
wohl der systematische Zusammenhang mit Absatz 1 
offenbar eine Übereinstimmung voraussetzt. Das vor-
liegende Gesetz gibt Gelegenheit zur Berichtigung. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderung folgt der Klarstellung des Schriftenbe-
griffes in § 11 Abs. 3. Sie stellt sicher, daß auch Da-
tenspeicher mit in § 74 d Abs. 1 bezeichnetem Inhalt 
der Einziehung unterliegen. Gegebenenfalls kann 
bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 74 b Abs. 2 
die Löschung oder sonstige Unbrauchbarmachung 
solcher Inhalte herbeigeführt werden. 

Zu Nummer 3 

Die Erweiterung des § 86 Abs. 1 Strafgesetzbuch ge-
währleistet, daß nicht durch Einspeisung der in § 86 
genannten Propagandamittel in Datenspeicher eine 
Strafbarkeitslücke genutzt werden kann. Eine solche 
könnte sich ergeben, weil die bisherige Textfassung 
überwiegend so ausgelegt wird, daß sie nur die kör-
perliche Verbreitung von Schriften, nicht aber son-
stige Übermittlungsformen erfaßt. Nunmehr wird 
sichergestellt, daß auch Propagandatexte und -abbil-
dungen bzw. entsprechende Multimediadarstellun-
gen, die z. B. per elektronischer Post Anderen zur 
Kenntnis gebracht oder angeboten werden, die Straf-
barkeit begründen, wenn einem nach A rt  und Zahl 
unbestimmten Personenkreis die Möglichkeit zur 
Kenntnisnahme dieser rechtswidrigen Inhalte gege-
ben wird. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten) 

Zu Nummer 1 

Die Änderungen der §§ 116 Abs. 1, 120 Abs. 1 Nr. 2 
und 123 Abs. 2 Satz 1 tragen der erweiterten Fassung 
des § 11 Abs. 3 Strafgesetzbuch Rechnung und ge-
währleisten, daß - wie auch bisher - der Schriftenbe-
griff im Strafrecht und im Ordnungswidrigkeiten-
recht übereinstimmt. Zur Ergänzung des Schriftenbe-
griffes vgl. die Begründung zu Artikel 4 Nr. 1. 

§ 116 sanktioniert die Aufforderung zu mit Geldbuße 
bedrohten Handlungen in drei Fallgestaltungen (öf

-

fentlich, in einer Versammlung, durch Verbreiten von 
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Schriften pp.). Einer Ergänzung bedarf lediglich die 
Fallgestaltung der (auch nichtöffentlich bußgeldbe-
wehrten) körperlichen Verbreitung von Schriften pp. 
durch den Begriff des Datenspeichers. Diese Fälle 
dürften zwar gegenüber dem Abruf von gespeicher-
ten Inhalten mithilfe von Datenübermittlungsvorrich-
tungen nur eine eher untergeordnete Rolle spielen; 
sie haben jedoch aufgrund fortschreitender Miniatu-
risierung und sinkender Herstellungskosten eine ei-
genständige Bedeutung, z. B. bei Miniaturcomputern 
(Spielecomputern). Auch diese können für Aufforde-
rungen zu mit Geldbuße bedrohten Handlungen be-
nutzt werden. Dagegen wird davon ausgegangen, 
daß bereits nach geltendem Recht auch derjenige im 
Sinne des § 116 Abs. 1 öffentlich auffordert, der zu 
diesem Zwecke eine solche Aufforderung in einem 
Datenspeicher öffentlich zugänglich macht (vgl. dazu 
die parallele Fallgestaltung in § 111 Strafgesetz-
buch). 

Unter das sonstige öffentliche Zugänglichmachen 
eines Datenspeichers (§ 120 Abs. 1 Nr. 2) fällt auch 
die Bekanntgabe seines gedanklichen Inhalts durch 
unkörperliches Zugänglichmachen (vgl. hierzu Lauf-
hütte, Leipziger Kommentar zum Strafgesetzbuch, 
§ 184, Rn. 21). 

Die Ergänzung des § 123 Abs. 2 Satz 1 stellt sicher, 
daß auch Datenspeicher aufgrund ihres rechtswidri-
gen Inhalts eingezogen werden können. Gemäß § 24 
Abs. 2 unterliegt dies einer Verhältnismäßigkeitsprü-
fung, die insbesondere dazu führen kann, daß an 
Stelle einer Einziehung die Löschung bestimmter In-
halte erzwungen wird, wenn der mit ihrer Einzie-
hung verfolgte Zweck bereits dadurch erreicht wird. 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a 

§ 119 Abs. 1 Nr. 2 erfaßt bislang nur die Fälle, in de-
nen Gelegenheiten zu sexuellen Handlungen in grob 
anstößiger Weise durch Verbreiten von Schriften in 
ihrer Substanz - nicht bloß ihres Inhalts - angebo-
ten (etc.) werden. Derartige Angebote können aber 
auch in Datenspeichern abgelegt und z. B. über 
Daten(fern)leitungen einem nach A rt  und Zahl un-
bestimmten Personenkreis zugänglich gemacht wer-
den. Eine solche unkörperliche Übermittlung er-
scheint nicht weniger sanktionswürdig als die kör-
perliche Verbreitung von Schriften, da sie in ver-
gleichbarer Weise grob anstößig sein kann. Die vor-
liegende Änderung reagie rt  auf diese sich weiterent-
wickelnden technischen Möglichkeiten. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderung dient dem schon oben zu Nummer 1. 
genannten Ziel, die Para llelität der Bestimmungen 
im Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht zu wahren. 
Die bereits vorhandene Formulierung „oder sonst öf-
fentlich zugänglich macht" erfaßt bereits die unkör-
perliche Vermittlung des Inhalts, so daß mit Hinzufü-
gen des Wortes „Datenspeicher" sichergestellt wird, 
daß das öffentliche Zugänglichmachen eines am je-
weiligen Ort grob anstößig wirkenden sexuellen In-
halts eines Datenspeichers auch dann erfaßt wird, 

wenn dieser z. B. auf einem Computer in einem Cy-
bercafe (eine Gaststätte, in der den Besuchern Com-
puter mit Dialogmöglichkeiten nach außen, vielfach 
über das Internet, angeboten werden) dargestellt 
und dabei nur der Arbeitsspeicher in Anspruch ge-
nommen wird (vgl. die Begründung zu Artikel 4 
Nr. 1). 

Zu Artikel 6 (Änderung des Gesetzes über 
die Verbreitung jugendgefährdender 
Schriften) 

Zu Nummer 1 

Durch die Änderung der Bezeichnung des Gesetzes 
wird dem erweiterten Geltungsbereich Rechnung ge-
tragen. 

Zu Nummer 2 

Der in § 1 Abs. 3 des Gesetzes über die Verbreitung 
jugendgefährdender Schriften (GjS) und in § 11 
Abs. 3 des Strafgesetzbuches jetzt inhaltsgleich defi-
nierte Schriftenbegriff hat auch die gleiche gegen-
ständliche Reichweite. Der neu in den Gesetzestext 
aufgenommene Begriff „Datenspeicher" dient der 
Klarstellung, daß auf Datenspeichern bereitgehalte-
ne Darstellungen gegenüber solchen in Druckschrif-
ten sowie auf Ton- und Bildträgem nicht privilegiert 
sind, sondern ebenfalls der Listenaufnahme gem. § 1 
Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die Verbreitung ju-
gendgefährdender Schriften unterliegen. Entschei-
dend ist dabei eine Fixierung für eine gewisse Dauer, 
unabhängig davon, ob die Schrift mit oder ohne tech-
nische Hilfsmittel wahrgenommen werden kann. 
Ebenfalls unerheblich ist, welcher A rt  das zur Wahr-
nehmbarmachung eingesetzte Gerät ist; in Betracht 
kommt insbesondere die Anzeige auf einem Bild-
schirm. 

Diese Klarstellung ist erforderlich geworden durch 
die unterschiedliche Auslegung des Schriftenbegriffs 
in der strafgerichtlichen (Beschluß des OLG Stuttga rt 

 vom 27. August 1991; NStZ 1992 S. 38) und der ver-
waltungsgerichtlichen (Urteil des VG Köln vom 
19. Februar 1991; NJW 1991 S. 1773 sowie Beschluß 
des OVG Münster vom 22. September 1992; NJW 
1993 S. 1494) Rechtsprechung. Das Gesetz über die 
Verbreitung jugendgefährdender Schriften ist in sei-
ner Anwendbarkeit durch die Rechtsprechung der 
Verwaltungsgerichte im wesentlichen auf Druckwer-
ke und andere verkörperte Darstellungsformen be-
schränkt worden. Deshalb ist eine Regelung notwen-
dig, die die Gewährleistung des gesetzlichen Ju-
gendschutzes auch im Bereich der neuen Informati-
ons- und Kommunikationsdienste sicherstellt, wenn 
durch diese jugendgefährdende Inhalte verbreitet 
werden. 

Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf die vorstehen-
den Ausführungen zu Artikel 4 Bezug genommen. 

Zu Nummer 3 

Die vorgesehene Ergänzung hat, soweit sie die Ver

-

breitungsverbote auch auf die Informations- und 
Kommunikationsdienste erstreckt, lediglich klarstel- 
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lenden Charakter. Schon die Verbreitungsverbote in 
der bisherigen Fassung des § 3 Abs. 1 Nr. 1 (in der 
Form des Zugänglichmachens) und Nr. 2 (in der Form 
des Vorführens oder sonstigen Zugänglichmachens 
an einem Ort, der Kindern oder Jugendlichen zu-
gänglich oder einsehbar ist) des Gesetzes über die 
Verbreitung jugendgefährdender Schriften erfassen 
ohne weiteres das Vorführen oder sonstige Zugäng-
lichmachen durch Darstellungen bzw. schlichtes 
Sichtbarmachen auf einem Bildschirm. 

Eine ausdrückliche Regelung der die Informations-
und Kommunikationsdienste betreffenden Verbrei-
tungsverbote in § 3 Abs. 1 Nr. 4 ist notwendig, um 
eine unter Gesichtspunkten von Artikel 5 des Grund-
gesetzes zu würdigende Einengung des Zugangs zu 
Angeboten von Informations- und Kommunikations-
diensten für Erwachsene zu vermeiden. Dem Anbie-
ter indizierter Inhalte wird die Möglichkeit eröffnet, 
durch technische Vorkehrungen Vorsorge zu treffen, 
daß - auch im Zusammenwirken mit den Personen-
sorgeberechtigten - das Angebot oder die Verbrei-
tung im Inland auf volljährige Benutzer beschränkt 
werden kann. Es bleibt dem Anbieter überlassen, ob 
er von dieser Möglichkeit Gebrauch macht oder aber 
auf die Verbreitung verzichtet. Hinsichtlich der A rt 

 der technischen Vorkehrungen nimmt das Gesetz 
keine Festlegungen vor und bleibt damit für neue 
technische Entwicklungen offen. Die Zugangsbe-
schränkung kann z. B. im Wege einer Verschlüsse-
lung, Chiffrierung oder Schaffung geschlossener Be-
nutzergruppen (jeweils mit Kontrolle des Alters der 
berechtigten Anschlußinhaber) umgesetzt werden. 
Durch die Anordnung von Zeitgrenzen für die Über-
tragung kann ein zuverlässiger Ausschluß von Kin

-

dern oder Jugendlichen von der Nutzung nicht er-
reicht werden. 

Im Ergebnis kommt es darauf an, daß die technischen 
Vorkehrungen, die die Informationsmöglichkeiten 
für Erwachsene sichern sollen, in der Praxis zuverläs-
sig umsetzbar sind und keine unzumutbaren Anfor-
derungen an  den Anbieter stellen. 

Zur Frage der Verantwortlichkeiten verbleibt es bei 
den in Artikel 1 § 5 Informations- und Kommunikati-
onsdienste-Gesetz aufgeführten Regelungen. 

Zu Nummer 4 

Die vorgesehene Neufassung des § 5 Abs. 3 folgt der 
Systematik der mit einer Indizierung verbundenen 
Rechtsfolgen, hier der Werbebeschränkungen. Es 
ist sachgerecht, den Anwendungsbereich des Absat-
zes 2 auch für die Fälle zu beschränken, in denen 
durch technische Vorkehrungen eine Übermittlung 
an  Kinder oder Jugendliche ausgeschlossen ist. 

Da es sich bei den in § 5 des Gesetzes über die Ver-
breitung jugendgefährdender Schriften geregelten 
Werbeverboten um absolute Verbote h andelt, die 
keine Privilegierung Erwachsener vorsehen, müssen 
auch die technischen Vorkehrungen im Sinne des § 5 
Abs. 3 Nr. 2 so ausgestaltet sein, daß eine Übermitt-
lung an  Kinder und Jugendliche ausgeschlossen ist. 

Zu Nummer 5 

Der Jugendschutz hat sich im Bereich der neuen 
Dienste zu einem wichtigen Schwerpunkt entwickelt. 
Ein Kernpunkt der vom Bund vorgeschlagenen Wei-
terentwicklung des Jugendschutzrechtes ist die Ver-
pflichtung zur Bestellung von Jugendschutzbeauf-
tragten bei den Diensteanbietem als Ansprechpart-
ner für Nutzer und als interner Berater der Dien-
steanbieter. 

Damit wird durch organisatorische Maßnahmen im 
Bereich der Diensteanbieter sichergestellt, daß ju-
gendgefährdende Inhalte von Kindern und Jugend-
lichen weitgehend ferngehalten werden können. 
Durch die Möglichkeit, die Wahrnehmung der Auf-
gaben des Jugendschutzbeauftragten auf Einrichtun-
gen der freiwilligen Selbstkontrolle zu delegieren, 
wird für die betroffenen Diensteanbieter ein gesetz-
licher Anreiz zum Zusammenschluß in freiwilligen 
Selbstkontrolleinrichtungen geschaffen, ein Instru-
ment, daß seit langem in der Bundesrepublik einge-
führt ist und sich im Bereich der Medien bisher be-
währt hat. Durch die Delegationsmöglichkeit können 
insbesondere kleine und mittlere Betriebe von der 
mit der Bestellung verbundenen Kosten entlastet 
werden. 

Adressat der Vorschrift sind Diensteanbieter, die ihre 
Dienste gewerbsmäßig anbieten, wenn diese Ange-
bote jugendgefährdende Inhalte enthalten können. 
Ausgenommen sind geschlossene Benutzergruppen, 
Behörden- oder firmeninterne Informations- und 
Kommunikationsdienste sowie p rivate Gelegenheits-
anbieter. 

Der Jugendschutzbeauftragte des Diensteanbieters 
soll nach innen und außen tätig werden. Das Gesetz 
nennt aus der Vielzahl der Möglichkeiten einer inter-
nen Beteiligung drei besonders wich tige Maßnah-
men: Bei der Beteiligung an  der Angebotsplanung 
und bei der Gestaltung der allgemeinen Geschäfts-
bedingungen für die Verträge, die der Diensteanbie-
ter mit den Inhaltszulieferern schließt, besteht in be-
sonderem Maße die Möglichkeit, von vornherein auf 
eine jugendfreundliche Gestaltung der Angebote 
oder einer frühzeitigen Einplanung von Maßnahmen, 
die den Zugang auf Volljährige beschränken, Einfluß 
nehmen zu können. Eine ebenfalls wichtige Maßnah-
me ist die Beratung im Hinblick auf eine Beschrän-
kung von Angeboten durch den Diensteanbieter in 
Form einer Sperrung beziehungsweise Altersbegren-
zung. 

Als Ansprechpartner für Nutzer, insbesondere für Er-
ziehungsberechtigte, soll der Jugendschutzbeauf-
tragte über technische Sicherungsmöglichkeiten be-
raten. Daneben kann er Hinweise auf jugendgefähr-
dende Inhalte in Angeboten aufnehmen und diese 
an  den Diensteanbieter, die Jugendbehörden und die 
Strafverfolgungsbehörden weiterleiten. 

Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, daß den 
Gefahren eines quasi-anarchischen Systems wie dem 
Internet nicht mit hierarchisch gegliederten, starren 
Ge- oder Verboten begegnet werden kann. Hier sind 
vielmehr schon von ihrer Struktur her flexibel ange-
legte Reaktionsmechanismen erforderlich. Der Ju- 
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gendschutzbeauftragte besitzt die Fähigkeit, flexibel 
und von Fall  zu Fall  angepaßt auf unterschiedliche 
Gefährdungspotentiale einzugehen und je nach Fa ll 

 die richtige Hilfestellung zu geben. Die Beauftragten 
können dabei mit generellen Hinweisen, aber auch 
im Einzelfall arbeiten. 

Zu Nummer 6 

Die vorgesehene Ergänzung enthält die notwendi-
ge Strafbewehrung eines Verstoßes gegen § 3 Abs. 1 
Nr. 4. Zur Frage der Verantwortlichkeiten verbleibt 
es bei den in Artikel 1 § 5 Informa tions- und Kommu-
nikationsdienste-Gesetz aufgeführten Regelungen. 

Zu Artikel 7 (Änderung des Urheberrechtsgesetzes) 

Allgemeines 

1. Europäische Harmonisierung des Immaterial-
güterschutzes für Datenbanken 

Die neuen Informations- und Kommunikationstech-
nologien, insbesondere die digitale Technologie und 
ihre schnell fortschreitende Anwendung in globalen 
Kommunikationsnetzwerken, machen auch Anpas-
sungen des nationalen Urheberrechts und der inter-
nationalen Urheberrechtsabkommen notwendig. Der 
Meinungsbildungsprozeß über das Ausmaß der erfor-
derlichen Anpassungen des nationalen Urheber-
rechts ist in Deutschland, wie auch in den meisten 
anderen Industriestaaten, noch nicht abgeschlossen. 
Auf internationaler Ebene ist für Ende 1996 eine di-
plomatische Konferenz zu wich tigen Übereinkom-
men im Rahmen der Weltorganisation für Geistiges 
Eigentum (WIPO), Genf, vorgesehenen. Innerhalb 
der EU wurde 1995 die Prüfung des Bedarfs für die 
gemeinschaftsweite Harmonisierung des Urheber-
rechts durch das Grünbuch der EG-Kommission über 
das Urheberrecht und die verwandten Schutzrechte 
in der Informationsgesellschaft - Dokument KOM 
(95) 382 endg. vom 19. Juli 1995 - eingeleitet und 
dauert an . Abgeschlossen werden konnte hingegen 
bereits die europäische Harmonisierung des Rechts-
schutzes der Anbieter in einem weitreichenden Teil-
gebiet der neuen Informa tions- und Kommunika-
tionsdienste, welches die Datenbanken bilden. 

Die Richtlinie 96/9/EG vom 11. März 1996 über den 
rechtlichen Schutz von Datenbanken harmonisiert 
bzw. begründet erstmals in den Mitgliedstaaten ei-
nen zweistufigen Rechtsschutz für Datenbanken: 

- in Kapitel II einen urheberrechtlichen Schutz für 
eine nach „Auswahl oder Anordnung" des gesam-
melten Stoffes schöpferisch gestaltete Datenbank, 
der ein Auswertungsrecht in bezug auf diese Ge-
staltung, aber nicht auch in bezug auf den gesam-
melten Inhalt verleiht, sowie 

- in Kapitel III ein Schutzrecht „sui gene ris", durch 
welches der unternehmerisch verantwortliche 
Hersteller einer Datenbank für die bei der Anlage 
der Datensammlung getätigte wesentliche Investi-
tion mit einem beschränkten Auswertungsmono-
pol in bezug auf den zusammengetragenen Inhalt 
belohnt wird. 

Wegen der unterschiedlichen Schutzvoraussetzun-
gen können im Einzelfall an  ein und derselben Da-
tenbank beide Schutzrechte oder nur eines von bei-
den bestehen. Hinsichtlich der Tragweite des ge-
währten Schutzes ergänzen sich die beiden Schutz-
rechte. 

Die Richtlinie ist nach ihrem Artikel 16 Abs. 1 bis 
zum 1. Januar 1998 in das innerstaatliche Recht der 
Mitgliedstaaten umzusetzen. In Deutschland ist dafür 
Gesetzgebung erforderlich; zur Verfügung steht die 
ausschließliche Kompetenz des Bundes für den ge-
werblichen Rechtsschutz und das Urheberrecht (Arti-
kel 73 Nr. 9 des Grundgesetzes). 

Die in Artikel 7 vorgeschlagene Änderung des Urhe-
berrechtsgesetzes erschöpft den durch die Richtlinie 
entstehenden Umsetzungsbedarf. Der Regelungsvor-
schlag beruht im wesentlichen auf einer Zweiteilung 
der Regelungsstandorte im Urheberrechtsgesetz, 
entsprechend der Zweistufigkeit des in der Richtlinie 
vorgesehenen Rechtsschutzes. 

2. Zum urheberrechtlichen Schutz 
von Datenbanken nach der Richtlinie 96/9/EG 
und nach geltendem Recht 

Die Richtlinie lehnt sich in ihrem Kapitel II über den 
urheberrechtlichen Schutz von Datenbanken an 
Rechtstraditionen der Mitgliedstaaten an, die sämt-
lich Vertragsparteien der Revidierten Berner Über-
einkunft zum Schutz von Werken der Literatur und 
Kunst (RBÜ) sind. Nach deren Artikel 2 Abs. 5 sind 
„Sammlungen von Werken", die wegen der Auswahl 
und der Anordnung des Stoffes geistige Schöpfun-
gen darstellen, als solche urheberrechtlich geschützt. 
§ 4 Urheberrechtsgesetz verleiht Sammlungen von 
Werken „und anderen Beiträgen" ebenfa lls unter der 
Voraussetzung, daß die Sammlung wegen der Aus-
wahl oder der Anordnung eine geistige Schöpfung 
darstellt, urheberrechtlichen Schutz. Artikel 10 
Abs. 2 des Übereinkommens über handelsbezogene 
Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums (BGBl. 
1994 II S. 1730) erstreckt den urheberrechtlichen 
Schutz auf Zusammenstellungen von Daten oder son-
stigem Material, gleichviel, ob in maschinenlesbarer 
oder anderer Form, die aufgrund der Auswahl und 
Anordnung ihres Inhalts geistige Schöpfungen bil-
den. Die letztere Regelung, die ebenfa lls für alle Mit-
gliedstaaten, aber auch für die Europäische Gemein-
schaft als solche verbindlich ist, bezieht klarer und 
eindeutiger als die vorgenannten, in länger zurück-
liegender Zeit getroffenen Regelungen moderne Da-
tenbanken, insbesondere solche überwiegend oder 
rein informationellen Inhalts, in ihren Geltungsbe-
reich mit ein. In der Europäischen Gemeinschaft be-
deutet daher die Umsetzung des Kapitels II der Richt-
linie, betreffend das Urheberrecht an Datenbanken, 
in bezug auf das grundsätzliche Bestehen dieses 
Rechtsschutzes keine Neuerung, sondern bringt le-
diglich eine Reihe von Präzisierungen in Einzelfra-
gen mit sich, die überwiegend klarstellenden Cha-
rakter haben. 

Es wird vorgeschlagen, dem Ersten Teil des Urheber

-

rechtsgesetzes, der dem Urheberrecht im engeren 
Sinne (Recht des Urhebers) gewidmet ist, einen 
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Neunten Abschnitt mit Besonderen Bestimmungen 
für Datenbanken anzufügen (Artikel 7 Nr. 1). Damit 
folgt der Entwurf derselben Regelungstechnik wie 
das Zweite Gesetz zur Änderung des Urheberrechts-
gesetzes, durch welches im Jahr 1993 die Richtlinie 
91/250/EWG über den Rechtsschutz von Computer-
programmen umgesetzt wurde. 

3. Das neue Schutzrecht sui generis 

a) Einleitung 

Neben der Harmonisierung des Urheberrechtsschut-
zes für Datenbanken verpflichtet die Richtlinie in ih-
rem Kapitel III die Mitgliedstaaten zur Einführung ei-
nes neuen Datenbankschutzrechtes eigener A rt . Die 
Richtlinie bezeichnet es als „Schutzrecht sui gene-
ris". Es ist darauf gerichtet, die bei der Beschaffung, 
Überprüfung und Darstellung des Inhalts einer Da-
tenbank vorgenommene Investition zu schützen (Er-
wägungsgrund 40), soweit diese qualitativ oder 
quantitativ als wesentlich bezeichnet werden kann. 

Ein besonderer Investitionsschutz für Datenbankher-
steller erweist sich angesichts der neuen digitalen 
Speicher- und Kommunikationstechnologien als er-
forderlich (vgl. Erwägungsgründe 7 bis 12, 38). Der 
Aufbau von Datenbanken kann mit erheblichen In-
vestitionen verbunden sein, während die Daten für 
einen Bruchteil der Investitionskosten abgefragt und 
kopiert werden können. Die unerlaubte Nutzung des 
Inhalts einer Datenbank beeinträchtigt die wirt-
schaftliche Entwicklung des Datenbankgeschäfts 
und kann damit auch die technische Entwicklung ne-
gativ beeinflussen. Die für den wachsenden Infor-
mationsmarkt erforderlichen Investitionen in mo-
derne Datenspeicher- und Datenverarbeitungssy-
steme können vereitelt oder behindert werden. Die 
Einführung des neuen Schutzrechtes soll dem entge-
genwirken. 

Der zu gewährende Schutz gegenüber unerlaubter 
Entnahme und Weiterverwendung des Inhalts von 
Datenbanken zielt besonders auf Wettbewerbsver-
hältnisse (Erwägungsgrund 6). Über den Schutz ge-
genüber der Herstellung „parasitärer Konkurrenz-
produkte" hinaus sollen jedoch auch alle sonstigen 
investitionsschädigenden Nutzungen unterbunden 
werden (Erwägungsgrund 42). 

b) Zur Bedeutung des neuen Schutzrechts 
in der Rechtsordnung 

Die Bedeutung des neuen Rechts, das anderweitigen 
rechtlichen Schutz nicht verdrängt, sondern neben 
diesen tritt (Artikel 7 Abs. 4, Artikel 13 der Richtli-
nie), liegt in dem Schutz vor dem unerlaubten Zugriff 
auf den Inhalt von Datenbanken, der weder selbst 
noch über den Strukturschutz der Datenbank vom 
Urheberrecht geschützt wird. Das wird nicht selten 
der Fall  sein. Sammlungen von Informationen über 
Fakten, etwa Adressen, Telefonnummern oder me-
teorologische Meßergebnisse, sind in der Regel man-
gels geistiger Schöpfung urheberrechtlich nicht 
schutzfähig. Als „Datenbank" erfahren sie urheber-
rechtlichen Schutz lediglich dann, wenn die Auswahl 
oder Anordnung eine individue lle schöpferische Lei

-

stung darstellt. Insbesondere bei Datenbanken, die 
auf eine vollständige Erfassung von Fakten gerichtet 
sind oder bei denen die Anordnung nach allgemein 
bekannten und gängigen Prinzipien erfolgt (Alpha-
bet, Wohnort), kann es hieran fehlen. Soweit in die-
sen Fällen der nach der Richtlinie erforderliche Inve-
stitionsumfang erreicht wird, soll künftig der Daten-
bankhersteller besonders geschützt werden. 

Der zu schaffende Schutz geht über den - weiterhin 
bestehenbleibenden - wettbewerbsrechtlichen Lei

-

stungsschutz hinaus. Nach geltendem Recht sichert 
1 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 

(UWG) gegenüber der unlauteren Übernahme frem-
der Leistungsergebnisse. Die in einer Datenbank ge-
sammelten Informationen können solchermaßen ge-
gen Ausbeutung geschützt sein. Doch wirkt dieser 
Schutz nur in Wettbewerbsverhältnissen, nicht hin-
gegen im Verhältnis zum p rivaten Endverbraucher. 
Außerdem besteht ein Verbotsrecht nicht bereits bei 
Übernahme eines fremden Leistungsergebnisses, 
sondern erst bei Hinzutreten besonderer die Unlau-
terkeit begründender Umstände. Welche Umstände 
das sein können, kann nur durch eine die unter-
schiedlichen Interessen berücksichtigende, abwä-
gende Entscheidung im Einzelfall festgestellt wer-
den. Mit der rechtlichen Unsicherheit gehen Schwie-
rigkeiten einher, die sich daraus ergeben, daß der 
Schutzsuchende die die Unlauterkeit begründenden 
Tatsachen beweisen muß. Auch aus Beweisgründen 
wird sich daher der Rechtsschutz für Datenbankher-
steller mit Einführung des neuen Datenbankschutz

-

rechts verbessern. 

Das neue Schutzrecht sichert die Befugnis des Her-
stellers, über die Verwendung des gesamten Inhalts 
oder wesentlicher Teile des Inhalts der Datenbank zu 
befinden. Unwesentliche Inhaltsteile werden von 
dem Schutzrecht dagegen nicht erfaßt. Der beabsich-
tigte Investitionsschutz erfordert deren Einbeziehung 
nicht. Die begrenzte Reichweite des Schutzes dient 
zudem dazu, den erforderlichen Investitionsschutz 
mit dem Interesse an einem möglichst freien Informa-
tionsfluß in Einklang zu bringen. Der Sicherung der 
Informationsfreiheit und der Ausgewogenheit der 
Gesamtregelung dient es auch, daß die Richtlinie 
klar definierte Benutzerrechte verbindlich festlegt 
(Artikel 8, 15). Dem rechtmäßigen Benutzer einer Da-
tenbank kann daher nicht untersagt werden, unwe-
sentliche Teile des Inhalts der Datenbank zu entneh-
men oder weiterzuverwenden. 

Der Wettbewerb zwischen verschiedenen Anbietern 
von Datenbanken soll durch das neue Schutzrecht 
nicht beeinträchtigt werden. Europäisches und natio-
nales Kartellrecht bleiben von der Neuregelung un-
berührt (Erwägungsgrund 47). Das ermöglicht es, die 
unangemessene Ausnutzung von Informationsmono-
polen zu verhindern. Die Ausübung des neuen 
Schutzrechts durch den Datenbankhersteller darf 
nicht dazu führen, daß der Zugang zu Informationen 
mißbräuchlich beschränkt wird. 

Mit der Einführung eines besonderen Datenbank

-

schutzrechtes hat sich die Europäische Union welt-
weit an  die Spitze bei der Schutzgewährung in die-
sem Bereich gestellt. Der wünschenswerten globalen 
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Ausweitung des Rechtsschutzes dient es, daß der 
neue Schutz (zunächst) nur Herstellern aus dem Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum gewährt wird und eine 
Erstreckung auf sonstige ausländische Personen und 
Unternehmen nur unter der Voraussetzung der Ge-
genseitigkeit (Reziprozität), also einer entsprechen-
den Schutzgewährung für Datenbanken in Drittstaa-
ten (Erwägungsgrund 56), erfolgt. 

c) Umsetzung der Richtlinie durch Einführung eines 
neuen Leistungsschutzrechtes 

Es wird vorgeschlagen, das Schutzrecht des Daten

-

bankherstellers als Leistungsschutzrecht in den 
Zweiten Teil des Urheberrechtsgesetzes einzustellen. 

Die Datenbankenrichtlinie enthält keine Vorgaben 
über die Art  und Weise ihrer Umsetzung. Möglich 
wäre es auch, diese, ähnlich wie beim Halbleiter-
schutzgesetz (BGBl. 1987 I S. 2294), in einem geson-
derten Gesetz vorzunehmen. Die bewußte, auch vom 
Wortlaut der Richtlinie dokumentierte Distanz des 
„Schutzrechts sui generis" zu den Leistungsschutz

-

rechten könnte zugunsten einer solchen Normierung 
in einem speziellen Gesetz angeführt werden. 

Es sprechen jedoch eine Reihe von Gründen dafür, 
die Umsetzungsregelung im Urheberrechtsgesetz 
vorzunehmen. Das neue Schutzrecht ist mehr als blo-
ßer Wettbewerbsschutz. Es gewährt nicht allein ein 
Verbotsrecht, sondern ist als übertragbares Aus-
schließlichkeitsrecht mit einer festen Schutzfrist aus-
gestaltet. Es kann daher als eigenständiges Imma-
terialgüterrecht an  die Seite der im Zweiten Teil 
des Urheberrechtsgesetzes geregelten „verwandten 
Schutzrechte" gestellt werden. Auch bei den bereits 
bisher dort  erfaßten Rechten besteht zum Teil nur 
eine lose Verbindung zum Urheberrecht und zur 
Werkvermittlung. Der Schutz des Sendeunterneh-
mens (§ 87 UrhG) etwa besteht nicht nur bei Sen-
dung urheberrechtsschutzfähiger Werke oder Dar-
bietungen, sondern für Funksendungen jeden Inhalts 
und Charakters. Vergleichbar ist nunmehr der Her-
steller von Datenbanken zu schützen, auch wenn 
eine Datenbank lediglich Daten enthält, die selbst 
nicht urheberrechtsschutzfähig sind. Auch wegen 
der sachlichen Nähe beider nach der Richtlinie zu 
gewährenden Schutzinstrumente zueinander er-
scheint es zweckmäßig, den neuen Datenbankschutz 
neben dem urheberrechtlichen Schutz von Daten-
banken in demselben Gesetzeswerk zu regeln. 

d) Grundzüge der Richtlinie und Überblick 
über die Umsetzung 

Kapitel III der Richtlinie 96/9/EG über den rechtli-
chen Schutz von Datenbanken verpflichtet die Mit-
gliedstaaten, ein neues „Schutzrecht sui gene ris" ein-
zuführen. Sein Ziel ist es, „wesentliche Investitionen" 
in Datenbanken zu schützen. Es h andelt sich hierbei 
um ein neuartiges Schutzrecht, das weder in 
Deutschland noch in der Europäischen Union oder 
im sonstigen Ausland ein Vorbild hat. 

Artikel 7 der Richtlinie enthält die grundlegenden 
Bestimmungen über den Schutzgegenstand des ein-
zuführenden Schutzrechtes. Dem Hersteller einer 
Datenbank, der in diese wesentlich investiert hat, 

muß das Recht eingeräumt werden, die Entnahme 
oder Weiterverwendung ihres Inhalts oder wesentli-
cher Teile ihres Inhalts zu untersagen. Neben den 
Grundlagen des Schutzes werden die Übertragbar-
keit des Rechts (Abs. 3) und die Konkurrenz zu ande-
ren datenbankschützenden Bestimmungen (Abs. 4) 
geregelt. Die Umsetzung nimmt der Entwurf in § 87 a 
des Urheberrechtsgesetzes vor. 

Artikel 8 der Richtlinie macht Vorgaben für die Rech-
te und Pflichten des rechtmäßigen Benutzers einer 
Datenbank. Die Vorschrift steht in Zusammenhang 
mit Artikel 15 der Richtlinie, wonach Artikel 8 zuwi-
derlaufende vertragliche Vereinbarungen nichtig 
sind. Für die Umsetzung von Artikel 8 Abs. 1 und 2 
der Richtlinie wird die Regelung in § 87 d des Urhe-
berrechtsgesetzes vorgeschlagen. Da es sich um ver-
tragsrechtliche Bestimmungen handelt, sieht der Ent-
wurf abweichend von der Systematik der Richtlinie 
vor, daß die Umsetzung erst im Anschluß an  die wei-
teren das Schutzrecht selbst betreffenden neuen Vor-
schriften des Urheberrechtsgesetzes erfolgt. Eine be-
sondere Umsetzung des Artikels 8 Abs. 3 der Richt-
linie erscheint entbehrlich. Das dem rechtmäßigen 
Benutzer obliegende Schädigungsverbot gegenüber 
Rechtsinhabern an  in der Datenbank enthaltenen 
Werken und Leistungen folgt bereits aus den allge-
meinen Vorschriften des Urheberrechtsgesetzes (ins-
besondere § 97 Urheberrechtsgesetz - Anspruch auf 
Unterlassung und Schadensersatz). 

Artikel 9 der Richtlinie gibt den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit, über „Ausnahmen vom Recht sui gene-
ris" die Reichweite des neuen Schutzrechts einzu-
schränken. Da es sich bei dem Recht sui gene ris um 
eine juristische Neuerung h andelt, eröffnet die Richt-
linie - anders als Artikel 6 Abs. 2 für den Urheber-
rechtsschutz für Datenbanken - nicht die Möglich-
keit, Ausnahmen entsprechend traditionellem natio-
nalen Recht vorzusehen. Das führt dazu, daß Daten-
bankhersteller im Einzelfall stärker geschützt sein 
können als Urheber von Datenbanken, da die Urhe-
ber weitergehenden Schranken unterliegen, als sie 
für Datenbankhersteller nach der Richtlinie vorgese-
hen werden können. Für die Umsetzung wird die 
Schrankenregelung in § 87 b des Urheberrechtsge-
setzes vorgeschlagen. 

Die Schutzdauer des sui-generis-Rechts beträgt ge-
mäß Artikel 10 der Richtlinie fünfzehn Jahre, wobei 
jede wesentliche Neuinvestition in die Datenbank 
eine neue, eigene Schutzdauer beginnen läßt. Fo rt

-laufend aktualisierte Datenbanken können daher in 
den Genuß eines zeitlich unbegrenzten Schutzes ge-
langen. Die Umsetzung von Artikel 10 der Richtlinie 
ist in § 87 c des Entwurfs zum Urheberrechtsgesetz 
enthalten. 

Artikel 11 der Richtlinie enthält die fremdenrechtli-
chen Vorschriften über den Anwendungsbereich des 
neuen Schutzrechts. Wie bereits ausgeführt, wird die 
Bestimmung von dem Gedanken getragen, daß ein 
Schutz nur solchen Personen gewährt werden so ll , 
deren Heimatrecht einen vergleichbaren Schutz für 
Hersteller von Datenbanken aus der Europäischen 
Union bietet (Erwägungsgrund 56). Der Schutz be-
schränkt sich demnach bis zum Abschluß von Verein- 
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barungen durch die Europäische Union mit Drittlän-
dern (Artikel 11 Abs. 3 der Richtlinie) auf Hersteller, 
die Unionsangehörige sind oder do rt  ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt haben; für Unternehmen wird die 
Regelung aus Artikel 58 des EG-Vertrages übernom-
men. Für die Umsetzung wird der neue § 127 a des 
Urheberrechtsgesetzes vorgeschlagen, der im Fünf-
ten Teil des Urheberrechtsgesetzes bei den Vorschrif-
ten zu dessen Anwendungsbereich einzufügen ist. 

Die Mitgliedstaaten sind nach Artikel 12 der Richtli-
nie verpflichtet, zur Absicherung des einzuräumen-
den Schutzrechtes geeignete Sanktionen vorzuse-
hen. Hier erscheinen nur wenige Ergänzungen des 
Urheberrechtsgesetzes erforderlich, die unter Artikel 
7 Nr. 3 bis 5 des Entwurfs für das Verwertungsverbot 
gemäß § 96 Urheberrechtsgesetz, die Strafvorschrift 
des § 108 Urheberrechtsgesetz und die Zwangsvoll-
streckungsregelung des § 119 Urheberrechtsgesetz 
vorgeschlagenen werden. Im übrigen erfassen die zi-
vilrechtlichen Vorschriften über Rechtsverletzungen 
in §§ 97 ff. Urheberrechtsgesetz alle Fälle, in denen 
vom Urheberrechtsgesetz gewährte ausschließliche 
Rechte verletzt werden. Die Vorschriften gewähren 
daher auch dem Datenbankhersteller einen umfas-
senden Schutz gegenüber der Verletzung seiner 
Rechte. 

Artikel 14 Abs. 3 und 5 der Richtlinie betreffen den 
Schutz solcher Datenbanken, die vor dem 1. Januar 
1998 hergestellt worden sind. Für diese Übergangs-
regelung sieht der Entwurf die Umsetzung durch 
Artikel 7 Nr. 7 in § 137h .Abs. 2 des Urheberrechtsge-
setzes vor. 

Zu den Vorschriften im einzelnen 

Zu Nummer 1 (Einfügung eines Neunten Abschnitts 
- Besondere Bestimmungen 
für Datenbanken) 

Zu § 69 h (Begriff der Datenbank) 

Eingeleitet wird der Neunte Abschnitt, der dem in 
Kapitel II der Richtlinie geregelten urheberrechtli-
chen Schutz für Datenbanken gewidmet ist, durch 
eine Definition des Begriffs der Datenbank. Zugleich 
wird damit der Geltungsbereich sämtlicher Vorschrif-
ten des neuen Neunten Abschnitts eingegrenzt. Die 
Definition der Datenbank im neuen § 69h des Urhe-
berrechtsgesetzes folgt wörtlich der Definition in Ar-
tikel 1 Abs. 2 der Richtlinie, die sowohl für den urhe-
berrechtlichen Teil der Richtlinie als auch für das 
neue Schutzrecht sui gene ris gilt. Durch diesen be-
grifflichen Gleichklang soll gewährleistet werden, 
daß bezüglich des Geltungsbereichs der Umset-
zungsregeln der größtmögliche Harmonisierungsef-
fekt eintritt. 

Neben der operativen Bestimmung des Artikels 1 
Abs. 2 der Richtlinie befassen sich mit dem Begriff 
der Datenbank auch die Erwägungsgründe 14, 17, 
19, 21, 22 und 23. Darin werden, teilweise erklärlich 
aus der Entstehungsgeschichte der Richtlinie, ver-
schiedene Einzelfragen der Definition angesprochen. 
Die Sachentscheidungen über den Geltungsbereich 

der Richtlinie können aber zutreffend bereits aus der 
operativen Bestimmung des Artikels 1 Abs. 2 abge-
leitet werden. Aus dieser ergibt sich u. a., daß sowohl 
elektronische als auch nichtelektronische Datenban-
ken umfaßt sind, ferner Datenbanken, die in Form 
von CD-ROM vertrieben werden, ebenso wie On-
line-Datenbanken (s. Erwägungsgründe 14 und 22). 
Bei einer elektronischen Datenbank werden die Ele-
mente der Sammlung in der Regel mit Hilfe eines 
Computerprogramms einzeln zugänglich sein. 
Gleichwohl ist ein solches Computerprogramm eben-
sowenig wie sonstige für den Betrieb einer elektroni-
schen Datenbank etwa verwendete Computerpro-
gramme vom Geltungsbereich der Richtlinie erfaßt. 
Vielmehr gelten für den Rechtsschutz an  diesen Pro-
grammen allein die in der Gemeinschaft harmonisier-
ten Regeln über den Rechtsschutz von Computerpro-
grammen, d. h. die §§ 69 a ff. Urheberrechtsgesetz. 
Artikel 1 Abs. 3 der Richtlinie, der dies klarstellt, be-
darf keiner Umsetzung. 

Nach dem Erwägungsgrund 20 kann sich der in der 
Richtlinie vorgesehene Schutz auch auf Elemente er-
strecken, die für den Betrieb oder die Abfrage be-
stimmter Datenbanken erforderlich sind, beispiels-
weise auf den Thesaurus oder die Indexierungssy-
steme. Dieser Erwägungsgrund ist ein Überbleibsel 
aus der Datenbankdefinition in Artikel 1 Abs. 1 des 
Geänderten Vorschlags der Kommission - Dokument 
KOM (93) 464 endg. - SYN 393 -, wonach zur Daten-
bank auch gehört das „Material, das für den Betrieb 
der Datenbank erforderlich ist, wie ihr Thesaurus, In-
dex oder Abfragesystem". Die Richtlinie in ihrer end-
gültigen Fassung läßt offen, ob und ggf. unter wel-
chen Voraussetzungen dieses Mate rial geschützt ist. 
Der Erwägungsgrund 20 dürfte dahin zu verstehen 
sein, daß je nach Lage des Einzelfalles dieses beson-
dere „Material" die Kriterien des urheberrechtlichen 
Schutzes erfüllen kann ( „Auswahl oder Anordnung" 
im Sinne des Artikels 3 Abs. 1 der Richtlinie). 

Zu § 69 i (Voraussetzung und Gegenstand 
des urheberrechtlichen Schutzes) 

Der vorgeschlagene § 69i Urheberrechtsgesetz ist 
die grundlegende Bestimmung für den urheberrecht-
lichen Schutz von Datenbanken. Das Kriterium für 
die Urheberrechtsfähigkeit in Absatz 1 ist dem Arti-
kel 3 Abs. 1 Satz 1 der Richtlinie wörtlich entnom-
men. Es stimmt mit dem in § 4 Urheberrechtsgesetz 
festgelegten Kriterium für die Urheberrechtsfähigkeit 
von Sammelwerken ebenso überein wie mit den ent-
sprechenden Formulierungen des Artikels 2 Abs. 5 
der Revidierten Berner Übereinkunft zum Schutz von 
Werken der Literatur und Kunst und des Artikels 10 
Abs. 2 des Übereinkommens über handelsbezogene 
Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums. Mit der 
Rechtsfolgeanordnung, daß die so qualifizierten Da-
tenbanken als Werke geschützt werden, wird insbe-
sondere bewirkt, daß die für Werke geltenden Vor-
schriften des Ersten Teils gelten, soweit nicht nach-
folgend abweichende Regeln getroffen werden. 

§ 4 Urheberrechtsgesetz bleibt unangetastet; die Vor

-

schrift hat nach wie vor für Sammelwerke Bedeu

-

tung, die in bezug auf Anordnung des Stoffes und 
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Zugänglichkeit dem § 69h Urheberrechtsgesetz nicht 
(voll) entsprechen. 

Keine Sonderregelung der urheberrechtsfähigen 
Gestaltungshöhe 

Der Entwurf verzichtet darauf, den Artikel 3 Abs. 1 
Satz 2 der Richtlinie („Bei der Bestimmung, ob sie für 
diesen Schutz in Betracht kommen, sind keine ande-
ren Kriterien anzuwenden.") durch eine ausdrück-
liche Bestimmung umzusetzen. Darin folgt der Ent-
wurf der Methode bei der Umsetzung des Artikels 6 
der Richtlinie 93/98/EWG zur Harmonisierung der 
Schutzdauer des Urheberrechts und bestimmter ver-
wandter Schutzrechte, welcher den urheberrechtli-
chen Schutz fotografischer Werke zum Gegenstand 
hat, durch das Dritte Gesetz zur Änderung des Urhe-
berrechtsgesetzes vom 23. Juni 1995 (BGBl. I S. 842). 
Anders war noch verfahren worden bei der Umset-
zung der Richtlinie über den Rechtsschutz von Com-
puterprogrammen, s. § 69a Abs. 3 Satz 2 Urheber-
rechtsgesetz. Bei der letztgenannten Richtlinie be-
stand aber ein besonderes Harmonisierungsziel dar-
in, die in Deutschland vor Verabschiedung der Richt-
linie von der Rechtsprechung aufgestellten erhöhten 
Anforderungen an die urheberrechtliche Gestal-
tungshöhe (§ 2 Abs. 2 UrhG) von Computerprogram-
men abzusenken. Dem war bei der Umsetzung sei-
nerzeit Rechnung zu tragen. In bezug auf den urhe-
berrechtlichen Schutz von Datenbanken oder Sam-
melwerken allgemein (§ 4 UrhG) besteht eine solche 
Problemlage in Deutschland nicht. Insbesondere 
stellt der Bundesgerichtshof in jüngeren Entschei-
dungen zur urheberrechtlichen Gestaltungshöhe von 
Sammlungen im Sinne des § 4 Urheberrechtsgesetz 
keine verschärften Anforderungen an die erforder-
liche Qualität von Auslese oder Anordnung des ge-
sammelten Stoffs (siehe u. a. BGH GRUR 1992, 382-
386 - Leitsätze). 

§ 69 i Abs. 2 des Entwurfs übernimmt den Gehalt von 
Artikel 3 Abs. 2 der Richtlinie sowie ein Regelungs-
element des einleitenden Satzteils von Artikel 5 der 
Richtlinie. Auch auf Artikel 10 Abs. 2 Satz 2 des 
Übereinkommens über handelsbezogene Aspekte 
der Rechte des geistigen Eigentums ist hinzuweisen. 
Der Regelungsgehalt dieses Absatzes steht in Ein-
klang mit der deutschen Lehre und Rechtsprechung 
zu § 4 Urheberrechtsgesetz in bezug auf Sammelwer-
ke und hat deshalb klarstellenden Charakter. 

Keine Sonderregelung über Rechtsübergang 
im Arbeitsverhältnis 

Die Richtlinie trifft in ihrem urheberrechtlichen Teil 
keine Regelung darüber, wem die Verwertungsbe-
fugnisse zustehen, wenn der Urheber die Datenbank 
im Rahmen einer unselbständigen Tätigkeit, also ins-
besondere im Arbeitsverhältnis, geschaffen hat. Er-
wägungsgrund 29 stellt klar, daß diese Frage durch 
vertragliche Regelungen des Arbeitsverhältnisses 
geklärt werden kann und daß die Mitgliedstaaten be-
fugt bleiben, darüber Auslegungsregeln vorzusehen. 
Eine Sonderregelung in dieser Hinsicht wird nicht 
für erforderlich gehalten. § 43 Urheberrechtsgesetz 

ist daher anwendbar, soweit keine autonome Rege-
lung zwischen den Beteiligten getroffen worden ist. 

Keine Sonderregelung der Verwertungsrechte 

Die Harmonisierung des Urheberrechts in der Euro-
päischen Union ist noch nicht so weit fortgeschritten, 
daß die Verwertungsbefugnisse des Urhebers von 
Werken im allgemeinen, seine sog. ausschließlichen 
Rechte, die ihm die Befugnis verleihen, in ihrem je-
weiligen Bereich die Werkverwertung durch andere 
zu verbieten bzw. zu gestatten, bereits harmonisiert 
wären. (Einen Ausnahmefall stellt bisher nur das Ver-
mietrecht dar, vgl. die Richtlinie 92/100/EWG.) Des-
halb mußte die vorliegende Richtlinie in Artikel 5 für 
eine abgerundete Harmonisierung des urheberrecht-
lichen Schutzes von Datenbanken auch die aus-
schließlichen Verwertungsrechte des Urhebers („zu-
stimmungsbedürftige Handlungen") bestimmen. Die 
Verwertungsbefugnisse sind in den Buchstaben a 
bis e aufgeführt. Für das Verständnis der Bestimmun-
gen sind die wichtigen Erwägungsgründe 30 bis 33 
heranzuziehen. Aus Erwägungsgrund 32 geht insbe-
sondere hervor, daß die Mitgliedstaaten nicht gehal-
ten sind, éine bestimmte Systematik der Verwer-
tungsrechte einzuführen, wenn sie nur die materielle 
Deckungsgleichheit mit den Regeln der Richtlinie 
gewährleisten. 

Der Entwurf geht, indem er für den Neunten Ab-
schnitt keine Regeln zur Umsetzung des Artikels 5 
der Richtlinie vorsieht, davon aus, daß die allgemei-
nen Regeln über die Verwertungsrechte des Urhe-
bers im Vierten Abschnitt des Ersten Teils (§§ 15 ff. 
UrhG) die dem Urheber einer Datenbank durch Arti-
kel 5 der Richtlinie vorbehaltenen Handlungen hin-
reichend abdecken. Für das Vervielfältigungsrecht 
(§ 16 UrhG), das Recht zu Bearbeitungen oder ande-
ren Umgestaltungen (§ 23 UrhG) und das Verbrei-
tungsrecht im Sinne einer Verbreitung von Verviel-
fältigungsstücken der Datenbank in körperlicher 
Form, z. B. als CD-ROM, „off-line", (§ 17 UrhG) er-
scheint dies ohne weiteres einleuchtend. Zugleich 
wird mit dem Festhalten am herkömmlichen Verbrei-
tungsbegriff (Beschränkung auf die Verbreitung von 
Vervielfältigungsstücken in körperlicher Form) auch 
sichergestellt, daß das Erschöpfungsprinzip - in 
Artikel 5 Buchstabe c Satz 2 der Richtlinie dek-
kungsgleich mit § 17 Abs. 2 Urheberrechtsgesetz als 
Grundsatz der nationalen bzw. gemeinschaftsweiten 
Erschöpfung festgelegt - nicht auch gilt für unkör-
perliche Formen der Vermarktung; in der Richtlinie 
wird dies durch den Erwägungsgrund 33 ausdrück-
lich klargestellt. Auch das Recht der öffentlichen 
Wiedergabe (§ 15 Abs. 2 UrhG) mit seinen Unter-
arten dient der Abdeckung der in Artikel 5 der Richt-
linie genannten Handlungen. 

Von wesentlicher Bedeutung für die Tragweite der 
Verwertungsrechte des Artikels 5 der Richtlinie sind 
die Erwägungsgründe 30 und 31 der Richtlinie, wo-
nach der Urheber das Recht haben soll zu bestim-
men, in welcher Weise und durch wen das Werk ge-
nutzt wird, einschließlich der „Zurverfügungstellung 
von Datenbanken in einer anderen Weise als durch 
die Verbreitung von Vervielfältigungsstücken". Da- 
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mit ist ausdrücklich die Verwertung der Datenban-
ken durch Bereitstellung eines elektronischen, inter-
aktiven Zugangs im Rahmen der Netzkommunika-
tion, also die Online-Verwertung, angesprochen. Die 
Richtlinie ordnet diese wirtschaftlich außerordentlich 
wichtige Verwertungsform nicht ausdrücklich einer 
bestimmten Untergliederung der in Artikel 5 vorbe-
haltenen Handlungen zu. Die Mitgliedstaaten sollen 
zwar ein ausschließliches Recht in diesem Bereich 
gewähren, aber in der systematischen Zuordnung 
frei bleiben. 

Für die Beurteilung nach dem geltenden deutschen 
Urheberrecht ist von wesentlicher Bedeutung, daß 
der Aufzählung der Verwertungsrechte des Urhebers 
in § 15 Urheberrechtsgesetz ebenfalls der im Er-
wägungsgrund 30 der Richtlinie hervorgehobene 
Grundsatz zu entnehmen ist, daß dem Urheber allge-
mein das ausschließliche Recht zugeordnet ist, über 
die Verwertung seines Werkes zu entscheiden. In der 
Begründung des Regierungsentwurfs des Urheber-
rechtsgesetzes heißt es zu § 15 Urheberrechtsgesetz: 

verzichtet der Entwurf auf eine erschöpfende 
Aufzählung der Verwertungsrechte und gibt dem Ur-
heber statt dessen ganz allgemein das Recht, sein 
Werk zu verwerten, wobei die einzelnen zur Zeit be-
kannten, im Geschäftsverkehr entwickelten Verwer-
tungsformen ... nur als Beispiele angeführt werden. 
Dadurch wird klargestellt, daß auch etwaige künftige 
Verwertungsformen, die heute noch nicht bekannt 
sind, dem Urheber vorbehalten sein sollen (BT-Drs. 
N/270)." Es kann daher als bereits durch den gegen-
wärtigen Rechtszustand gesichert gelten, daß die 
Verwertung einer Datenbank in der Form der On-
line-Zurverfügungstellung für den individuellen Ab-
ruf durch die eine Öffentlichkeit darstellenden Be-
nutzer dem Urheber als ausschließliches Recht vor-
behalten ist. Damit ist die Umsetzung der durch Arti-
kel 5 der Richtlinie festgelegten ausschließlichen 
Rechte in der Substanz bereits sichergestellt. Zur sy-
stematischen Einordnung der interaktiven Netzkom-
munikation zeichnet sich als vorherrschend diejenige 
Lehrmeinung ab, die diesen Vorgang dem alle unkör-
perlichen Verwertungsarten übergreifenden Recht 
der öffentlichen Wiedergabe (§ 15 Abs. 2 UrhG) zu-
ordnet. Eine Klärung dieser rechtssystematischen 
Frage speziell für das Recht der Urheber von Daten-
banken stellt der Entwurf zurück. Aus dem oben im 
allgemeinen Abschnitt unter 1. dargestellten aktuel-
len rechtspolitischen Kontext geht hervor, daß diese 
Frage ohnehin in absehbarer Zeit in allgemeine-
rer Weise zur gesetzgeberischen Klärung anstehen 
wird. 

Zu den Schranken der Rechte des Urhebers 

Die Richtlinie sieht in Artikel 6 unter der Überschrift 
„Ausnahmen von den zustimmungsbedürftigen 
Handlungen" Regelungen unterschiedlichen Cha-
rakters vor: Zum einen enthält Absatz 1 Regeln über 
die Mindestbefugnisse des rechtmäßigen Benutzers 
einer Datenbank. Zum anderen befaßt sich Absatz 2 
mit Ausnahmen und Beschränkungen, denen die 
dem Urheber in bezug auf die urheberrechtsfähige 
Ausdrucksform der Datenbank zustehenden aus-
schließlichen Rechte durch die Rechtsordnung der 

Mitgliedstaaten unterworfen werden können. Arti-
kel 6 Abs. 1 der Richtlinie wird durch den vorge-
schlagenen § 69k Urheberrechtsgesetz, Artikel 6 
Abs. 2 der Richtlinie durch § 691 Urheberrechtsgesetz 
umgesetzt. 

Die in Artikel 6 Abs. 3 der Richtlinie enthaltene Aus-
legungsrichtlinie ist sicher für die Auslegung der 
Umsetzungsregeln zu den vorausgehenden Absätzen 
von Bedeutung, bedarf aber keiner gesonderten Um-
setzung. Im übrigen ist eine solche Auslegungshilfe 
bereits mit einem weitumfassenden urheberrechtli-
chen Geltungsbereich durch Artikel 13 des Überein-
kommens über handelsbezogene Aspekte der Rechte 
des geistigen Eigentums im deutschen Recht veran-
kert worden. 

Zu § 69 k (Mindestbefugnisse des rechtmäßigen 
Benutzers) 

Der vorgeschlagene § 69 k Urheberrechtsgesetz setzt 
den Artikel 6 Abs. 1 der Richtlinie um, der durch Arti-
kel 15 der Richtlinie den Charakter zwingenden Ver-
tragsrechts im Sinne eines Mindestschutzes des ver-
traglich berechtigten Benutzers im Verhältnis zu dem 
Inhaber der urheberrechtlichen Verwertungsrechte 
erhält. 

Die Regelung steht systematisch in Beziehung zu 
den Vorschriften im Fünften Abschnitt des Ersten 
Teils über den Rechtsverkehr im Urheberrecht. 

Zu § 691 (Vervielfältigung zum privaten Gebrauch) 

§ 691 Urheberrechtsgesetz enthält eine wichtige Spe-
zialregelung im Verhältnis zu den Vorschriften des 
Sechsten Abschnitts über die Schranken des Ur-
heberrechts. Diese trägt dem Artikel 6 Abs. 2 Buch-
stabe a der Richtlinie Rechnung, durch den im Um-
kehrschluß erkennbar wird, daß es den Mitgliedstaa-
ten nicht erlaubt ist, eine Ausnahme vom Vervielfälti-
gungsrecht des Urhebers einer elektronischen Da-
tenbank für den Bereich des p rivaten Gebrauchs vor-
zusehen. Zu berücksichtigen ist allerdings, daß das 
Urheberrecht an  der Datenbank überhaupt nur be-
rührt wird durch solche Vervielfältigungen, aus de-
nen die den urheberrechtlichen Schutz begründende 
spezifische Auswahl oder Anordnung des in der Da-
tenbank gesammelten Inhalts ersichtlich wird. 

Die übrigen im Ersten Teil des Urheberrechtsgeset-
zes enthaltenen Ausnahmen und Schranken sind 
auch im Rahmen des urheberrechtlichen Schutzes 
für Datenbanken anwendbar; sie sind im wesentli-
chen durch die Regelungsfreiräume abgedeckt, die 
Artikel 6 Abs. 2 Buchstaben b bis d der Richtlinie ge-
währen. Dabei ist wiederum in Rechnung zu stellen, 
daß einzelne Regelungen des Urheberrechtsgesetzes 
schon deswegen praktisch nicht relev ant werden, 
weil die Verwertungsbefugnisse des Urhebers der 
Datenbank überhaupt nur berührt sind, soweit die 
urheberrechtlich schutzfähige Ausdrucksform („Aus-
wahl oder Anordnung des Stoffes") durch die Benut-
zungshandlung betroffen wird. 
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Zu Nummer 2 (Einfügung eines Sechsten 
Abschnitts - Schutz der Hersteller 
von Datenbanken) 

Zu § 87 a (Gegenstand des Schutzes 
und Verwertungsrechte) 

Zu den Absätzen 1 und 2 

§ 87a Abs. 1, 2 Urheberrechtsgesetz setzt Artikel 7 
Abs. 1, 5 der Richtlinie um. 

Absatz 1 umschreibt den Schutzgegenstand, die we-
sentliche Investition des Datenbankherstellers. Der 
Begriff der Datenbank ist derselbe, der für den urhe-
berrechtlichen Schutz einer Datenbank gilt, so daß 
insofern auf § 69h Urheberrechtsgesetz verwiesen 
werden kann. Für den Herstellerbegriff, der nicht nä-
her definiert  werden soll, ist auf Erwägungsgrund 41 
hinzuweisen. Danach ist Hersteller einer Datenbank 
diejenige Person, die die unternehmerische Initiative 
zur Herstellung ergreift und das Investitionsrisiko 
trägt. 

Schutzvoraussetzung ist, daß für die Beschaffung, die 
Überprüfung oder die Darstellung des Inhalts der Da-
tenbank eine in qualitativer oder quantitativer Hin-
sicht wesentliche Investition getätigt worden ist. Die 
für die Umsetzungsregelung gewählte nähere Um-
schreibung lehnt sich eng an den Richtlinienwortlaut 
an . Aus Erwägungsgrund 40 folgt, daß die erforderli-
che Investition sowohl in der Bereitstellung finanziel-
ler Mittel als auch im Einsatz von Zeit, Arbeit und 
Energie bestehen kann. Ob eine qualitativ oder 
quantitativ wesentliche Investition im Einzelfall ge-
geben ist, wird anhand einer we rtenden Beurteilung 
der Schutzwürdigkeit der Investition festzustellen 
sein. Sowohl die Richtlinie als auch der Umsetzungs-
entwurf verzichten darauf, den Wesentlichkeitsbe-
griff zu definieren. Eine aussagekräftige abstrakte 
Definition erscheint nicht möglich. Es wird daher 
Aufgabe der Rechtsprechung sein, die unbestimmten 
Rechtsbegriffe auszufüllen. 

Absatz 2 Satz 1 behält dem Datenbankhersteller das 
ausschließliche Recht der Entnahme oder Weiterver-
wendung wesentlicher Teile des Inhalts der Daten-
bank vor. Auch hier folgt der Entwurf weitgehend 
dem Wortlaut der Richtlinie. 

Es wird darauf verzichtet, an Stelle der in der Richtli-
nie gewählten Begriffe der Entnahme und Weiterver-
wendung bei der Umsetzung auf die bekannten ur-
heberrechtlichen Verwertungsbegriffe der Vervielfäl-
tigung, der Verbreitung und der öffentlichen Wieder-
gabe zurückzugreifen. Ein solcher Rückgriff hätte 
zwar den Vorteil, daß die Legaldefinitionen für „Ent-
nahme" und „Weiterverwendung" (Absatz 3) und 
wegen § 17 Abs. 2 Urheberrechtsgesetz wohl auch 
die gesonderte Umsetzung der Regel über die Er-
schöpfung des Verbreitungsrechts (Absatz 4) ent-
behrlich wären. Mehrere Gründe sprechen jedoch 
dagegen, von der Begriffsbildung der Richtlinie ab-
zuweichen. Der Richtliniengeber hat das - neuartige 
- Recht sui generis auch durch die Wahl des Wo rt

-lauts der Normen bewußt gegenüber dem Urheber-
recht abgegrenzt. Die Verwendung der Richtlinien-
begriffe auch im deutschen Umsetzungsgesetz för

-

dert eine möglichst EG-weite einheitliche Auslegung 
der Bestimmungen zum Rechtsschutz für Datenbank-
hersteller. Es steht zu erwarten, daß auch in künfti-
gen internationalen Abkommen die neuen Begriffe 
Entnahme und Weiterverwendung zur Anwendung 
gelangen werden. Und schließlich wäre eine Ver-
wendung der urheberrechtlichen Begriffe mit der 
derzeit noch unentschiedenen Frage der rechtsdog-
matischen Einordnung der digitalen Übermittlung in 
die urheberrechtlichen Verwertungsrechte (siehe da-
zu Begründung zu § 69 i UrhG) belastet. 

Das Ausschließlichkeitsrecht des Herstellers ist ent-
sprechend den Richtlinienvorgaben darauf begrenzt, 
daß nur die Entnahme oder Weiterverwendung we-
sentlicher Teile des Inhalts der Datenbank seiner Ein-
willigung bedarf und von ihm untersagt werden 
kann. Die Nutzung unwesentlicher Teile des Inhalts 
unterfällt daher nicht dem Schutzrecht. Der Wesent-
lichkeitsbegriff ist von dem für den Schutzgegen-
stand maßgeblichen Terminus der wesentlichen In-
vestition zu unterscheiden. Nach Erwägungsgrund 
42 ist bei der Grenzziehung zwischen der Nutzung 
unwesentlicher und derjenigen wesentlicher Teile zu 
berücksichtigen, ob der Benutzer einen - qualitativ 
oder quantitativ - erheblichen Schaden für die Inve-
stition verursacht. Auch die Ausfüllung dieses We-
sentlichkeitsbegriffs wird letztlich den Gerichten ob-
liegen. 

Absatz 2 Satz 2 dient der Umsetzung von Artikel 7 
Abs. 5 der Richtlinie. Es wird klargestellt, daß die 
wiederholte und systematische Nutzung unwesent-
licher Teile des Inhalts der Datenbank dem Aus-
schließlichkeitsrecht unterfällt. Die Norm dient dem 
Umgehungsschutz. In dem Umsetzungsvorschlag 
wird die Wortwahl der Richtlinie, „die einer normalen 
Nutzung der Datenbank entgegenstehen", in Anleh-
nung an den Text der amtlichen deutschen Überset-
zung von Artikel 9 Abs. 2 der Revidierten Berner 
Übereinkunft zum Schutz von Werken der Literatur 
und Kunst modifiziert. Das steht im Einklang mit der 
englischen und der französischen Fassung der Da-
tenbankenrichtlinie und entspricht § 69e Abs. 3 Ur-
heberrechtsgesetz. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 übernimmt weitgehend wörtlich, aber Wie-
derholungen des Richtlinienwortlauts weglassend, 
die Legaldefinitionen für Entnahme und Weiterver-
wendung in Artikel 7 Abs. 2 der Richtlinie. 

Das Entnahmerecht entspricht dem Vervielfälti-
gungsrecht. Wird der Inhalt einer Datenbank auf 
dem Bildschirm sichtbar gemacht, stellt dies eine 
Entnahmehandlung dar, wenn die wenigstens vor-
übergehende Übertragung auf einen anderen Daten-
träger erforderlich ist (Erwägungsgrund 44). Das ent-
spricht § 69 c Nr. 1 Satz 2 Urheberrechtsgesetz. 

Der Begriff der Weiterverwendung zielt vor allem auf 
kommerzielle Nutzungen des Inhalts einer Daten-
bank, erfaßt darüber hinaus aber auch alle sonstigen 
Fälle der öffentlichen Verfügbarmachung einer Da-
tenbank. Der Terminus „öffentlich" dient dazu, die 
Kommunikation zwischen Privaten aus dem Weiter-
verwendungsbegriff auszuscheiden. Durch die Un- 
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abhängigkeit der Nutzung von Mittel und Form wer-
den auch künftige, heute noch unbekannte Formen 
der Entnahme und Weiterverwendung erfaßt. 

Zu Absatz 4 

Durch Absatz 4 Satz 1 wird Artikel 7 Abs. 2 Buchsta-
be b Satz 2 der Richtlinie umgesetzt. Der Wortlaut 
des Entwurfs folgt den para llelen Regelungen in 
§§ 17 Abs. 2, 69c Nr. 3 Urheberrechtsgesetz. Die Er-
schöpfung, also der Verbrauch des ausschließlichen 
Verbreitungsrechts, gilt nur bei Veräußerung von 
Vervielfältigungsstücken. Sie gilt nicht im Fa ll  der 
Online-Übermittlung. Erwägungsgrund 43 stellt das 
klar. Dann erschöpft sich das Recht, die Weiterver-
wendung zu untersagen, auch nicht im Hinblick auf 
ein vom Empfänger der Online-Übermittlung mit Zu-
stimmung des Rechtsinhabers angefertigtes phy-
sisches Vervielfältigungsstück. Der Rechtsinhaber 
kann in diesem Fall  die Weiterverbreitung des Ver-
vielfältigungsstückes also dinglich kontrollieren. 

Artikel 7 Abs. 2 Satz 3 der Richtlinie bestimmt, daß 
der öffentliche Verleih weder Entnahme noch Weiter-
verwendung ist. Damit soll klargestellt werden, daß 
die Rechtsstellung des Datenbankherstellers hin-
sichtlich des öffentlichen Verleihs, also der Ge-
brauchsüberlassung von Vervielfältigungsstücken ei-
ner Datenbank durch der Öffentlichkeit zugängliche 
Einrichtungen (vgl. § 27 Abs. 2 Satz 2 UrhG), nicht 
harmonisiert ist. Zumindest sind die Mitgliedstaaten 
frei darin zu entscheiden,, ob dem Datenbankherstel-
ler eine Vergütung für den öffentlichen Verleih zu-
steht. 

Der Entwurf entscheidet sich in Absatz 4 Satz 2 für 
eine Regelung, die derjenigen für die Leistungs

-

schutzrechte der Tonträgerhersteller (§ 85 Abs. 3 
UrhG) und der Filmhersteller (§ 94 Abs. 4 UrhG) ent-
spricht. Für den Verleih von Vervielfältigungsstücken 
einer Datenbank, deren Weiterverbreitung gemäß 
§ 87 a Abs. 4 Satz 1 Urheberrechtsgesetz zulässig ist, 
ist danach dem Hersteller eine angemessene Vergü-
tung zu zahlen. Solange dagegen das Verbreitungs-
recht mangels Erschöpfung noch besteht, soll es da-
bei verbleiben, daß auch der öffentliche Verleih von 
Datenbanken dem Ausschließlichkeitsrecht des Her-
stellers unterfällt. 

Zu Absatz 5 

Die Regelung stellt in Umsetzung von Artikel 7 Abs. 3 
der Richtlinie klar, daß das Schutzrecht des Daten-
bankherstellers übertragen werden kann. 

Zu Absatz 6 

Diese Unberührtheitsklausel stellt, Artikel 7 Abs. 4 
der Richtlinie folgend klar, daß das neue Schutzrecht 
kumulativ neben anderweitige Schutzinstrumente 
tritt. Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auch 
auf Artikel 13 der Richtlinie, der ausdrücklich fest-
legt, daß anderweitige nationale Rechtsvorschriften, 
die  (auch) Datenbanken betreffen, weiterhin an-
wendbar bleiben. Einer besonderen Umsetzung be-
darf diese Regelung, die allgemeinen Rechtsgrund-
sätzen entspricht, nicht. 

Zu § 87 b (Schranken des Schutzes des Herstellers) 

Artikel 9 der Richtlinie räumt den Mitgliedstaaten 
die Möglichkeit ein, die Befugnisse des Datenbank-
herstellers aus dem ihm gewährten Schutzrecht zu-
gunsten bestimmter einzelner p rivater und allgemei-
ner Interessen einzuschränken. Da anders als nach 
Artikel 6 Abs. 2 Buchstabe d der Richtlinie Ausnah-
men entsprechend traditionellem nationalem Recht 
nicht möglich sind, reichen die von der Richtlinie im 
Bereich des Rechts sui generis zugelassenen Schran-
ken nicht so weit wie diejenigen, die das Urheber-
recht zuläßt (siehe schon oben Allgemeines 3.d). Der 
Schrankenregelung für das Recht sui gene ris liegt 
insbesondere auch der Gedanke zugrunde, Ausnah-
men zugunsten von Nutzungen im Rahmen kommer-
zieller Zwecke in keinem Fa ll  zu ermöglichen (Erwä-
gungsgrund 50). 

Der Entwurf schöpft die von der Richtlinie eröffneten 
Möglichkeiten aus, Ausnahmen vom neuen Daten-
bankschutzrecht festzuschreiben, soweit entspre-
chende Schranken für das Urheberrecht bestehen. 
Das dient dem Gleichklang zwischen Urheber- und 
neuem Leistungsschutzrecht und ist gerechtfertigt, 
weil die die Schranken des Urheberrechts begrün-
denden Interessenwertungen, die den Schutz der Ur-
heber von Datenbanken mit demjenigen der Daten-
bankbenutzer ausbalancieren, in gleicher Weise im 
Verhältnis zwischen Datenbankhersteller und Daten-
bankbenutzer gelten. 

Die intendierte Parallelität der Schrankenregelungen 
führt zu dem Vorschlag, von der durch Artikel 9 
Buchstabe b der Richtlinie gegebenen Option, das 
Schutzrecht zugunsten der Veranschaulichung des 
Unterrichts einzuschränken, keinen Gebrauch zu 
machen. Die geltende entsprechende Regelung in 
§ 53 Abs. 3 Nr. 1 Urheberrechtsgesetz, die nach dem 
Entwurf auch für den urheberrechtlichen Schutz von 
Datenbanken gilt (vgl. § 69i Abs. 1 UrhG), läßt Ver-
vielfältigungen für den Schulgebrauch nur zu, soweit 
es um kleine Teile eines Druckwerkes oder um ein-
zelne Beiträge aus Zeitungen oder Zeitschriften geht. 
Die Vervielfältigung größerer Teile oder mehrerer 
Beiträge ist dagegen nur mit Zustimmung des 
Rechtsinhabers erlaubt. Für die dem entsprechende 
Entnahme wesentlicher Teile des Inhalts einer Daten-
bank soll dasselbe gelten. Die Entnahme unwesent-
licher Teile des Inhalts einer Datenbank ist - auch für 
den Schulgebrauch - im Rahmen des 87 d Abs. 1 
Urheberrechtsgesetz zulässig. 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 Nr. 1, mit der Artikel 9 Buchstabe a 
der Richtlinie umgesetzt wird, wird die Entnahme zu 
privaten Zwecken privilegiert. Das gilt allerdings, 
den Vorgaben der Richtlinie folgend, nur für die Nut-
zung nichtelektronischer Datenbanken. Die Norm 
entspricht § 691 Urheberrechtsgesetz. 

Absatz 1 Nr. 2 setzt Artikel 9 Buchstabe b, 2. Alterna-
tive der Richtlinie um. Zulässig ist danach die Ent-
nahme wesentlicher Teile des Inhalts einer Daten-
bank zu Zwecken der wissenschaftlichen Forschung 
(vgl. Erwägungsgründe 36 und 50). Die Schranke 
entspricht § 53 Abs. 2 Nr. 1 Urheberrechtsgesetz, wo- 
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bei aber stets eine Quellenangabe erforderlich ist. 
Diese Abweichung gegenüber § 63 Urheberrechtsge-
setz ist durch die Richtlinie bedingt. 

Absatz 1 Nr. 3 setzt Artikel 9 Buchstabe c der Richt-
linie um und entspricht der Schranke zugunsten 
Rechtspflege und öffentlicher Sicherheit gemäß § 45 
Urheberrechtsgesetz. 

Sämtliche Ausnahmen gelten nur im Verhältnis zum 
rechtmäßigen Benutzer einer, so der Richtlinienwort-
laut, der Öffentlichkeit - in welcher Weise auch im-
mer - zur Verfügung gestellten Datenbank. Diese Be-
griffsbildung dürfte im wesentlichen mit der Legal

-

definition des § 6 Abs. 1 Urheberrechtsgesetz für den 
urheberrechtlichen Veröffentlichungsbegriff in Ein-
klang stehen. Deshalb lehnt sich der Gesetzentwurf 
an  den Sprachgebrauch des § 6 Urheberrechtsgesetz 
an. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält durch die Verweisung auf §§ 54 ff. 
Urheberrechtsgesetz eine Vergütungsregelung für 
Fälle gesetzlich erlaubter Vervielfältigung/Entnah-
me, wie sie auch für andere Leistungsschutzberech-
tigte, nämlich den Tonträgerhersteller (§ 85 Abs. 3 
UrhG) und den Filmhersteller (§ 94 Abs. 4 UrhG), 
gilt. Danach partizipieren die Datenbankhersteller an 

 der Geräte-, Leerkassetten-, Ablichtungs- und Be-
treibervergütung und erhalten dadurch einen Aus-
gleich für die finanziellen Nachteile, die ihnen durch 
die erlaubte Entnahme zum privaten Gebrauch und 
zum eigenen wissenschaftlichen Gebrauch gemäß 
§ 87b Abs. 1 Nr. 1 und 2 Urheberrechtsgesetz er-
wachsen. 

Die Datenbankenrichtlinie steht einer solchen Ver-
gütungsregelung nicht entgegen. Es steht den Mit-
gliedstaaten frei, darüber zu entscheiden, in wel-
chem Umfang sie von den von der Richtlinie eröffne-
ten Möglichkeiten Gebrauch machen wollen, das 
Schutzrecht des Datenbankherstellers zu beschrän-
ken. Die Richtlinie ließe eine Beschränkung des Her-
stellerrechts auch ohne Vergütungsregelung zu. Als 
im Vergleich hiermit weniger weitgehende Regelung 
ist eine Beschränkung gegen Vergütung von Arti-
kel 9 der Richtlinie gedeckt. 

Die privaten und wissenschaftlichen Interessen, die 
die freie Entnahmemöglichkeit und die damit ver-
bundene Einschränkung der Herstellerrechte recht-
fertigen, erfordern es nicht, eine unentgelt liche Nut-
zung von Datenbanken zu erlauben. Die infolge der 
Weitergabe über den Preis wi rtschaftlich letztlich 
den Benutzer belastende Geräte-, Leerkassetten-, 
Ablichtungs- und Betreibervergütung führt zu einem 
angemessenen Ausgleich zwischen dem besonders 
geschützten Nutzungsinteresse beim privaten und 
sonstigen eigenen Gebrauch und den berechtigten 
finanziellen Interessen des investierenden Daten-
bankherstellers, der in seinem Vergütungsinteresse 
durch Artikel 14 des Grundgesetzes geschützt wird. 
Wie Urheber und Leistungsschutzberechtigte sollen 
daher auch Datenbankhersteller einen finanziellen 
Ausgleich dafür erhalten, daß ihr Ausschließlich-
keitsrecht in den Fä llen des § 87b Abs. 1 Nr. 1, 2 Ur

-

heberrechtsgesetz zugunsten anderer Interessen ein-
geschränkt wird. 

Zu § 87 c (Schutzdauer) 

Absatz 1 setzt die Richtlinienregelung des Artikels 10 
über die fünfzehnjährige Schutzdauer für das neue 
Datenbankschutzrecht um. Dem Ziel des Investi-
tionsschutzes entsprechend orientiert sich die Frist 
am angenommenen regelmäßigen Amortisationszeit-
raum. Der Lauf der Schutzfrist beginnt mit dem Ab-
schluß der Herstellung. Wird die Datenbank wäh-
rend der Fünfzehnjahresfrist, die auf den Zeitpunkt 
des Herstellungsabschlusses folgt, erstmals der 
Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt (siehe dazu 
Begründung zu § 87b UrhG), verlängert sich die 
Schutzdauer. Der Schutz endet dann erst fünfzehn 
Jahre nach dem Zeitpunkt, in dem die Datenbank 
erstmals der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wor-
den ist. 

Von großer praktischer Bedeutung ist es, daß jede 
wesentliche Änderung des Inhalts der Datenbank, 
die eine wesentliche Neuinvestition darstellt, eine 
eigene fünfzehnjährige Schutzdauer begründet. Das 
regelt Absatz 2 des Entwurfs, mit dem Artikel 10 
Abs. 3 der Richtlinie umgesetzt wird. Eine wesentli-
che Neuinvestition, deren Voraussetzungen der Her-
steller zu beweisen hat, kann allein schon in einer 
eingehenden Überprüfung des Inhalts einer Daten-
bank liegen (Erwägungsgründe 54, 55). Fortlaufend 
aktualisierte Datenbanken, also insbesondere infor-
mationelle Online-Datenbanken, können damit für 
ihre jeweils neueste Fassung einen nicht endenden 
Schutz erlangen. 

Zu § 87d (Rechte und Pflichten des rechtmäßigen 
Benutzers) 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift setzt Artikel 8 Abs. 1 in Verbindung 
mit Artikel 15 der Richtlinie um. 

Die Richtlinie verpflichtet dazu, einen Mindestschutz 
für den rechtmäßigen Benutzer einer der Öffentlich-
keit zur Verfügung gestellten (siehe Begründung zu 
§ 87 b UrhG) Datenbank vorzusehen, der als zwin-
gendes Recht auszugestalten ist und daher auch 
durch vertraglich vom Rechtsinhaber auferlegte Nut-
zungsbedingungen nicht unterlaufen werden kann. 
Die garantierten Endbenutzerrechte sind im Inter-
esse der Zugangsmöglichkeit zu Informationen weit-
reichend. Der rechtmäßige Benutzer muß in jedem 
Fall  unwesentliche Teile des Inhalts der Datenbank 
zu beliebigen Zwecken entnehmen und weiterver-
wenden können. 

Der zwingende Schutz des rechtmäßigen Benutzers 
einer Datenbank bildet ein Gegengewicht zu der 
durch das neue Schutzrecht gestärkten Posi tion des 
Datenbankherstellers, dessen Befugnisse gegenüber 
dem rechtmäßigen Benutzer darauf beschränkt blei-
ben sollen, die Nutzung wesentlicher Teile des In-
halts der Datenbank zu untersagen. 

Der Umsetzungsvorschlag verdeutlicht, daß es bei 
den zu regelnden Rechten des rechtmäßigen Benut- 
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zers nicht um den Inhalt des dem Hersteller zuste-
henden dinglichen Ausschließlichkeitsrechts geht, 
sondern um die jenseits dieses Rechts bestehenden 
Grenzen für vertragliche Vereinbarungen zwischen 
Datenbankhersteller und -benutzer im Interesse des 
Schutzes der Benutzer. 

Eine ausdrückliche Umsetzung von Artikel 8 Abs. 1 
Satz 2 der Richtlinie, durch den klargestellt wird, daß 
die Rechte des rechtmäßigen Benutzers zur Nutzung 
unwesentlicher Teile des Inhalts der Datenbank auf 
den Teil der Datenbank beschränkt sind, für den die 
Zugangsberechtigung besteht, erscheint nicht erfor-
derlich. Diese Eingrenzung des Rechts ergibt sich be-
reits daraus, daß nur zugunsten des berechtigten Be-
nutzers Rechte gesichert werden. Im Hinblick auf 
Teile der Datenbank, für die keine Zugangsberechti-
gung besteht, ist ein Benutzer nicht „berechtigt" und 
daher auch nicht befugt, unwesentliche Teile des In-
halts der Datenbank zu entnehmen oder weiterzuver-
wenden. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 8 
Abs. 2 der Richtlinie. Zu dem dem Artikel 9 Abs. 2 
der Revidierten Berner Übereinkunft zum Schutz von 
Werken der Literatur und Kunst entlehnten Wortlaut 
des Entwurfs wird auf die Begründung zu § 87 a 
Abs. 2 Urheberrechtsgesetz verwiesen. 

Zu Nummer 3 (§ 96 Abs. 1 UrhG) 

Die dem Schutz des Schutzrechtsinhabers für An-
sprüche gegenüber Dritten dienende Vorschrift über 
das Verwertungsverbot soll auch für die Absicherung 
des neuen Schutzrechts des Datenbankherstellers 
gelten. Hierfür ist die Ergänzung der Norm erforder-
lich. 

Zu Nummer 4 (§ 108 Abs. 1 UrhG) 

Mit der Änderung wird die Strafbestimmung ergänzt, 
die vorsätzliche Verletzungen der Verwertungsrechte 
der Inhaber der verwandten Schutzrechte mit Frei-
heits- bzw. Geldstrafe bedroht. Der Vorschlag geht 
davon aus, daß hinsichtlich des Bedarfs für eine straf-
rechtliche Flankierung des Rechtsschutzes das Recht 
des Datenbankherstellers dem eines Tonträgerher-
stellers oder Sendeunternehmens vergleichbar ist. 

Zu Nummer 5 (§ 119 Abs. 3 UrhG) 

Die Änderung erstreckt die Beschränkung der 
Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen, nach 
der Vorrichtungen für geschützte Leistungen nur für 
einen nutzungsberechtigten Gläubiger gepfändet 
werden dürfen, auf das neue Datenbankschutzrecht. 

Zu Nummer 6 (§ 127 a - neu - Schutz des Herstellers 
von Datenbanken) 

Mit der Vorschrift wird Artikel 11 der Richtlinie um-
gesetzt (siehe bereits oben Allgemeines 3.b und d). 

Zu Absatz 1 

Den Vorgaben der Richtlinie entsprechend erstreckt 
sich der Schutz in persönlicher Hinsicht auf Daten-
banken, deren Hersteller Staatsangehöriger eines 
Mitgliedstaates ist oder seinen gewöhnlichen Aufent-
halt im Gebiet der Europäischen Union hat. Dasselbe 
gilt für Personen aus den Vertragsstaaten des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum. 
Durch die Verweisung auf § 120 Abs. 2 Nr. 1 UrhG 
werden als deutsche Staatsangehörige auch Deut-
sche gemäß Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes 
geschützt. 

Die Formulierung in Artikel 11 Abs. 1 der Richtlinie 
„oder Rechtsinhaber" ist irreführend und wird daher 
nicht transformiert. Wird eine in einem Drittland her-
gestellte Datenbank von einem Europäer erworben, 
besteht kein Schutz nach dem Recht sui gene ris für 
den „Rechtsinhaber". Für die in einem Drittstaat her-
gestellte Datenbank entsteht kein Schutz, der folg-
lich auch nicht übertragen werden kann. Der abge-
leitete Rechtserwerb als solcher begründet keinen 
Schutz. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung, mit der Artikel 11 Abs. 2 der Richtlinie 
umgesetzt wird, bezieht europäische Unternehmen, 
die eine Datenbank hergestellt haben, in den Schutz 
ein. Die Schutzvoraussetzungen entsprechen denje-
nigen des Artikels 58 des EG-Vertrages. 

Zu Absatz 3 

Gemäß Artikel 11 Abs. 3 der Richtlinie kann der Rat 
den Rechtsschutz im Wege bilateraler oder multilate-
raler Vereinbarungen auf Drittstaaten ausdehnen. 
Absatz 3 des Entwurfs sieht daher vor, daß sich der 
Schutz nicht von den Absätzen 1 und 2 erfaßter Per-
sonen und Unternehmen nach dem Inhalt der Staats-
verträge richtet. 

Zu Nummer 7 (§ 137 h - neu - 
Übergangsregelung) 

Zu Absatz 1 

Der Regelungsvorschlag für den zeitlichen Rechts-
übergang beim Urheberrechtsschutz für Datenban-
ken dient der Umsetzung von Artikel 14 Abs. 1 der 
Richtlinie. Danach kommen auch Altdatenbanken, 
also solche, deren Herstellung vor dem Umsetzungs-
stichtag nach Artikel 16 Abs. 1 der Richtlinie (1. Ja-
nuar 1998) abgeschlossen worden ist, für die Zeit von 
diesem Datum an in den Genuß des urheberrechtli-
chen Schutzes, wenn sie die neu festgelegten gesetz-
lichen Voraussetzungen erfüllen. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift enthält die Übergangsregelung für das 
neue Schutzrecht des Datenbankherstellers. Mit ihr 
wird Artikel 14 Abs. 3 und 5 der Richtlinie umgesetzt. 
Die Regelung ergänzt § 87 c Urheberrechtsgesetz 
über die Schutzdauer. Altdatenbanken (siehe Be-
gründung zu Absatz 1), die den Schutzanforderun- 
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gen genügen, gelangen in den Schutz des neuen 
Rechts, wenn die Herstellung während der letzten 
fünfzehn Jahre vor dem Umsetzungsstichtag erfolgt 
ist. Artikel 14 Abs. 5 der Richtlinie folgend beginnt 
der Lauf der fünfzehnjährigen Schutzfrist in diesen 
Fällen erst am 1. Januar 1998. 

Zu Artikel 8 (Änderung des Preisangabengesetzes) 

Infolge des technischen Fortschritts sind neue Ange-
botsformen entstanden und werden noch entstehen, 
bei denen Angebot und fortlaufende Inanspruchnah-
me im engen technischen und zeitlichen Zusammen

-

hang stehen. Auf diese Angebotsformen soll mit der 
Änderung eingegangen werden, um sowohl dem 
Verbraucherschutz zu genügen wie auch Markt- 
bzw. Preistransparenz in diesem neuartigen Bereich 
zu gewährleisten. 

Zu Artikel 9 (Änderung der Preisangaben-
verordnung) 

Der Bereich der Informations- und Kommunikations-
dienste hat sich erst nach Erlaß der Preisangabenver-
ordnung entwickelt. Aufgrund neuer Angebotsfor-
men z. B. über Online-Dienste oder Internet ist eine 
Klarstellung erforderlich, die der Wahrung von Preis-
transparenz auch in diesem Bereich dient. Auch ein 
auf Bildschirm übertragenes Angebot muß mit einer 
Preisangabe versehen sein. Weiter zeichnet sich ab, 
daß fortlaufende Leistungen - sofern sie nicht durch 
Pauschalen als einmalige Zahlungen abgegolten 
werden - im Hinblick auf Verbraucherinformation 
nur teilweise erfaßt werden, und zwar lediglich in 
Form von Vorabhinweisen auf den Preis je Zeit- oder 

Recheneinheit. Der tatsächliche im Zuge der Inan-
spruchnahme der Leistung sich ergebende Preis wird 
jedoch nicht transparent. Diese sich aus der Weiter-
entwicklung der Angebotsformen ergebende Rege-
lungslücke soll mit der Ergänzung geschlossen wer-
den. 

Da bei bestimmten Nutzungen eine Preisanzeige un-
ter Umständen als optisch störend empfunden wer-
den kann, soll jedoch der Verbraucher die Möglich-
keit haben, auf die Anzeige zu verzichten. Um Miß-
verständnissen vorzubeugen, wird auf die der Sy-
stematik der Preisangabenverordnung entsprechen-
de Unentgeltlichkeit der Preisangabe besonders hin-
gewiesen. 

Zu Artikel 10 (Rückkehr zum einheitlichen 
Verordnungsrang) 

Um zu vermeiden, daß die im Rahmen dieses Geset-
zes vorgenommenen Änderungen in der Rechtsver-
ordnung künftig nur noch durch Gesetz, aber nicht 
mehr vom Verordnungsgeber späteren Erfordernis-
sen angepaßt werden können, wird eine besondere 
Bestimmung vorgesehen, die dies gestattet. 

Zu Artikel 11 (Inkrafttreten) 

Die Inkrafttretensregel für Artikel 7 - Änderung des 
Urheberrechtsgesetzes - trägt dem Artikel 16 Abs. 1 
der Richtlinie über den rechtlichen Schutz von Da-
tenbanken Rechnung, wonach die Mitgliedstaaten 
bis zum 1. Januar 1998 die zur Umsetzung der Richt-
linie erforderlichen Rechtsvorschriften zu erlassen 
haben. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Der Bundesrat begrüßt die Verständigung von 
Bund und Ländern vom 1. Juli 1996, im Rahmen 
der Zuständigkeitsverteilung des Grundgesetzes 
einen in der Sache einheitlichen Rechtsrahmen 
eines Bundesgesetzes und eines Länderstaatsver-
trages zu schaffen. Bund und Länder haben in 
wichtigen Fragenkomplexen einvernehmliche 
Ergebnisse erreicht. Dies gilt für die zentrale Fra-
ge der Zugangsfreiheit, die wortgleich geregelt 
ist; gleiches gilt für den Datenschutz sowie für 
die Grundzüge der Verantwortlichkeit der Dien-
steanbieter. 

Der Bundesrat betont, daß damit ein wesentlicher 
Beitrag zur Sicherung des Standortes Deutsch-
land und zur Erhaltung von Arbeitsplätzen gelei-
stet wird. 

Der Bundesrat bedauert aber, daß in einigen 
Punkten eine Verständigung nicht möglich war. 
Er fordert  deshalb die nachfolgenden Anderun-
gen des Gesetzentwurfs. 

2. Zu Artikel 1 (§ 2 Abs. 1, 2 und 4 
Nr. 3- neu -TDG) 

Artikel 1 § 2 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Absatz 1 sind nach den Worten „zugrunde 
liegt" die Worte „ , soweit diese nicht an die 
Allgemeinheit gerichtet sind sowie für Tele-
spiele " einzufügen. 

b) Absatz 2 ist zu streichen. 

c) In Absatz 4 ist in Nummer 2 am Ende der 
Punkt durch ein Komma zu ersetzen und fol-
gende Nummer 3 anzufügen: 

„3. Mediendienste im Sinne des Medien-
dienste-Staatsvertrages in der Fassung 
vom...". 

Begründung 

Zu a) 

Den Ländern steht nach Artikel 30, 70 GG die Ge-
setzgebungszuständigkeit für an  die Allgemein-
heit gerichtete Dienste zu. Nur Artikel 73 Nr. 9 GG 
(gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht) 
sieht die ausschließliche Gesetzgebungszustän-
digkeit des Bundes vor. Hinsichtlich der in Be-
tracht kommenden Gegenstände der konkurrie-
renden Gesetzgebung (Artikel 74 Abs. 1 Nr. 7 und 
Nr. 11 - Jugendschutz und Recht der Wi rtschaft) 
kommt hinzu, daß einer bundesgesetzlichen Re-
gelung schon das Fehlen der verfassungsrechtlich 
hierfür unverzichtbaren Erforderlichkeit (Arti-
kel 72 Abs. 2 GG) entgegensteht. Die Länder 
haben diese Gesetzgebungszuständigkeit mit 

den rundfunkrechtlichen Staatsverträgen und 
Landesgesetzen sowie mit dem Bildschirmtext

-

Staatsvertrag auch wahrgenommen und werden 
diese mit dem Mediendienste-Staatsvertrag auch 
in Zukunft wahrnehmen. § 2 Abs. 1 des Medien-
dienste-Staatsvertrages wird vorsehen, daß die 
Regelungen dieses Staatsvertrages für solche 
Dienste gelten, die an  die Allgemeinheit gerichtet 
sind, ohne den Bestimmungen des Rundfunk-
staatsvertrages zu unterfallen. Dieser Ansatz von 
Unterscheidung zwischen audiovisueller Kommu-
nikation und Telekommunikationsdiensten wird 
im übrigen auch in anderen europäischen Län-
dern, z. B. in Frankreich verfolgt. 

Zu b) 

Durch die zu § 2 Abs. 4 Teledienstegesetz vorge-
schlagene Ergänzung, wonach das Teledienste-
gesetz nicht für Mediendienste i. S. d. Medien-
dienste-Staatsvertrages gilt, wird eine für die An-
bieter und Nutzer klare Trennung der beiden Re-
gelungsbereiche erreicht. Durch die beispielhafte 
Aufzählung von Diensten in § 2 Abs. 2 des Tele-
dienstegesetzes wird diese klare Trennung ver-
wischt. 

Zu c) 

Durch die zusätzliche Klarstellung in Absatz 4 
Nr. 3 - neu - soll erreicht werden, daß bei Anbie-
tern  und Nutzern von Diensten keine Zweifel dar-
über bestehen, welche Regelung für einen Dienst 
zur Anwendung gelangt. Die ausdrückliche Aus-
nahme von Mediendiensten wie des Rundfunks 
in Nummer 2 entspricht damit der in Absatz 1 vor-
geschlagenen und in § 2 Abs. 1 Mediendienste

-

Staatsvertrag vorgenommenen Abgrenzung der 
Anwendungsbereiche und der Verteilung der Ge-
setzgebungszuständigkeit von Bund und Län-
dern. Im Bewußtsein ihrer Verpflichtung zum bun-
destreuen Verhalten haben die Länder eine ent-
sprechende Ausnahme im Mediendienste-Staats-
vertrag vorgenommen. Im Wege des ländertreuen 
Verhaltens des Bundes erwartet der Bundesrat die 
Aufnahme einer entsprechenden Ausnahme für 
Mediendienste im Teledienstegesetz des Bundes. 
Er hält die Aufnahme einer entsprechenden Klar-
stellung für unverzichtbar, auch um eine verfas-
sungsgerichtliche Klärung entbehrlich zu ma-
chen. Das Datum der Unterzeichnung des Me-
diendienste-Staatsvertrages ist in der Textfassung 
noch zu ergänzen. 

3. Zu Artikel 1 (§ 2 Abs. 2 TDG) 

Für den Fall, daß der Deutsche Bundestag den 
Vorschlag in Ziffer 2 Buchstabe b der Stellung-
nahme nicht aufgreift, wird vorgeschlagen, in 
Artikel 1 § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 2 wie folgt zu fas-
sen: 
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„ 1. Angebote zur Erbringung von Dienstleistun-
gen, die auf einzelne Nutzer oder geschlos-
sene Nutzergruppen ausgerichtet sind (z. B. 
Telebanking), 

2. Angebote zur individuellen Nutzung von 
Diensten, bei denen die reine Übermittlung 
von Daten im Vordergrund steht (Daten-
dienste), ". 

Begründung 

Die vorgeschlagenen Änderungen dienen der 
klareren Abgrenzung zwischen Teledienste-
gesetz und Mediendienste-Staatsvertrag, sofern 
dem Vorschlag nach Streichung des Absatzes 2 
nicht gefolgt wird. Sie verhindern, daß der 
Anwendungsbereich des Teledienstegesetzes 
nur im Wege einer verfassungskonformen, an der 
Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes orien-
tierten restriktiven Auslegung erschlossen wer-
den kann. 

4. Zu Artikel 1 (§ 5 TDG) 

Der Bundesrat weist darauf hin, daß die Regelun-
gen zur Verantwortlichkeit für Inhalte, wie sie in 
§ 5 des Entwurfs eines Mediendienste-Staats-
vertrages und in § 5 TDG-E enthalten sind, den 
ersten Schritt darstellen, die vor allem in straf-
rechtlicher Hinsicht aufgetretenen Probleme 
einer gesetzgeberischen Lösung zuzuführen. Es 
wird sorgfältig zu beobachten sein, wie sich die 
in Aussicht genommenen Regelungen in der Pra-
xis bewähren. Ungeachtet der kompetenzrecht-
lichen Fragen erscheinen derzeit folgende 
Aspekte wesentlich: 

a) Die Regelungen zur Verantwortlichkeit sind 
der straf- und zivilrechtlichen Prüfung vorge-
lagert. Ergibt sich danach im Grundsatz eine 
Verantwortlichkeit des Anbieters, ist in einem 
zweiten Schritt die straf- und zivilrechtliche 
Beurteilung vorzunehmen. Der Bundesrat 
geht davon aus, daß insoweit die allgemeinen 
Grundsätze, namentlich zu Täterschaft und 
Teilnahme, Gültigkeit haben. 

b) Der Bundesrat geht davon aus, daß ein Bereit-
halten fremder Inhalte im Sinne des § 5 Abs. 2 
beider Regelungswerke immer dann vorliegt, 
wenn die Inhalte auf Medien gespeichert sind, 
die dem Anbieter zuzurechnen sind. Erfaßt 
wird nach Auffassung des Bundesrats etwa 
auch die Speicherung von unmoderierten 
News-Groups. 

c) Die Interpretation. des Begriffs des Bereithal-
tens kann Schwierigkeiten bei inte rnational 
tätigen Anbietern aufwerfen. Der Bundesrat 
geht davon aus, daß ein „Bereithalten" im In-
land auch dann gegeben sein kann, wenn sich 
das Speichermedium selbst im Ausland befin-
det, sofern es einer im Inland tätigen (Teil-)Or-
ganisation des Anbieters zurechenbar ist (vgl. 
oben b), was u. a. bei einer Verbindung über 
eine Standleitung der Fall sein kann. 

d) Die Regelungen zur Verantwortlichkeit erfas-
sen die gesamte Rechtsordnung. Das bringt es 

mit sich, daß der Sprachgebrauch der be-
reichsspezifischen Regelungsmaterien, na-
mentlich des Strafrechts, nicht in der wün-
schenswerten Präzision gewahrt werden 
kann. Dies gilt u. a. für den Begriff der 
„Kenntnis". Die Entwurfsbegründung subsu-
miert darunter auch den bedingten Vorsatz. 
Im Hinblick auf die genannten Besonderhei-
ten dürfte die durch die Entwurfsbegründung 
vorgenommene Interpretation auch für die 
Spezialmaterien Gültigkeit beanspruchen 
können. 

e) Der Begriff „technisch möglich und zumut-
bar" bietet in erheblichem Umfang Ausle-
gungsspielraum. Dies steht vor dem Hinter-
grund der vielfältigen Konstellationen im Ein-
zelfall sowie der auch in Zukunft zu erwarten-
den raschen technologischen Entwicklung. 
Der Bundesrat geht davon aus, daß es in der 
Regel „technisch möglich und zumutbar" ist, 
die Nutzung von bereitgehaltenen strafbaren 
Inhalten zu verhindern. Ein anderweitiges 
Ergebnis kann lediglich in extremen Ausnah-
mefällen denkbar sein. Der in der Entwurfs-
begründung angesprochene Fall, daß die Nut-
zung nur durch Einstellung eines (im übrigen 
unbedenklichen) Teledienstes verhindert wer-
den kann, gibt ein Beispiel dafür. 

f) Der Bundesrat geht davon aus, daß die Rege-
lungen zur Zugangsvermittlung (§ 5 Abs. 3 
und 4) eine Verpflichtung zur Erstattung von 
Anzeigen (insbesondere § 138 StGB) unbe-
rührt lassen (vgl. auch § 85 Abs. 3 Satz 4 
TKG). 

5. Zu Artikel 1 (§ 5 TDG) 

Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, wie erreicht werden 
kann, daß bewußtes und gewolltes Zusammen-
wirken auch von Zugangsprovidern im Inland 
mit Straftätern im Ausland, die gegen deutsches 
Strafrecht verstoßen, im bisherigen Umfang straf-
bar bleibt. 

Begründung 

Artikel 1 § 5 regelt in den Absätzen 1 bis 3 die 
strafrechtliche und deliktische Verantwortlich-
keit der Diensteanbieter (so Satz 1 der Begrün-
dung zu Absatz 4). 

Nach der Formulierung des Absatzes 3 sind An-
bieter für fremde Inhalte, zu denen sie lediglich 
den Zugang zur Nutzung vermitteln, nicht ver-
antwortlich. Aus dem Vergleich mit Absatz 2 
folgt, daß dies auch dann gelten soll, wenn die 
Anbieter von diesen Inhalten Kenntnis haben 
und es ihnen technisch möglich und zumutbar 
ist, deren Nutzung zu verhindern. 

Danach wäre eine Fallkonstellation denkbar, daß 
ein bekannter in Deutschland wohnender Extre-
mist als Zugangsprovider in bewußtem und ge-
wollten Zusammenwirken mit Extremisten im 
Ausland ausschließlich den Zugang zu deren 
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extremistischen Inhalten anbietet, deren Verbrei-
tung in Deutschland möglicherweise strafbar ist 
(z. B. §§ 86, 130 StGB). 

Während er sich damit nach geltendem Straf-
recht wegen Beihilfe zur Tat des ausländischen 
Anbieters strafbar machen könnte, wäre dies 
künftig nicht mehr strafbar, da er für fremde 
Inhalte, zu denen er lediglich den Zugang zur 
Nutzung vermittelt, nicht verantwortlich ist (§ 5 
Abs. 3). 

Es wird deshalb gebeten, im Laufe des weiteren 
Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, wie erreicht 
werden kann, daß bewußtes und gewolltes Zu-
sammenwirken auch von Zugangsprovidern im 
Inland mit Straftätern im Ausland, die gegen 
deutsches Strafrecht verstoßen, im bisherigen 
Umfang strafbar bleibt. 

6. Zu Artikel 1 (§ 5 a - neu - TDG) 
-und 6 Nr. 5 (§ 7 a des Gesetzes über 

die Verbreitung jugend-
gefährdender Schriften) 

In Artikel 1 ist nach § 5 folgender § 5 a einzu-
fügen: 

„§5a 

Jugendschutzbeauftragte 

(1) Wer gewerbsmäßig Teledienste zur Nut-
zung bereithält, hat einen Jugendschutzbeauf-
tragten zu beste llen. Diese Person ist Ansprech-
partner für Nutzer und berät den Diensteanbieter 
in Fragen des Jugendschutzes. Sie ist von dem 
Diensteanbieter an der Angebotsplanung und 
der Gestaltung der Allgemeinen Nutzungsbedin-
gungen zu beteiligen. Sie kann dem Dienstean-
bieter eine Beschränkung von Angeboten vor-
schlagen. Die Verpflichtung des Diensteanbieters 
nach Satz 1 kann auch dadurch erfüllt werden, 
daß er eine Organisation der Freiwilligen Selbst-
kontrolle zur Wahrnehmung der Aufgaben nach 
Satz 2 bis 4 verpflichtet. 

(2) Diese Verpflichtung besteht nicht, wenn der 
Diensteanbieter Angebote zur Nutzung vorhält, 
die offensichtlich nicht geeignet sind, Kinder und 
Jugendliche sittlich zu gefährden. 

Als Folge ist in Artikel 6 die Nummer 5 zu strei-
chen. 

Begründung 

Zu § 5 a Abs. 1 

Anbieter von „Mediendiensten" (gleich welcher 
Art) sollen generell zum aktiven Jugend(Me-
dien)schutz verpflichtet werden. Die im Gesetz-
entwurf vorgeschlagene Bedingung überläßt 
dem gewerblichen Anbieter die Prüfung, ob ein 
Jugendschutzbeauftragter zu bestellen ist. Dem 
Jugendschutz wird es gerecht, wenn die Ver-
pflichtung zur Bestellung eines/einer Jugend-
schutzbeauftragten definitiv festgeschrieben 
wird. 

Der Mediendienste-Staatsvertrag regelt bereits 
das Angebot und die Nutzung von an die Allge-
meinheit gerichteten Informations- und Kommu-
nikationsdiensten und die Verankerung des Ju-
gendschutzes bei diesen allgemein angebotenen 
Inhalten. 

Zu § 5 a Abs. 2 

Nach Absatz 1 sollen Anbieter von „Mediendien-
sten" (gleich welcher A rt) generell zum Ju-
gend(Medien)schutz durch einen Jugendschutz-
beauftragten oder durch Beitritt zu einer Freiwil-
ligen Selbstkontrolle verpflichtet werden. 

Nach Absatz 2 sollen, um eine Überregulierung 
zu vermeiden, die Mediendiensteanbieter ent-
lastet werden, die offensichtlich keine jugend-
schutzrelevanten Angebote vorhalten. 

7. Zu Artikel 2 (§ 1 Abs. 1 TDDSG) 

In Artikel 2 ist § 1 Abs. 1 wie folgt zu fassen: 

„Die nachfolgenden Vorschriften gelten für den 
Schutz personenbezogener Daten, die zur Durch-
führung von Telediensten im Sinne des Teledien

-

stegesetzes erhoben, verarbeitet und genutzt 
werden.". 

Begründung 

Die Umsetzung der Vorschriften des Teledienste-
gesetzes wirft zahlreiche Abgrenzungs- und Aus-
legungsfragen auf. Dies gilt insbesondere für 
das Verhältnis der Vorschriften des Bundesda-
tenschutzgesetzes und der Landesdatenschutz-
gesetze zu den im Bereich der Telekommunika-
tion inzwischen erlassenen und vorgesehenen 
bereichsspezifischen Datenschutzregelungen 
des Telekommunikationsgesetzes, des Teledien-
stedatenschutzgesetzes, des Mediendienstestaats-
vertrages, der Telekommunikationsdienstunter-
nehmen-Datenschutzverordnung sowie sonstiger 
Bestimmungen. 

Insoweit bedarf es bei der elektronischen Erhe-
bung, Verarbeitung und Nutzung personenbezo-
gener Daten jeweils einer Klärung, welche da-
tenschutzrechtlichen Vorschriften von den Netz-
betreibern, den Diensteanbietern, den datenver-
arbeitenden Stellen sowie den sonstigen Beteilig-
ten zu beachten sind. Die sachgerechte Abgren-
zung und Zuordnung der von einem Dienstean-
bieter und sonstigen Beteiligten zu beachtenden 
Rechtsvorschriften kann im Einzelfall schwierig 
sein, weil der Begriff der Teledienste gemäß § 2 
Abs. 1 des Entwurfs eines Teledienstegesetzes 
alle elektronischen Informations- und Kommuni-
kationsdienste umfaßt, die für eine individuelle 
Nutzung bestimmt sind und denen eine Über-
mittlung mittels Telekommunikation zugrunde 
liegt. Dem Anwendungsbereich des Teledienste-
datenschutzgesetzes unterliegen danach zahlrei-
che Teledienste, die sich in ihrer Funktionsweise, 
ihrem Nutzungszweck und vor allem auch hin-
sichtlich des Umfangs der Erhebung, Verarbei- 
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tung und Nutzung personenbezogener Daten 
erheblich unterscheiden. 

Soweit ein Diensteanbieter lediglich Angebote 
zur Information (Datendienste, Verbreitung von 
Informationen über Waren und Dienstleistun-
gen), zur Nutzung des Internets oder weiterer 
Netze sowie zur Nutzung von Telespielen bereit-
hält oder den Zugang zur Nutzung vermittelt, ist 
zur Durchführung dieser Dienste regelmäßig nur 
die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von 
Bestands-, Nutzungs- und Abrechnungsdaten im 
Sinne der §§ 5 und 6 des Entwurfs eines Tele-
dienstedatenschutzgesetzes erforderlich. Bei die-
sen Diensten ist es auch möglich, die System-
strukturen so zu gestalten, daß die in § 3 Abs. 4 
und § 4 Abs. 1 und 4 des Gesetzentwurfs veran-
kerten Grundsätze des Systemdatenschutzes und 
der Datenvermeidung verwirklicht werden. 

Hält ein Diensteanbieter im Sinne des § 2 Nr. 1 
des Gesetzentwurfs Angebote zur elektronischen 
Kommunikation wie beispielsweise E-mail-Dien-
ste, „Newsgroups" im World Wide Web (WWW) 
oder vergleichbare interaktive Dienste bereit 
oder vermittelt er den Zugang zu deren Nutzung, 
sind zur Durchführung des jewei ligen Teledien-
stes ebenfalls lediglich die Erhebung, Verarbei-
tung und Nutzung der Bestands-, Nutzungs- und 
Abrechnungsdaten gemäß §§ 5 und 6 des Ent-
wurfs eines Teledienstedatenschutzgesetzes er-
forderlich. Auch wenn die vorgenannten Kom-
munikationsdienste gerade deshalb genutzt wer-
den, um personenbezogene Daten auszutau-
schen oder beispielsweise über ein elektroni-
sches „Schwarzes Brett" gegenüber einer Viel-
zahl von Nutzern zu offenbaren, ist es außerdem 
sachgerecht, die Diensteanbieter durch § 3 Abs. 4 
sowie § 4 Abs. 1 und 4 des Gesetzentwurfs auf 
die Beachtung der Grundsätze des Systemdaten-
schutzes und der Datenvermeidung zu verpflich-
ten. 

Unberührt  von den Bestimmungen des Entwurfs 
des Teledienstedatenschutzgesetzes bleibt im 
übrigen die Erhebung, Verarbeitung und Nut-
zung derjenigen personenbezogenen Daten, die 
von öffentlichen und nichtöffentlichen Stellen 
bei der Nutzung von elektronischen Kommuni-
kationsdiensten zur Kenntnis genommen und 
ggf. weiterverarbeitet werden. Für die Nutzer 
von Telediensten im Sinne des § 2 Nr. 2 des Ge-
setzentwurfs gelten insoweit die Vorschriften des 
Bundesdatenschutzgesetzes, der Landesdaten-
schutzgesetze oder sonstiger bereichsspezifi-
scher Datenschutzvorschriften. Die Zulässigkeit 
der Auswertung und weiteren Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten, die beispielsweise in 
Stellengesuchen oder Immobilienangeboten im 
Internet enthalten sind, durch eine nichtöffentli-
che Stelle ist danach regelmäßig auf der Grund-
lage der  §§ 27 ff. des Bundesdatenschutzgesetzes 
zu beurteilen. 

Neben den vorgenannten Informations- und 
Kommunikationsdiensten gehören zu den Tele

-

diensten gemäß § 2 Abs. 1 des Entwurfs eines Te

-

ledienstegesetzes auch Angebote, die den elek-
tronischen Datenaustausch unter anderem in den 
Bereichen Telebanking, elektronische Vertrags-
abwicklung, Fernunterricht sowie bei sonstigen 
interaktiven Beratungs- und Bestelldiensten er-
möglichen. Insoweit bedarf es jeweils einer Prü-
fung im Einzelfall, inwieweit die auf Informa-
tions- und Kommunikationsangebote , „zuge-
schnittenen" Vorschriften insbesondere der § 3 
Abs. 3, § 4 Abs. 1 und 4, § 6 Abs. 1 und 5 des Ent-
wurfs eines Teledienstedatenschutzgesetzes an

-wendbar sind. 

Der Abgrenzung der bei der Erhebung, Verarbei-
tung und Nutzung personenbezogener Daten im 
Rahmen der Durchführung von Telediensten zu 
beachtenden Rechtsvorschriften wird in der Pra-
xis eine erhebliche Bedeutung vor allem dann 
zukommen, wenn Banken, Versicherungen, Kre-
ditschutzorganisationen und andere Unterneh-
men als Diensteanbieter im Sinne des § 2 Nr. 1 
des Entwurfs eines Teledienstedatenschutzgeset-
zes Teledienste zur Nutzung bereithalten, um 
beispielsweise elektronische Buchungs-, Über-
weisungs- und Bestellaufträge entgegenzuneh-
men, elektronische Auskünfte aus Datenbanken 
zu erteilen oder sonstige Geschäftsbeziehungen 
elektronisch abzuwickeln. In diesen Fällen ist der 
Teledienst lediglich das Übertragungsmedium, 
um Dienstleistungen für den Vertragspartner 
oder Kunden in elektronischer Form erbringen 
zu können. 

Erlangt beispielsweise ein Kreditinstitut Kenntnis 
von den personenbezogenen Daten eines Kun-
den, die dieser im Rahmen der Nutzung des 
Telebanking-Dienstes auf einem elektronischen 
Überweisungsträger oder einem Kreditantrag 
eingetragen hat, ist deren Speicherung und wei-
tere Verarbeitung sowie ihre Zusammenführung 
mit anderen Informationen auf der Grundlage 
des § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Bundesdaten-
schutzgesetzes zulässig, unabhängig davon, daß 
das Kreditinstitut als Diensteanbieter im Sinne 
des § 2 Nr. 1 des Gesetzentwurfs sicherzustellen 
hat, daß die personenbezogenen Daten über 
die Inanspruchnahme verschiedener Teledienste 
durch einen Nutzer getrennt verarbeitet werden 
(vgl. § 4 Abs. 2 Nr. 4 des Gesetzentwurfs). 

Die Lösung der dargestellten Auslegungs- und 
Abgrenzungsprobleme wird wesentlich erleich-
tert, wenn die im Entwurf des Teledienstedaten-
schutzgesetzes vorgesehene allgemeine Um-
schreibung des Geltungsbereichs („Die nachfol-
genden Vorschriften gelten für den Schutz perso-
nenbezogener Daten bei Telediensten") durch 
Aufnahme der Formulierung „zur Durchführung 
von Telediensten" präzisiert wird. 

Die vorgeschlagene Regelung macht die im Ein-
zelfall vorzunehmende Prüfung nicht entbehr-
lich, ob die Zulässigkeit der jewei ligen Erhe-
bung, Verarbeitung und Nutzung personenbezo-
gener Daten im Rahmen der Durchführung von 
Telediensten nach den Vorschriften des Teledien-
stedatenschutzgesetzes, des Bundesdatenschutz- 



Drucksache 13/7385 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

gesetzes, des Medienstaatsvertrages, des Tele-
kommunikationsgesetzes oder sonstiger be-
reichsspezifischer Datenschutzregelungen zu be-
urteilen ist. Die Aufnahme des Kriteriums „zur 
Durchführung von Telediensten" würde es je-
doch den Diensteanbietern und den sonstigen 
datenverarbeitenden Stellen sowie den Daten-
schutzkontrollbehörden ermöglichen, die bei der 
Durchführung von Telediensten jeweils zu be-
achtenden Datenschutzvorschriften für die Er-
hebung, Verarbeitung und Nutzung personen-
bezogener Daten konkret festzustellen. 

Der Formulierungsvorschlag „zur Durchführung 
von Telediensten" entspricht im übrigen den in 
§ 3 Abs. 1 und 2 des Gesetzentwurfs vorgesehe-
nen Regelungen über einzelne Grundsätze für 
die Verarbeitung personenbezogener Daten. 
Insoweit würde die vorgeschlagene Ergänzung 
des § 1 Abs. 1 des Gesetzentwurfs auch zu einer 
redaktionellen Angleichung der Rechtsgrund-
lagen für die Durchführung von Telediensten 
führen. 

8. Zu Artikel 2 (§ 1 Abs. 2 TDDSG) 

In Artikel 2 ist in § 1 Abs. 2 nach den Worten 
„personenbezogener Daten" das Wo rt  „entspre-
chend" einzufügen.. 

Begründung 

Für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
durch öffentliche und nichtöffentliche Stellen 
gelten grundsätzlich die allgemeinen Vorschrif-
ten des Bundesdatenschutzgesetzes und der Lan-
desdatenschutzgesetze, soweit nicht besondere 
Rechtsvorschriften gemäß § 1 Abs. 4 des Bundes-
datenschutzgesetzes und der entsprechenden 
Regelungen der Datenschutzgesetze der Länder 
vorrangig sind. 

Werden zur Durchführung von Telediensten per-
sonenbezogene Daten erhoben, verarbeitet und 
genutzt, sollen ergänzend zu den Vorschriften 
des Teledienstedatenschutzgesetzes gemäß § 1 
Abs. 2 des Gesetzentwurfs die Vorschriften des 
Bundesdatenschutzgesetzes auch dann anzu-
wenden sein, wenn die entsprechenden Daten 
nicht in Dateien im Sinne des § 3 Abs. 2 des Bun-
desdatenschutzgesetzes verarbeitet oder genutzt 
werden. Da diese Regelungen jedoch jeweils an 
das Vorliegen einer „dateimäßigen" Verarbei-
tung anknüpfen, kommt vorliegend lediglich 
eine „entsprechende" Anwendbarkeit dieser Be-
stimmungen in Betracht. 

9. Zu Artikel 2 (§ 3 Abs. 1 TDDSG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob eine über § 3 
Abs. 1 hinausgehende Klarstellung im Gesetzes-
text dahingehend erforderlich ist, daß die straf-
prozessualen Befugnisse, nament lich § 161 StPO, 
durch das TDDSG nicht berührt werden. 

Begründung 

Das am Ende der Einzelbegründung zu § 5 Abs. 3 
TDDSG-E artikulierte Anliegen, daß die Befug-
nisse etwa der Strafverfolgungsbehörden durch 
den Entwurf nicht tangiert werden, ist zu begrü-
ßen. Es wäre in der Sache nicht akzeptabel, wenn 
die Effektivität der Strafverfolgung durch die 
Regelungen des TDDSG Schaden nehmen würde. 

Es bedarf jedoch der Prüfung, ob zur Erreichung 
dieses Ziels der Hinweis in der Begründung aus-
reicht: 

- Der Entwurf des TDDSG enthält in § 5 Abs. 3 
eine punktuelle Regelung, die u. a. die Ver-
pflichtung zur Übermittlung von Daten an die 
Strafverfolgungsbehörden enthält, die nur für 
Bestandsdaten gilt. Eine entsprechende Rege-
lung für die Nutzungs- und Abrechnungs-
daten in § 6 fehlt. Dies bringt die Gefahr von 
Umkehrschlüssen mit sich. 

- Es sollte geprüft werden, ob eine Änderung 
des Entwurfs erforderlich ist, um eine - im 
Ergebnis nicht hinnehmbare - Auslegung aus-
zuschließen, das bundesrechtliche TDDSG 
gehe als lex posterior der StPO vor. Dies gilt 
etwa für das Wort  „nur" in § 6 Abs. 1 einlei-
tender Satzteil sowie für § 4 Abs. 2 Nr. 3, der 
nach seinem Wortlaut vom Diensteanbieter 
u. a. einen Schutz auch vor der - aufgrund 
etwa einer strafprozessualen Befugnis - be-
rechtigten Kenntnisnahme Dritter verlangt. 

10. Zu Artikel 2 (§ 3 Abs. 5 Satz 1 TDDSG) 

In Artikel 2 sind in § 3 Abs. 5 Satz 1 nach dem 
Wort  „Daten" die Worte „zur Durchführung von 
Telediensten" einzufügen. 

Begründung 

Die Einfügung der Worte „zur Durchführung von 
Telediensten" ist eine Folgeänderung zu der vor-
geschlagenen Ergänzung des § 1 Abs. 1 des Ge-
setzentwurfs und bezweckt zugleich eine redak-
tionelle Angleichung an die Vorschriften des § 3 
Abs. 1 und 2 des Gesetzentwurfs. Damit wird 
außerdem verdeutlicht, daß die in § 3 Abs. 5 
Satz 1 vorgesehenen besonderen Unterrich-
tungspflichten lediglich für personenbezogene 
Daten gelten, die zum Zwecke der Durchführung 
eines Teledienstes erhoben werden, nicht jedoch 
für persönliche Angaben, die beispielsweise ein 
Kunde im Rahmen einer Geschäftsbeziehung 
seinem Vertragspartner mitteilt und dabei einen 
Teledienst als Übertragungsmedium nutzt. 

11. Zu Artikel 2 (§ 3 Abs. 6 Satz 1 TDDSG) 

In Artikel 2 sind in § 3 Abs. 6 Satz 1 die Worte 
„Der Nutzer ist" durch die Worte „Soweit die 
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personen-
bezogener Daten auf Grund einer Einwilligungs-
erklärung erfolgt, ist der Nutzer" zu ersetzen. 
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Begründung 

Die vorgeschlagene Regelung dient der Klarstel-
lung, daß die Verpflichtung des Diensteanbieters, 
den Nutzer auf sein Recht zum jederzeitigen 
Widerruf hinzuweisen, nur gilt, soweit die Erhe-
bung, Verarbeitung und Nutzung personenbezo-
gener Daten aufgrund einer Einwilligungserklä-
rung erfolgt und nicht nach den §§ 5 und 6 des 
Gesetzentwurfs. Die Ergänzung des § 3 Abs. 6 
des Gesetzentwurfs verdeutlicht zugleich, daß 
die in § 3 Abs. 5 geregelten Unterrichtungspflich-
ten der Diensteanbieter generell bei der Durch-
führung von Telediensten zu beachten sind und 
nicht nur bei der Erhebung, Verarbeitung und 
Nutzung personenbezogener Daten aufgrund 
einer Einwilligungserklärung. 

12. Zu Artikel 2 (§ 4 Abs. 1 Satz 1 TDDSG) 

In Artikel 2 sind in § 4 Abs. 1 Satz 1 nach dem 
Wort  „Telediensten" die Worte „insbesondere bei 
Angeboten zur Information und Kommunikation" 
einzufügen. 

Begründung 

Durch die vorgeschlagene Ergänzung des § 4 
Abs. 1 des Gesetzentwurfs wird verdeutlicht, daß 
die Bereitstellung der Möglichkeit, Teledienste 
einschließlich ihrer Bezahlung anonym oder 
unter Pseudonym in Anspruch zu nehmen, vor-
rangig bei Angeboten zur Informa tion oder Kom-
munikation gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 2 des Entwurfs 
eines Teledienstgesetzes in Be tracht kommt. 

13. Zu Artikel 2 (§ 4 TDDSG) 

Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob die Verpflichtung 
der Diensteanbieter, die Inanspruchnahme von 
Telediensten anonym zu ermöglichen, nicht dazu 
führt, daß künftig Straftaten anonym und öffent-
lich begangen werden können, ohne daß es 
Möglichkeiten gibt, dagegen einzuschreiten. 

Begründung 

Der Gesetzgeber hat in einer Reihe von Strafvor-
schriften bestimmtes Handeln aus guten Grün-
den (z. B. aus Gründen des Jugendschutzes) für 
verboten und strafbar erklärt (vgl. z. B. §§ 130, 
131, 184 StGB). 

Nutzer von Telediensten können auch Informa-
tionsanbieter sein, die z. B. Informationen ins 
Internet einstellen. Wenn diese einen Rechts-
anspruch darauf haben, den Dienst anonym zu 
nutzen, können sie künftig Straftaten begehen, 
ohne befürchten zu müssen, ermittelt zu werden. 
Insofern führt die Vorschrift zu einem Wertungs-
widerspruch zwischen verschiedenen Gesetzen, 
der wohl nicht gewollt ist. 

Es muß deshalb geprüft werden, wie das Inter-
esse des Nutzers auch an  anonymer Nutzung von 
Teledienstleistungen, z. B. als Nachfrager von 

Informationen, mit dem Interesse des Staates in 
Deckung gebracht werden kann, künftig nicht 
Straftaten straflos zu ermöglichen. 

14. Zu Artikel 2 (§ 5 Abs. 1 TDDSG) 

In Artikel 2 ist in § 5 Abs. 1 das Wort  „Nutzung" 
durch das Wort  „Durchführung" zu ersetzen. 

Begründung 

Der Vorschlag, das Wort  „Nutzung" durch das 
Wort  „Durchführung" zu ersetzen, entspricht 
dem Änderungsvorschlag zu § 1 Abs. 1 des Ge-
setzentwurfs und bedeutet zugleich eine redak-
tionelle Angleichung an die Vorschriften des § 3 
Abs. 1 und 2 des Gesetzentwurfs. Darüber hinaus 
wird durch die Formulierung verdeutlicht, daß 
der Begriff der Bestandsdaten nicht sämtliche 
Nutzungsdaten erfassen soll, sondern lediglich 
die zur Durchführung eines Teledienstes unbe-
dingt erforderlichen Angaben. 

15. Zu Artikel 2 (§ 5 Abs. 3 TDDSG) 

Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 2 § 5 
Abs. 3 wie folgt gefaßt werden kann: 

„Diensteanbieter dürfen Bestandsdaten im Ein-
zelfall an die zuständigen Stellen übermitteln, so-
weit dies für die Verfolgung von Straftaten oder 
Ordnungswidrigkeiten, zur Abwehr von Gefah-
ren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
oder für die Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben 
der Verfassungsschutzbehörden des Bundes und 
der Länder, des Bundesnachrichtendienstes, des 
Militärischen Abschirmdienstes sowie des Zoll-
kriminalamtes erforderlich ist und überwiegende 
schutzwürdige Interessen der Nutzer nicht ent-
gegenstehen." 

Begründung 

Nach § 5 Abs. 1 des Gesetzentwurfs sind Be-
standsdaten alle Informationen, die ein Dien-
steanbieter zur Begründung, inhaltlichen Aus-
gestaltung oder Änderung eines Vertragsverhält-
nisses über die Nutzung von Telediensten erhebt, 
verarbeitet und nutzt. Im einzelnen sind dies der 
Name und die Anschrift des Nutzers sowie weitere 
Angaben, die für die Durchführung des Vertra-
ges über die Inanspruchnahme eines Teledien-
stes benötigt werden. 

Soweit Banken, Versicherungen und andere 
Dienstleistungsunternehmen Teledienste zur Ver-
fügung stellen, um Vertragsbeziehungen elektro-
nisch abzuwickeln, handelt es sich bei den Be-
standsdaten zugleich um Kundendaten, die als 
Information über das Bestehen einer Geschäfts-
beziehung dem Bankgeheimnis unterliegen kön-
nen oder als Betriebs- und Geschäftsgeheimnis 
anzusehen sind. Durch die in § 5 Abs. 3 des 
Gesetzentwurfs vorgesehene Verpflichtung, Be-
standsdaten an  Sicherheitsbehörden zu übermit-
teln, können auch gesetzlich ausdrücklich gere- 
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gelte oder strafbewehrte Geheimhaltungsvor-
schriften berührt sein. Dies ist beispielsweise der 
Fall, wenn Ärzte für ihre Patienten eine elektro-
nische Beratung ermöglichen, Arbeitgeber Tele-
arbeitsplätze einrichten oder Sozial- und Finanz-
ämter mit Antragstellern und Steuerpflichtigen 
elektronisch Informationen austauschen. 

In den vorgenannten Fällen ist es nicht sachge-
recht, Diensteanbieter zu verpflichten, generell 
Auskünfte über Bestandsdaten zu erteilen, wenn 
Sicherheitsbehörden darum ersuchen und die 
Übermittlung der entsprechenden Daten zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben für erforderlich halten. 
Die in § 5 Abs. 3 des Gesetzentwurfs vorgese-
hene Regelung berücksichtigt insoweit nicht hin-
reichend, daß der Übermittlung dieser Informa-
tionen gesetzliche und vertragliche Geheimhal-
tungserfordernisse entgegenstehen können wie 
beispielsweise das Bank-, das Personal-, das 
Arzt-, das Steuer- oder das Sozialgeheimnis. 

Die vorgeschlagene Regelung ermöglicht die 
Übermittlung von Bestandsdaten durch Dienste-
anbieter an  die im einzelnen genannten Sicher-
heitsbehörden, soweit dies zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben im Einzelfall erforderlich ist und über-
wiegende schutzwürdige Interessen der Nutzer 
nicht entgegenstehen. Im Rahmen der danach 
von den Diensteanbietern jeweils vorzunehmen-
den Abwägung könnten auch etwaige gesetz-
liche oder vertragliche Geheimhaltungserforder-
nisse angemessen berücksichtigt werden. 

Die vorgeschlagene Änderung würde im übrigen 
für Diensteanbieter, die fremde Inhalte zur Nut-
zung bereithalten und hierfür im Rahmen des § 5 
Abs. 2 des Entwurfs des Teledienstegesetzes 
auch verantwortlich sind, eine Befugnis schaffen, 
bei etwaigen Erkenntnissen über strafbare In-
halte einzelner Angebote die Strafverfolgungs-
behörden auch ohne Vorliegen eines Ersuchens 
einschalten zu können. Durch den Verzicht auf 
die Worte „auf Ersuchen" würde in gleicher Wei-
se klargestellt, daß Diensteanbieter beispielswei-
se bei Vorliegen eines Betrugsverdachts Be-
standsdaten einzelner Nutzer an  die Strafverfol-
gungsbehörden auch dann übermitteln dürfen, 
wenn ein Ersuchen der Staatsanwaltschaft oder 
der Polizei nicht vorliegt. 

Soweit Diensteanbieter, die fremde Inhalte zur 
Nutzung bereithalten, Kenntnis davon haben, 
daß es sich dabei um strafrechtlich relevante An-
gebote oder um extremistisches Gedankengut 
handelt, ist ihnen regelmäßig an einer Zusam-
menarbeit mit den Sicherheitsbehörden gelegen. 
Die Schaffung der Voraussetzungen für die Zu-
lässigkeit eines entsprechenden Informationsaus-
tauschs erscheint insoweit wich tiger als die gene-
relle Verpflichtung a ller Diensteanbieter, auf 
Ersuchen der in § 6 Abs. 3 des Gesetzentwurfs 
genannten Stellen Auskünfte erteilen zu müssen. 

Die Aufgaben und Befugnisse der Strafverfol-
gungsbehörden und der sonstigen Sicherheits-
behörden sind in der Strafprozeßordnung, den 
Polizei- und Ordnungsbehördengesetzen der 

Länder sowie sonstigen besonderen Rechtsvor-
schriften umfassend geregelt. Darüber hinaus 
sind den Sicherheitsbehörden in einzelnen 
Rechtsvorschriften weitergehende Informa tions-
rechte eingeräumt. In § 90 Abs. 3 des Telekom-
munikationsgesetzes ist insoweit beispielsweise 
vorgesehen, daß Stellen, die geschäftsmäßig Te-
lekommunikationsdienste anbieten, den Sicher-
heitsbehörden zur Erfüllung ihrer Aufgaben je-
derzeit unentgeltlich Auskünfte über Kundenda-
ten zu erteilen haben, auch soweit diese nicht in 
öffentliche Verzeichnisse eingetragen sind. 

Soweit über die genannten gesetzlichen Rege-
lungen hinaus die Notwendigkeit besteht, An-
bieter von Telediensten zu verpflichten, den 
Strafverfolgungsbehörden oder anderen Sicher-
heitsbehörden Bestandsdaten auf Ersuchen zu 
übermitteln, wären in den jeweiligen Fachgeset-
zen entsprechende Rechtsvorschriften zu schaf-
fen, die den Anlaß der Übermittlung, den Zweck 
und die Datenempfänger konkret benennen. 
Diese Bestimmungen wären dann als dem Tele-
dienstedatenschutzgesetz gegenüber vorrangig 
zu beachten. 

16. Zu Artikel 2 (§ 6 Abs. 3 Satz 2 - neu - TDDSG) 

In Artikel 2 ist in § 6 Abs. 3 nach Satz 1 folgender 
Satz einzufügen: 

„Die Befugnisse der in § 5 Abs. 3 genannten 
öffentlichen Stellen bleiben unberührt.". 

Begründung 

Der Satz dient der Klarstellung. Die absolute For-
mulierung des Satzes 1 in § 6 Abs. 3 könnte das 
Mißverständnis aufkommen lassen, die Übermitt-
lung von Nutzungs- oder Abrechnungsdaten 
auch an  Strafverfolgungsbehörden und an die 
anderen in § 5 Abs. 3 genannten zuständigen 
Stellen sei selbst dann unzulässig, wenn die 
Voraussetzungen spezialgesetzlicher Ermächti-
gungsgrundlagen (z. B. der StPO) gegeben sind. 

17. Zu Artikel 2 (§ 7 Satz 1 TDDSG) 

In Artikel 2 sind in § 7 Satz 1 nach dem Wort 
 „Daten" die Worte „über die Durchführung von 

Telediensten" einzufügen. 

Begründung 

Das Auskunftsrecht gemäß § 7 Satz 1 des Gesetz-
entwurfs erstreckt sich lediglich auf diejenigen 
Daten des Nutzers, die im Zusammenhang mit 
der Durchführung eines Teledienstes gespeichert 
worden sind. Werden demgegenüber bei einem 
Kreditinstitut oder einem Versandhandelsunter-
nehmen beispielsweise im Rahmen der Durch-
führung einer elektronischen Überweisung oder 
einer Bestellung personenbezogene Daten auf 
der Grundlage des § 28 Abs. 1 des Bundesdaten-
schutzgesetzes gespeichert, kommt als Rechts-
grundlage des Auskunftsanspruchs des Betroffe-
nen insoweit lediglich § 34 Abs. 1 des Bundes- 
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datenschutzgesetzes in Betracht. Dies gilt unab-
hängig davon, daß das Kreditinstitut oder das 
Versandhandelsunternehmen zugleich Dien-
steanbieter im Sinne des § 2 Nr. 1 des Gesetzent-
wurfs sind. 

18. Zu Artikel 2 (§ 8 TDDSG) 

In Artikel 2 ist § 8 wie folgt zu fassen: 

„§ 8 
Datenschutzkontrolle 

Die Überwachung der Einhaltung der Vor-
schriften dieses Gesetzes erfolgt durch die nach 
den allgemeinen Datenschutzgesetzen des Bun-
des und der Länder zuständigen Kontrollbehör-
den. Soweit Diensteanbieter nicht-öffentliche 
Stellen im Sinne des § 2 Abs. 4 des Bundesdaten-
schutzgesetzes sind, findet § 38 Bundesdaten-
schutzgesetz mit der Maßgabe Anwendung, daß 
die Überprüfung auch vorgenommen werden 
darf, wenn Anhaltspunkte für eine Verletzung 
von Datenschutzvorschriften nicht vorliegen. ". 

Begründung 

Bei den Diensteanbietern im Sinne des § 2 Nr. 1 
des Gesetzentwurfs kann es sich um Behörden 
und sonstige öffentliche Stellen des Bundes und 
der Länder sowie um nicht-öffentliche Stellen 
handeln. Durch die in Satz 1 vorgeschlagene 
Regelung wird klargestellt, daß sich die Zustän-
digkeit für die Kontrolle der Einhaltung der 
Datenschutzvorschriften des Teledienstedaten-
schutzgesetzes nach den jewei ligen Regelungen 
des Bundes- und der Landesdatenschutzgesetze 
richtet. 

Die in § 8 des Gesetzentwurfs vorgesehene Rege-
lung soll inhaltlich in Satz 2 übernommen wer-
den. Zur Klarstellung wird dabei darauf hinge-
wiesen, daß der nunmehr vorgesehene Wegfall 
der „Anlaßaufsicht" bei der Durchführung von 
Telediensten vor allem für nicht-öffentliche Stel-
len Bedeutung hat. 

19. Zu Artikel 2 (§ 9 - neu - TDDSG) 

Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob und inwieweit die 
in einem früheren Entwurfsstadium vorgeschla-
gene Regelung des Datenschutz-Audits als zu-
sätzlicher § 9 aufgenommen werden kann. 

Begründung 

Nach der Vorschrift über das Datenschutz-Audit 
können Anbieter von Telediensten zur Verbesse-
rung von Datenschutz und Datensicherheit ihr 
Datenschutzkonzept sowie ihre technischen Ein-
richtungen durch unabhängige und zugelassene 
Gutachter prüfen und bewe rten sowie das Ergeb-
nis der Prüfung veröffentlichen lassen. Auf diese 
Weise werden Anbieter von Telediensten in die 
Lage versetzt, Datenschutz als Qualitätsmerkmal 
ihrer Dienstleistungen und Produkte auf dem 

weltweiten Markt einzusetzen. § 17 des Entwurfs 
für den Mediendienste-Staatsvertrag der Länder 
enthält bereits eine entsprechende Regelung. 

Für die Aufnahme einer dera rtigen Regelung 
spricht auch die Überlegung, daß das Daten-
schutz-Audit ein Element der Selbstkontrolle und 
eine Ergänzung der Datenschutzkontrolle durch 
die Datenschutzbeauftragten des Bundes und 
der Länder sowie die Aufsichtsbehörden für den 
Datenschutz im nicht-öffentlichen Bereich sein 
kann. Es böte sich damit auch die Möglichkeit, 
auf ausländische Anbieter von Telediensten Ein-
fluß zu nehmen, die sich im Wettbewerb mit 
deutschen Anbietern veranlaßt sehen könnten, 
entsprechende Bewertungen ihres Datenschutz-
konzeptes einzuholen. Ein Datenschutz-Audit 
könnte z. B. Aussagen darüber treffen, inwieweit 
ein Teledienste-Anbieter die Grundsätze und 
Ziele nach § 3 Abs. 4 Teledienstedatenschutz-
gesetz beachtet bzw. erfüllt, nämlich keine oder 
so wenige personenbezogene Daten wie möglich 
zu erheben, zu verarbeiten und zu nutzen. Die 
Verwendung des Datenschutz-Audits als Marke-
ting-Argument kann im Ergebnis zur Sensibi-
lisierung des Daten- und Verbraucherschutz-
gedankens bei den Nutzern beitragen. 

20. Zu Artikel 2 allgemein 

Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob im Teledienste-
datenschutzgesetz entsprechend § 44 des Bun-
desdatenschutzgesetzes und § 20 des Entwurfs 
eines Mediendienste-Staatsvertrages Bußgeldvor-
schriften geschaffen werden können, um den für 
die Kontrolle der Einhaltung der Datenschutz-
bestimmungen zuständigen Stellen die Durch-
setzung der den Diensteanbietern obliegenden 
gesetzlichen Verpflichtungen zu erleichtern. 

21. Zu Artikel 3 (Signaturgesetz) 

Artikel 3 ist zu streichen. 

Als Folge ist die Inhaltsübersicht anzupassen. 

Begründung 

Der Bundesrat teilt die in der Begründung (Allge-
meiner Teil der Begründung zu Artikel 3, 
Abschnitt II) zum Ausdruck gebrachte Einschät-
zung, daß infolge der Entwicklung der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie rechtsge-
schäftliche Erklärungen und sonstige rechtlich 
bedeutsame Äußerungen in steigendem Maße 
auf elektronischem Wege abgegeben werden 
und daß ein rechtlicher Rahmen geschaffen wer-
den muß, um die Sicherheit des Rechtsverkehrs 
auch in den neuen Formen dauerhaft zu gewähr-
leisten. Der Bundesrat begrüßt es deshalb, daß 
die Bundesregierung diesem Bedürfnis mit einem 
Gesetzentwurf nachkommen wi ll . 

Der als Artikel 3 vorgelegte Entwurf eines Geset

-

zes zur digitalen Signatur, den die Bundesregie- 
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rung bislang nicht hinreichend mit den Ländern 
erörtert hat, ist jedoch noch nicht entscheidungs-
reif. Er ist mit Mängeln behaftet, die sich nicht 
auf die Ausgestaltung einzelner Vorschriften be-
schränken, sondern die Gesamtregelung betref-
fen. Bloße Änderungsvorschläge des Bundesrates 
zu einzelnen Vorschriften reichen deshalb nicht 
aus. 

II. 

a) Zentrales Ziel des Gesetzentwurfs ist ein „ad-
ministrativer Rahmen . . ., bei dessen Einhal-
tung digitale Signaturen möglichst eindeutig 
einer bestimmten Person zuzuordnen sind 
und die Signaturen als sicher vor Fälschung 
sowie signierte Daten als sicher vor Verfäl-
schung gelten können" (Allgemeiner Teil der 
Begründung zu Artikel 3, Abschnitt III). Damit 
im Rechtsverkehr die Authentizität von Erklä-
rungen sichergestellt ist, soll die Zertifizie-
rungsstelle nach § 5 Abs. 1 Personen, die ein 
Zertifikat beantragen, zuverlässig identifizie-
ren und die Zuordnung eines öffentlichen 
Signaturschlüssels zu einer bestimmten Per-
son bestätigen. Sie soll in rechtlich bedeut-
samer Weise auch gegenüber Dritten, zu de-
nen sie keine Vertragsbeziehungen hat, tätig 
werden, indem sie gemäß § 5 Abs. 1 ihre Zerti-
fikate über öffentliche Netzverbindungen ab-
rufbar halten muß. Diese Tätigkeit ist eng 
verwandt mit der öffentlichen Beglaubigung 
gemäß § 129 BGB und der amtlichen Beglau-
bigung gemäß § 34 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes. Hier wie dort  ist die verläßliche 
Feststellung der Identität von Personen gebo-
ten, damit andere, an  dem Vorgang nicht be-
teiligte Personen oder Stellen unbesorgt von 
der Authentizität der Erklärungen ausgehen 
können. Diese Wirkung gegenüber Dritten ist 
der Grund, weswegen solche Identitätsfest-
stellungen und die zugehörigen Bescheini-
gungen als eine öffentliche Aufgabe verstan-
den werden, die die Rechtsordnung bislang 
nur den Behörden oder Gerichten oder zum 
Beispiel den Notaren als Trägern eines öffent-
lichen Amtes übertragen hat. 

Noch weiterreichende Befugnisse soll die Zer-
tifizierungsstelle gemäß § 5 Abs. 2 haben, 
wenn sie Angaben über die Vertretungsmacht 
für eine dritte Person in ein Zertifikat auf-
nimmt: Nach rechtlicher Prüfung soll eine Be-
scheinigung über bedeutsame Rechtsbezie-
hungen erteilt werden. Eine solche Beurkun-
dung eines Rechtsverhältnisses stellt hohe An-
forderungen nicht nur an  die Verläßlichkeit 
der Zertifizierungsstelle, sondern auch an  das 
rechtliche Beurteilungsvermögen ihrer Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter. Die rechtliche 
Bedeutung solcher Zertifikate für Dritte wäre 
noch ausgeprägter als die von Zertifikaten, 
die nur die Zuordnung öffentlicher Signatur-
schlüssel zu bestimmten Personen bestätigen. 
Neben den möglichen Empfängern von Erklä-
rungen, die mit einer digitalen Signatur verse-
hen sind, wären auch die Personen betroffen, 

über die nach dem Zertifikat einer anderen 
Person eine Vertretungsmacht zustehen soll. 
Hier handelt es sich um ein erhebliches Ein-
wirken in die Rechtssphäre anderer, das nur 
gerechtfertigt sein kann, wenn es als öffentli-
che Aufgabe verstanden wird. 

Der Grund, weswegen eine solche öffentliche 
Aufgabe Privaten überlassen werden soll, 
wird in der Entwurfsbegründung nicht ge-
nannt. Der Begründung ist nicht einmal zu 
entnehmen, daß das Problem, das in einem 
solchen Vorgehen liegt, gesehen worden ist. 
Mit dem Satz aus der Begründung: „Der Auf-
bau und Betrieb der Infrastruktur soll privat-
wirtschaftlich im freien We ttbewerb, jedoch 
unter behördlicher Kontrolle erfolgen." (A ll

-gemeiner Teil der Begründung zu Artikel 3, 
Abschnitt III) kann das Problem nicht abgetan 
werden. 

b) Unabhängig von der Tatsache, daß es sich bei 
der Zertifizierung um eine öffentliche Auf ga-
be  handelt, kann die mit dem Entwurf beab-
sichtigte Regelung ihren Zweck nur erfüllen, 
wenn bei den Zertifizierungsstellen ein hohes 
Maß an  Zuverlässigkeit gewährleistet ist. In-
soweit gibt der Entwurf keine hinreichende 
Gewähr. Nach § 4 Abs. 1 bis 3 hat jeder, der 
über die notwendige Fachkunde und techni-
sche Ausstattung verfügt, einen Anspruch auf 
Lizenzerteilung, solange keine Tatsachen be-
kannt sind, die für seine Unzuverlässigkeit 
sprechen. Nicht der Antragsteller soll seine 
Zuverlässigkeit nachweisen müssen, sondern 
die zuständige Behörde soll die Unzuverläs-
sigkeit belegen müssen. Bei einem so ausge-
stalteten Anspruch wäre es sowohl Personen, 
die den Antrag in unredlicher Absicht stellen, 
als auch Personen, die zwar keine unrechtmä-
ßigen Absichten haben, denen aber die Fähig-
keit fehlt, Vorschriften s treng einzuhalten, 
verhältnismäßig leicht, eine Lizenz zu erhal-
ten. Der Schaden für den Rechtsverkehr 
könnte in beiden Fällen be trächtlich sein. 

Nach der Begründung (zu § 4 Abs. 5) soll bei 
den Zertifizierungsstellen zu differenzieren 
sein zwischen einem „Trust-Center" und Kun-
denbetreuungsstellen in beliebiger Zahl, die 
„auch über Kooperationsverträge angeschlos-
sen sein" sollen können. Unabhängig von der 
Frage, ob die Entwurfsfassung eine solche 
Spaltung zuläßt, schwächt eine derartige 
Organisationsform die Verläßlichkeit der Zer-
tifizierung. Zugleich wird dadurch die Zuver-
lässigkeit der Zertifizierungsstelle gemindert. 

Wenn privatwirtschaftlich bet riebene Zerti-
fizierungsstellen miteinander im Wettbewerb 
stehen, ist die Gefahr nicht gering einzuschät-
zen, daß bei der Identifizierung von Personen 
und bei der Feststellung von Vertretungsbe-
fugnissen zur Einsparung von Kosten auf die 
erforderliche Sorgfalt verzichtet wird. Einer 
solchen Gefahr könnte zwar möglicherweise 
mit einer intensiven Aufsicht begegnet wer- 
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den. Ein derartiges Maß an  Aufsicht scheint 
jedoch nach der Begründung nicht beabsich-
tigt zu sein. Der Personalaufwand bei der zu-
ständigen Behörde wird mit bis zu vier Kräften 
des gehobenen Dienstes geschätzt (Allgemei-
ner Teil der Begründung des Informations- 
und Kommunikationsdienste-Gesetzes, Ab-
schnitt „Finanzielle Auswirkungen"), und die 
routinemäßigen Prüfungen der Zertifizie-
rungsstellen sollen nicht unmittelbar durch 
die zuständige Behörde, sondern durch p riva-
te Stellen erfolgen (Begründung zu § 4 Abs. 1 
bis 4). Mit einem derartig begrenzten Auf-
wand dürfte eine effektive Aufsicht, die 
Zuverlässigkeitsmängel rasch aufspürt, nicht 
gewährleistet sein. 

c) aa) Eine gesetzliche Regelung, die eine be-
stimmte berufliche Tätigkeit mit öffent-
lichen Wirkungen zuläßt, muß, wenn die 
Interessen aller möglicherweise Betroffe-
nen gewahrt werden sollen, zugleich 
dafür Sorge tragen, daß für berufliches 
Fehlverhalten eine angemessene Haf-
tungsregelung zur Verfügung steht und 
daß die Realisierbarkeit von Haftpflicht-
ansprüchen hinreichend abgesichert wird. 
Hieran läßt es der Entwurf des Signatur-
gesetzes fehlen. Der Entwurf enthält 
keine Regelung, die die Zertifizierungs-
stellen zum Schadensersatz für fehler-
haftes Handeln verpflichtet. Eine Pflicht-
versicherung zur Absicherung von Haft-
pflichtansprüchen ist nicht vorgesehen. 
Bei der Abfassung des Entwurfs scheint 
das Bedürfnis nach einer Regelung teils 
übersehen, teils falsch eingeschätzt wor-
den zu sein. Der einzige Satz in der Be-
gründung, der sich hierzu verhält: 

„Mögliche Haftungsfragen sind aus den 
jeweiligen Verantwortlichkeiten und dem 
allgemeinen Haftungsrecht zu beantwor-
ten (jeder haftet für sein schuldhaftes 
Handeln oder Unterlassen)." [Allgemeiner 
Teil der Begründung zu Artikel 3, 
Abschnitt V, „Haftungsfragen"] 

wird dem Thema nicht annähernd ge-
recht. 

bb) Kein Problem dürfte die Haftung des Bun-
des für Amtspflichtverletzungen der zu-
ständigen Stelle gemäß Artikel 34 GG, 
§ 839 BGB sein. 

Soweit es um Schadensersatzansprüche 
gegen Zertifizierungsstellen geht, stehen 
für Ansprüche von Personen, die sich 
einen öffentlichen Signaturschlüssel ha-
ben zuteilen lassen, angemessene An-
spruchsgrundlagen im Rahmen des Ver-
tragsverhältnisses zwischen Zertifizie-
rungsstelle und Kunde zur Verfügung, 
einschließlich der Haftung für culpa in 
contrahendo. Insoweit würde die Person, 
die die Zertifizierungsstelle betreibt, ge-
mäß § 278 BGB auch in angemessener 
Weise, d. h. ohne Entlastungsmöglichkeit 

für Gehilfen haften; unter praktischen Ge-
sichtspunkten ist - was die Begründung 
des Entwurfs übersieht - nur die Gehilfen-
haftung von Bedeutung. 

cc) Für Schäden, die Dritte durch das Verhal-
ten der Zertifizierungsstellen erlitten ha-
ben, steht hingegen keine ausreichende 
Haftungsregelung zur Verfügung. Ver-
tragliche Ansprüche scheiden aus: Wer 
einem unzutreffenden Signaturschlüssel

-

Zertifikat vertraut, eventuell nachdem er 
es bei der Zertifizierungsstelle auf elektro-
nischem Wege abgefragt hat, hat keine 
Vertragsbeziehungen zur Zertifizierungs-
stelle; an Vertragsbeziehungen fehlt es 
auch bei Personen, über die ein Zertifikat 
falsche Angaben zur Vertretungsmacht 
enthält. Solche Geschädigten könnten 
Ansprüche allein auf § 823 BGB stützen. 
Da in der Regel nur eine Haftung nach 
Absatz 2 dieser Vorschrift in Betracht 
käme, wäre Voraussetzung für einen 
Schadensersatzanspruch, daß die Recht-
sprechung einzelne Vorschriften des Si-
gnaturgesetzes als Schutzvorschriften im 
Sinne des § 823 Abs. 2 Satz 1 BGB ein-
stufte. Das wäre keineswegs sicher; der 
oben zitierte Satz aus der Begründung 
könnte als Argument gegen eine Bewer-
tung als Schutzgesetz verwendet werden. 

In jedem Falle wäre die Gehilfenhaftung 
bei einem Schadensersatzanspruch aus 
unerlaubter Handlung hier nicht ausrei-
chend, weil die Geschädigten mit einer 
Entlastung der Zertifizierungsstelle nach 
§ 831 Abs. 1 Satz 2 BGB rechnen müßten. 
Dabei ist zu bedenken, daß es in a ller Re-
gel um eine Haftung für Verschulden ei-
nes Gehilfen gehen wird, nicht um eine 
Haftung für eigenes Verschulden des Be-
treibers der Zertifizierungsstelle. 

Nach alledem wäre insoweit eine eigen-
ständige Regelung der Haftung der Zerti-
fizierungsstellen geboten. Dabei bedarf es 
noch eingehender Prüfung, ob eine Haf-
tung vom Verschulden abhängen sollte 
und wie die Beweislast zu verteilen ist, 
insbesondere im Hinblick auf den hohen 
Anteil der Technik in der Arbeit der Zerti-
fizierungsstellen. 

dd) Schadensersatzansprüche nutzen dem 
Geschädigten nur dann etwas, wenn sie 
realisiert  werden können. Insofern hat der 
Entwurf keine Vorsorge getroffen. Sie er-
scheint jedoch unabweisbar. Ausgangs-
punkt für eine Regelung könnte etwa 
§ 19 a der Bundesnotarordnung sein. 

d) Wenn eine gesetzliche Regelung über digitale 
Signaturen erlassen wird, dann hat das Aus-
wirkungen auf die Regelungsbereiche, die die 
Wirkung der mit einer digitalen Signatur ver-
sehenen Erklärungen zum Gegenstand ha-
ben, insbesondere das Zivilrecht, das Prozeß

-

recht (wegen der Beweiseignung digitaler 
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Urkunden) und das Verwaltungsverfahrens-
recht. Gesetzesänderungen in diesen Berei-
chen sind zwar nicht die zwingende Folge 
einer Regelung der digitalen Signatur, es 
ergeben sich aber in jedem Falle wesentliche 
tatsächliche Veränderungen, und Gesetzes-
änderungen könnten sich anbieten, wenn das 
Gesetz nicht zu weit hinter der Wirklichkeit 
zurückbleiben soll. Die Bundesregierung hat 
sich hierzu bislang einer näheren Aussage 
enthalten. Die drei Sätze, die die Begründung 
hierzu enthält (Allgemeiner Teil der Begrün-
dung zu Artikel 3, Abschnitt III), sind weitge-
hend inhaltslos. Der Bundesrat hält es zwar 
nicht für erforderlich, daß Regelungen in die-
sen Bereichen gleichzeitig erfolgen. Geboten 
erscheint es jedoch, daß für diese Bereiche zu-
mindest ein Konzept vorliegt, damit die Aus-
wirkungen eines Gesetzes über die digitale 
Signatur besser eingeschätzt werden können. 

III. 

Insgesamt ist der vorliegende Entwurf zu 
Artikel 3 nach Auffassung des Bundesrates nicht 
entscheidungsreif. Die bestehenden Mängel las-
sen sich nicht durch einzelne Änderungsvor-
schläge beheben. Notwendig ist es vielmehr, daß 
der Entwurf vollständig überprüft wird und im 
Gesamtzusammenhang die Mängel durch eine 
grundlegende Überarbeitung beseitigt werden. 
Wenn die Zertifizierung, obwohl es sich um eine 
öffentliche Aufgabe handelt, Privaten überlassen 
werden soll, ohne daß deren Zuverlässigkeit hin-
reichend gewährleistet ist, und wenn es zugleich 
an einer sachgerechten Haftungsregelung und 
einer Verpflichtung zur Haftpflichtversicherung 
fehlt, so ist damit die Gesamtregelung grundsätz-
lichen Bedenken ausgesetzt. Diese Bedenken 
können allerdings auf unterschiedliche Weise 
behoben werden. Der Bundesrat forde rt  die Bun-
desregierung auf, das Konzept des Entwurfs im 
Kontakt mit den Ländern grundlegend zu über-
arbeiten. 

Das braucht die zügige Beratung und Verab-
schiedung des Informations- und Kommunika-
tionsdienste-Gesetzes im übrigen nicht zu hin-
dern. Artikel 3 kann von den weiteren Artikeln 
problemlos abgekoppelt und demnächst geson-
dert zur Gesetzgebungsreife gebracht werden. 

22. Zu Artikel 4 Nr. 2 Buchstabe b (§ 74 d Abs. 4 
StGB) 

Artikel 4 Nr. 2 Buchstabe b ist wie folgt zu fassen: 

,b) In Absatz 4 werden nach den Wörtern „ein 
Stück" die Wörter „der Schrift (§ 11 Abs. 3)" 
eingefügt.' 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten. Entsprechend der 
Formulierung in Absatz 1 soll die Norm nicht die 
Verbreitung eines Teils der Schrift (d. h. eines 
Teils eines Stückes) regeln. 

23. Zu Artikel 4 Nr. 4 - neu - (§ 184 Abs. 4, 5 Satz 1 
StGB) 

Dem Artikel 4 ist folgende Nummer 4 anzufügen: 

,4. § 184 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 werden die Wörter „und geben 
sie ein tatsächliches Geschehen wieder" 
gestrichen. 

b) In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter 
„ , wenn die Schriften ein tatsächliches Ge-
schehen wiedergeben, " gestrichen.' 

Begründung 

Mit dem Verzicht auf das Erfordernis der Wieder-
gabe eines tatsächlichen Geschehens nament lich 
bei Absatz 5 wird erneut ein Anliegen aufge-
griffen, das der Bundesrat bereits beim 27. Straf-
rechtsänderungsgesetz geltend gemacht hat 
(Drucksache 12/3001 S. 8). Die Entwicklung ge-
rade der Computertechnik läßt mittlerweile Dar-
stellungen zu, bei denen nicht leicht zu beurtei-
len ist, ob ein tatsächliches Geschehen wieder-
gegeben wird. Entgegen der Auffassung der 
Bundesregierung (Drucksache 12/3001 S. 10) läßt 
sich die Wiedergabe eines tatsächlichen Gesche-
hens aus den genutzten Speichermedien nicht 
mit hinreichender Sicherheit herleiten. Der Ver-
zicht auf das Merkmal der Wiedergabe eines tat-
sächlichen Geschehens in Bezug auf kinderpor-
nographische Schriften entspricht einer nachhal-
tigen Forderung der Praxis. 

24. Zu Artikel 4 (Änderung des Strafgesetzbuches) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob § 131 Abs. 2, § 184 
Abs. 2 StGB auf Mediendienste im Sinne des § 2 
Abs. 2 Nr. 1 bis 3 des Mediendienste-Staatsver-
trages zu erweitern sind. 

Begründung 

§ 131 Abs. 2, § 184 Abs. 2 StGB zielen auf „Live

-

Darbietungen" ab. Solche „Live-Darbietungen" 
sind auch im Rahmen der genannten Medien-
dienste möglich, die aber nicht „Rundfunk" sind. 
Mit Rücksicht darauf liegt es nahe, daß die 
genannten Vorschriften entsprechend erweitert 
werden müssen. 

25. Zu Artikel 5 a - neu - 
(§ 6 Abs. 3 Satz 2 und 3 - neu -, Abs. 7 und 8 
- neu -, § 7 Abs. 1, 2, 3 a - neu -, 5, 6 und 7 - neu - 
und § 12 Abs. 1 Nr. 8a - neu - JÖSchG) 
und zur Eingangsformel 

Nach Artikel 5 ist folgender Artikel 5 a einzu-
fügen: 

,Artikel 5 a 

Änderung des Jugendschutzgesetzes 

Das Jugendschutzgesetz vom 25. Februar 1985 
(BGBl. I S. 425), zuletzt geändert durch Artikel 16 
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Abs. 2 des Gesetzes vom 28. Oktober 1994 
(BGBl. I S. 3186), wird wie folgt geändert: 

1. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Kommt in Betracht, daß ein Film den 
Tatbestand des § 130 Abs. 2, des § 131 
oder des § 184 des Strafgesetzbuches 
erfüllt, wird er nicht gekennzeichnet." 

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 an-
gefügt: 

„Wird er dennoch verbreitet oder öf-
fentlich zugänglich gemacht, ist dies 
der zuständigen Strafverfolgungsbe-
hörde mitzuteilen. " 

b) In Absatz 7 wird die Angabe „ §§ 1 und 11" 
durch die Angabe „ §§ 1, 11 und 18 a"  er-
setzt. 

c) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 an-
gefügt: 

„(8) Die Landesregierungen können ein 
gemeinsames Verfahren für die Freigabe 
und Kennzeichnung der Filme durch eine 
zentrale Jugendprüfstelle vereinbaren. Im 
Rahmen dieser Vereinbarung kann be-
stimmt werden, daß die Freigaben und 
Kennzeichnungen durch die zentrale Ju-
gendprüfstelle Freigaben und Kennzeich-
nungen der obersten Landesbehörden a ller 
Länder sind, soweit nicht eine oberste L an

-desbehörde für ihren Bereich eine abwei-
chende Entscheidung trifft. " 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach dem Wort  „Videokassetten" wer-
den die Worte „ , Bildplatten und ver-
gleichbare Bildträger" durch die Worte 
„sowie andere zur Weitergabe geeig-
nete Datenträger, die für die Wieder-
gabe auf oder das Spiel an Bildschirm-
geräten mit Filmen oder Spielen pro-
grammiert sind, " ersetzt. 

bb) Nach Satz 1 werden folgende Sätze 2 
und 3 angefügt: 

„Der Prüfung und Alterseinstufung 
durch die obersten Landesbehörden 
unterliegen ferner Telespiele, die über 
Informations- und Kommunikations-
dienste Kindern und Jugendlichen zu-
gänglich gemacht werden. Eine Frei-
gabe ist nicht erforderlich für Informa-
tions- und Lernprogramme, die offen-
sichtlich nicht geeignet sind, das Wohl 
von Kindern und Jugendlichen zu be-
einträchtigen. " 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe 
„Abs. 6" durch die Angabe „Absätze 6 und 
8" ersetzt. 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3 a 
eingefügt: 

„ (3 a) Spielprogramme (Telespiele) zum 
Spiel an Bildschirmgeräten, die von den 
obersten Landesbehörden nicht oder mit 
„Nicht freigegeben unter achtzehn Jah-
ren" gekennzeichnet worden sind, dürfen 
über Informations- und Kommunikations-
dienste nicht zugänglich gemacht werden; 
Absatz 1 Satz 3 findet entsprechende An-
wendung. " 

d) In Absatz 5 wird die Angabe „ §§ 1 und 11" 
durch die Angabe „ §§ 1, 11 und 18 a" er-
setzt. 

e) In Absatz 6 wird die Angabe „Satz 2" 
durch die Angabe „Sätze 2 und 3" ersetzt. 

f) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 an-
gefügt: 

„(3) Unter diese Bestimmungen fa llen 
keine Rundfunksendungen im Sinne des 
Rundfunkstaatsvertrages und keine Me-
diendienste im Sinne des Mediendienste

-St aatsvertrages. ". 

3. § 12 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 wird nach Nummer 8 folgende 
Nummer 8 a eingefügt: 

„8 a. entgegen § 7 Abs. 3 a Telespiele über 
Informations- und Kommunikations-
dienste zugänglich macht, ". ' 

Als Folge von Artikel 5 a - neu - Nr. 1 und Nr. 2 
ist die Eingangsformel zu dem Gesetzentwurf 
wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun-
desrates das folgende Gesetz beschlossen:". 

Als weitere Folge ist die Inhaltsübersicht ent-
sprechend zu ergänzen. 

Begründung 

Zu Artikel 5 a (Änderung des Jugendschutzge-
setzes): 

I. Allgemeines: 

a) Die zentrale Regelung dieser Novellierung 
des Gesetzes zum Schutze der Jugend in 
der Öffentlichkeit (Jugendschutzgesetz - 
JÖSchG) ist die Übertragung des soge-
nannten FSK-Verfahrens auf digitale Bildträ-
ger mit elektronischen Bildschirm-Unterhal-
tungsspielen. Diese Bildträger, insbesondere 
die neuartigen CD-ROM, sind selbst keine 
elektronischen Bildschirm-Unterhaltungs-
spiele, so daß sie durch die dafür ge troffene 
Regelung in § 8 JÖSchG nicht erfaßt werden 
können. Es handelt sich vielmehr um Bildträ-
ger, die ebenso wie die in § 7 JÖSchG ge-
nannten Videos überlassen oder weitergege-
ben werden, damit ihr Programm am heimi-
schen Bildschirmgerät abgerufen werden 
kann. Bisher werden sie von der Regelung des 
§ 7 JÖSchG aber nur erfaßt, soweit Eindruck 
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und Wirkung von filmischen Sequenzen ge-
prägt werden, da sie nur dann als den Video-
kassetten vergleichbare Bildträger angesehen 
werden können. Sie werden durch die Nove lle 
in die Freigabe- und Kennzeichnungsrege-
lung einbezogen, ohne daß es künftig auf 
filmische Sequenzen ankommt, da von den 
Spielprogrammen auf diesen Bildträgern Be-
einträchtigungen des körperlichen, geistigen 
oder seelischen Wohles von Kindern und Ju-
gendlichen ausgehen können, die denen der 
filmischen Programme vergleichbar sind. 

b) Bildträger mit Informations- und Lernpro-
grammen, die offensichtlich keine beeinträch-
tigende Wirkung auf Kinder oder Jugendliche 
haben können, werden von der Freigabe- und 
Kennzeichnungsregelung ausgenommen. Da-
durch werden die obersten Landesbehörden 
von für die Gewährleistung eines wirksamen 
Jugendschutzes überflüssigen Prüfungen ent-
lastet. 

c) Bei Gelegenheit dieser Nove lle wird das durch 
Vereinbarung der Länder über die Freigabe 
und Kennzeichnung von Filmen, Videokasset-
ten und vergleichbaren Bildträgern (in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. August 
1988, BAnz 1988 S. 4111, später ergänzt durch 
Beitritt der neuen Länder zu dieser Vereinba-
rung) geregelte Freigabe- und Kennzeich-
nungsverfahren durch ausdrückliche gesetz-
liche Klarstellung der möglichen Regelung 
durch Ländervereinbarung abgesichert. 

d) Außerdem wird durch Neuregelung der Mit-
teilungspflicht an die Strafverfolgungsbehör-
den in § 6 Abs. 3 JÖSchG und durch Schlie-

ßung einer Regelungslücke zur Vermeidung 
widersprechender Entscheidungen der Frei-
willigen Selbstkontrolle der Filmwirtschaft 
und der Bundesprüfstelle den unterdessen er-
gangenen höchstrichterlichen Entscheidun-
gen Rechnung getragen. 

e) Während die Einbeziehung der Bildträger, die 
mit Spielen programmiert sind, zu vermehr-
tem Prüfaufwand und damit zu zusätzlichen 
Kosten bei den obersten Landesjugendbehör-
den und bei der Wirtschaft führt, bringt die für 
Informations- und Lernprogramme geschaf-
fene Ausnahme eine fühlbare Entlastung an 

 Aufwand und Kosten. Belastung und Entla-
stung sind vermutlich etwa gleichgewichtig, 
so daß die Nove lle nicht zu Mehrkosten führt. 
Jugendschutzkontrollen werden erleichtert, 
so daß sonst durch die technische Entwick-
lung notwendig werdende Mehrkosten bei 
den hierfür zuständigen Behörden der Länder 
und Kommunen vermieden werden. 

II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

Die obersten Landesbehörden kennzeichnen kei-
nen Film, bei dem in Be tracht kommt, daß er den 
Tatbestand des § 130 Abs. 2, § 131 oder § 184 des 
Strafgesetzbuches erfüllt. Entsprechend regelt 

§ 20 Abs. 2 der Grundsätze der FSK, die nach 
Artikel 3 der Vereinbarung der Länder über die 
Freigabe und Kennzeichnung von Filmen, Video-
kassetten und vergleichbaren Bildträgern (in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. August 
1988, BAnz 1988 S. 4111, später ergänzt durch 
Beitritt der neuen Länder zu dieser Vereinba-
rung) die Einzelheiten der Prüfung und Kenn-
zeichnung durch die Jugendprüfstelle. Gewerb-
liche Veranstalter öffentlicher Filmvorführungen 
achten darauf, daß die vorzuführenden Filme 
nach § 6 Abs. 3 JÖSchG gekennzeichnet sind, 
weil sie sich darauf verlassen können, daß auch 
bei einer Kennzeichnung nach Satz 1 Nr. 5 durch 
eine Vorführung diese strafrechtlichen Bestim-
mungen nicht verletzt werden, da der Film den 
Richtlinien der FSK für die Prüfung der Filme 
und Bildträger entspricht. Der Fall  des § 6 Abs. 3 
Satz 2 in der derzeit geltenden Fassung kann da-
her nicht eintreten. Das Bundesverfassungsge-
richt hat dieses Verfahren in seinem Beschluß 
vom 20. Oktober 1992 - 1 BvR 698/80 - nicht be-
anstandet, aber festgestellt, daß die Einziehung 
eines Filmes wegen Verstoßes gegen eine dieser 
strafrechtlichen Bestimmungen vor Abschluß des 
Kennzeichnungsverfahrens gegen das Zensur-
verbot verstößt. Es ist deswegen zweckmäßig, 
die bisher leerlaufende Bestimmung in § 6 Abs. 3 
JÖSchG durch eine Verpflichtung der obersten 
Landesbehörden zur Mitteilung an die zuständi-
ge Strafverfolgungsbehörde zu ersetzen, wenn 
ein Film, bei dem die Kennzeichnung wegen 
möglicher Verletzung dieser Strafvorschriften ab-
gelehnt wurde, dennoch öffentlich aufgeführt 
oder zugänglich gemacht wird. 

Zu Buchstabe b 

Indem § 6 Abs. 7 JÖSchG die Aufnahme gekenn-
zeichneter Filme in die Liste jugendgefährdender 
Schriften ausschließen, werden einander wider-
sprechende Entscheidungen der Bundesprüfstel-
le und der obersten Landesjugendbehörden ver-
hindert. Diese Regelung erfaßt jedoch nur das 
Antragsverfahren nach dem Gesètz über die Ver-
breitung jugendgefährdender Schriften (GjS). 
Eine vergleichbare Vorschrift für die Aufnahme 
in die Liste durch Entscheidung des Vorsitzenden 
der Bundesprüfstelle nach § 18a GjS fehlt. Von 
der Bundesprüfstelle werden in der Liste aufge-
nommene ganz oder im wesentlichen inhaltsglei-
che Filme oder Bildträger nicht für eine Jugend-
freigabe bzw. Kennzeichnung vorgeschlagen. 
Wird eine Neufassung vorgelegt, so holt der Aus-
schußvorsitzende aufgrund einer vorläufigen 
Übereinkunft zwischen den obersten Landesju-
gendbehörden und dem für die Bundesprüfstelle 
zuständigen Bundesministerium vor Entschei-
dung eine Bestätigung des Vorsitzenden der 
Bundesprüfstelle ein, daß es sich nicht um eine 
im wesentlichen inhaltsgleiche Fassung h andelt. 
In seinem Urteil vom 26. Januar 1995 hat der 
Bundesgerichtshof offengelassen, ob dieses Ver-
fahren „gegen den rechtsstaatlichen Grundsatz 
des Vorbehalts des Gesetzes verstößt", zugleich 
aber festgestellt, daß es sich bei der Nichterwäh- 
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nung von § 18a GjS in § 6 Abs. 7 JÖSchG eine 
„planwidrige Regelungslücke handelt, die der 
Gesetzgeber weder bei Einführung des § 18 a 
GjS ... noch bei der Novellierung des § 6 Abs. 7 
des Jugendschutzgesetzes vom 25. Februar 1985 
bedacht hat. Durch die Einfügung von § 18a GjS 
in § 6 Abs. 7, wird diese Regelungslücke ge-
schlossen. 

Zu Buchstabe c 

Die Ländervereinbarung über die Freigabe und 
Kennzeichnung von Filmen, Videokassetten und 
vergleichbaren Bildträgern bestimmt in Artikel 1: 
„Die obersten Landesbehörden bedienen sich 
bei der Freigabeentscheidung nach §§  6, 7 .. . 
JÖSchG ... der Prüftätigkeit der Ausschüsse der 
Freiwilligen Selbstkontrolle der Filmwirtschaft - 
Jugendprüfstelle (FSK/J) als gutachterlicher Stel-
le. Die Prüfungsvoten der FSK/J sind von den 
obersten Landesbehörden als eigene Entschei-
dung übernommen und die Filme und Bildträger 
sind gemäß §§ 6, 7 JÖSchG von ihnen gekenn-
zeichnet, soweit nicht oberste Landesbehörden 
für ihren Bereich ausdrücklich eine abweichende 
Entscheidung treffen. 

„Artikel 2 regelt, daß sie im Benehmen mit der 
Film- und Videowirtschaft einen ‚Ständigen Ver-
treter der obersten Landesjugendbehörden bei 
der FSK/J', der die im Zusammenhang mit der 
Jugendprüfung nach §§ 6 und 7 JÖSchG stehen-
den Aufgaben wahrnimmt, insbesondere den 
Vorsitz im Arbeitsausschuß bei der Jugendprü-
fung führt und die Freigabebescheinigungen un-
terzeichnet. Die Personal- und Sachkosten dieser 
Vertretung tragen die Länder mit Ausnahme der 
Bürokosten, die die FSK übernimmt, durch den 
neuen Absatz 8 findet das Verfahren im Gesetz 
ausdrückliche Erwähnung, jedoch ohne Festle-
gung auf die FSK, und mit der gesetzlichen Klar-
stellung, daß die von den obersten Landesbehör-
den übernommenen Prüfergebnisse Freigaben 
und Kennzeichnungen im Sinne von § 6 Abs. 2 
und 3 JÖSchG sind, also Verwaltungsakte von 
obersten Landesbehörden entsprechend Artikel 1 
der Ländervereinbarung. 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a 

Videokassetten sind zur Weitergabe geeignete 
Datenträger, die für die Wiedergabe auf Bild-
schirmgeräten mit Filmen bespielt sind. Die zu-
nehmend auf dem Markt angebotenen digitalen 
Datenträger (CD-ROM) sind bisher nach Ausle-
gung der obersten Landesjugendbehörden nur 
vergleichbare Bildträger im Sinne von § 7 Abs. 1 
JÖSchG, wenn sie mit Filmen programmiert sind, 
da sie dann sowohl in der möglichen Programm-
wirkung wie in der Möglichkeit der Weitergabe 
an  Kinder oder Jugendliche der Videokassette 
vergleichbar sind. „Sind sie sowohl mit filmi-
schen Szenenfolgen wie auch mit anderen Pro-
grammen bespielt, so ist nach der gegenwärtigen 
Rechtslage entscheidend, ob Eindruck und mög

-

liche Wirkung des ganzen Bildträgers oder eines 
in sich abgeschlossenen Teils von filmartigen Be-
wegtbildszenen geprägt sind. " 

Durch die Änderung von § 7 Abs. 1 werden die 
Bildträger in die Regelung einbezogen, die für 
das Spiel an  Bildschirmgeräten programmiert 
sind. Daß von Bildschirmunterhaltungsgeräten 
beeinträchtigende Wirkungen auf Kinder und 
Jugendliche ausgehen können, war zum Zeit-
punkt der Neuregelung des Jugendschutzes in 
der Öffentlichkeit 1985 aufgrund des damaligen 
Standes der technischen Entwicklung bereits be-
kannt, so daß eine entsprechende Bestimmung in 
§ 8 Abs. 3 und 4 JÖSchG aufgenommen wurde. 
Zur Weitergabe geeignete, zum Spielen an häus-
lichen Bildschirmgeräten programmierte Bildträ-
ger mit einer den Videokassetten vergleichbaren 
Wiedergabequalität gab es damals noch nicht. Es 
entspricht dem gesetzgeberischen Grundgedan-
ken des Jugendschutzes in der Öffentlichkeit, 
durch eine Ergänzung von § 7 Abs. 1 JÖSchG 
alle digitalen Bildträger einzubeziehen. Damit 
wird auch das durch die technische Entwicklung 
neu aufgetretene Problem, daß die Frage, ob § 7 
JÖSchG auf einen Bildträger Anwendung findet, 
oft nur nach Inhaltsprüfung beantwortet werden 
kann, für alle marktgängigen CD-ROM und ähn-
lichen Bildträger gelöst. Eine wirksame Jugend-
schutzkontrolle kann sich dadurch darauf be-
schränken, anhand des nach § 7 Abs. 2 JÖSchG 
angebrachten Zeichens die für die Weitergabe an 
Kinder oder Jugendliche und z. B. für den Ver-
sandhandel erforderlichen Freigabe und Kenn-
zeichnung zu überprüfen und in der Regel auf 
eine Inhaltskontrolle verzichten. 

Bereits auf Videokassette gab und gibt es zahlrei-
che Informations- und Lernprogramme wie Ge-
brauchsanweisungen, Bedienungsanleitungen, 
Beschreibungen für Heimwerker und Lernhilfen, 
die wegen der filmischen Darstellung nach dem 
Gesetzeswortlaut von § 7 JÖSchG erfaßt werden. 
Sie werden bisher in einem vereinfachten Ver-
fahren geprüft, wodurch der in jedem Fall damit 
befaßte Ständige Vertreter der obersten Landes-
jugendbehörden bei der FSK und die mit seiner 
Stellvertretung beauftragten Personen unnö tig 
belastet wurden, da es von wenigen Ausnahme-
fällen abgesehen eindeutig war, daß durch sie 
das Wohl von Kindern oder Jugendlichen nicht 
beeinträchtigt werden konnte. Solche Bildpro-
gramme werden in wachsender Zahl auch auf 
CD angeboten. Auch ohne Einbeziehung der mit 
Spielen programmierten Bildträger in die Rege-
lung des § 7 JÖSchG drohte hier eine wachsen-
de, für den Jugendschutz unnütze Belastung der 
Jugendprüfstelle bei der FSK, denn vor allem im 
Versandhandel sind die Anbieter wegen § 7 
Abs. 3 Nr. 2 JÖSchG auf eine Jugendfreigabe an-
gewiesen. Diese Belastung muß durch Heraus-
nahme solcher Bildträger aus dem Regelungsbe-
reich des § 47 JÖSchG vermieden werden, bei de-
nen das Wohl von Kindern oder Jugendlichen of-
fensichtlich nicht beeinträchtigt werden kann. Ist 
sich der Anbieter nicht sicher, ob eine beein-
trächtigende Wirkung auf Kinder oder Jugend- 
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liche möglich ist, so kann er eine Freigabe bean-
tragen, da dann die für die Ausnahme erforder-
liche Offensichtlichkeit nicht gegeben ist. Nimmt 
er fahrlässig an, daß diese Wirkung offensichtlich 
unmöglich ist, so verletzt er seine Sorgfaltspflicht 
und begeht eine Ordnungswidrigkeit. 

Zu Buchstabe b 

Durch die Bezugnahme in § 7 Abs. 2 JÖSchG auf 
§ 6 Abs. 8 JÖSchG wird klargestellt, daß sich das 
Verfahren der Freigabe und Kennzeichnung von 
Filmen auf Videokassetten und vergleichbare 
Bildträger erstreckt. 

Zu Buchstaben c und f 

Im übrigen zeichnet sich jetzt bereits ab, daß in 
kürzester Zeit die Computerspiele als Telespiele 
in das Informations- und Kommunikationsnetz 
eingespeist werden. Auch hier entspricht es dem 
Grundgedanken des Jugendschutzes in der Öf-
fentlichkeit, wenn die Anbieter durch das Gesetz 
zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit 
verpflichtet werden, vor der Verbreitung eine 
Prüfung und Alterskennzeichnung durch die 
obersten Landesjugendbehörden vornehmen zu 
lassen bzw. einen Übernahmeantrag zu stellen, 
wenn es sich um Produkte handelt, die bereits 
geprüft waren. Die im Gesetzentwurf der Bun-
desregierung für das Informations- und Kommu-
nikationsdienstegesetz vorgesehene Indizierung 
auf der Grundlage des GjS kann erst nach der 
Verbreitung und nach einer Antragstellung erfol-
gen. 

Zu Buchstabe d 

Mit der Änderung in § 7 Abs. 5 JÖSchG wird 
§ 18 a GjS künftig auch für Videokassetten und 
vergleichbare Bildträger miterwähnt und die be-
stehende Regelungslücke geschlossen; die Be-
gründung zu Nr. 1 c) gilt entsprechend. 

Zu Buchstabe e 

Mit dieser Änderung wird klargestellt, daß Vi-
deokassetten und vergleichbare Bildträger, die 
den Tatbestand des § 130 Abs. 2, § 131 oder § 184 
des Strafgesetzbuches erfüllen, nicht von den 
obersten Landesjugendbehörden gekennzeich-
net werden. Die Begründung für Filme zu Nr. 1 a) 
und b) gilt entsprechend. 

Zu Nummer 3 

Durch die neue Jugendschutzregelung für Tele-
spiele in § 7 Abs. 3 a war auch der Katalog der 
Ordnungswidrigkeiten entsprechend zu ergän-
zen. 

Zur Folgeänderung 

Artikel 5 a - neu - Nr. 1 und Nr. 2 enthalten Ver-
fahrensregelungen, die die Zustimmungsbedürf-
tigkeit des Gesetzes auslösen (Artikel 84 Abs. 1 
GG). 

26. Zu Artikel 6 Nr. 2 (§ 1 Abs. 3 Satz 2 - neu - 
Gesetz über die Verbreitung 
jugendgefährdender Schriften) 

In Artikel 6 Nr. 2 ist dem § 1 Abs. 3 folgender Satz 
anzufügen: 

„Schriften im Sinne dieses Gesetzes sind nicht 
Rundfunksendungen im Sinne des Rundfunk-
staatsvertrages und Mediendienste im Sinne des 
Mediendienste-Staatsvertrages in der Fassung 
vom . . ., die unter Nutzung von Ton- und Bildträ-
gern, Datenspeichern, Abbildungen und anderen 
Darstellungen verbreitet werden. " . 

Begründung 

Die Gesetzgebungszuständigkeit der Länder für 
den Rundfunk sowie für die an die Allgemeinheit 
gerichtete Informations- und Kommunikations-
dienste (Mediendienste) umfaßt auch die Kompe-
tenz zum Erlaß von Regelungen für den Jugend-
schutz. Diese Kompetenz nehmen die Länder in 
§§ 3 und 4 Rundfunkstaatsvertrag sowie § 8 Me-
diendienste-Staatsvertrag wahr. Sowohl Rund-
funksendungen als auch Mediendienste sind 
deshalb vom Anwendungsbereich des GjS aus-
zuschließen. 

Der Bundesrat hält neben diesen kompetenz-
rechtlichen Gesichtspunkten die Jugendschutz-
regelungen des GjS für den Bereich des Rund-
funks und der Mediendienste für unzureichend. 
Angebote würden danach grundsätzlich erst 
dann den Beschränkungen des GjS unterliegen, 
wenn eine Indizierung erfolgt. Bis zu diesem 
Zeitpunkt könnten etwa gewalthaltige oder sonst 
jugendgefährdende Angebote, soweit sie nicht 
offensichtlich zu einer schweren Gefährdung von 
Kindern und Jugendlichen führen, ohne Be-
schränkung verbreitet werden. Die Tätigkeit der 
Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schrif-
ten erfolgt ex post, d. h. die Indizierung findet 
statt, nachdem der beanstandete Inhalt verbreitet 
worden ist. Dieses Verfahren mag zwar bei den 
relativ schwerfälligen Printmedien noch als sach-
gerecht angesehen werden, zumal bei Pe riodika 
die Gefahr der Vorausindizierung ein nicht uner-
hebliches wirtschaftliches Risiko in sich birgt; bei 
schnellebigen, flüchtigen, häufig wechselnden 
elektronischen Medien, die auch nicht mehr ge-
genständlich faßbar sind, wird ein Indizierungs-
verfahren ex post regelmäßig unbehelflich sein. 
Deshalb entspricht nach Auffassung des Bundes-
rates ein solches Indizierungsverfahren im Be-
reich des Rundfunks und der Mediendienste 
nicht der Gewährleistung eines effektiven Ju-
gendschutzes. Artikel 5 GG erfordert nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
aber konkrete Maßnahmen des Gesetzgebers zur 
Schaffung von Sicherungsmechanismen. Diese 
Maßnahmen haben die Länder mit §§ 3 und 4 
Rundfunkstaatsvertrag und mit § 8 Mediendien-
ste-Staatsvertrag ergriffen. Die Anwendung die-
ser Bestimmungen darf nicht durch unklare Ab-
grenzungen in den Bestimmungen des GjS be-
einträchtigt werden. 
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27. Zu Artikel 6 Nr. 4 (§ 5 Abs. 3 Nr. 2 des Gesetzes 
über die Verbreitung jugend-
gefährdender Schriften) 

In Artikel 6 Nr. 4 ist § 5 Abs. 3 Nr. 2 wie folgt zu 
fassen: 

„2. wenn durch technische oder sonstige Vor-
kehrungen oder durch Handlungen an Or-
ten, die Kindern oder Jugendlichen nicht zu-
gänglich oder von ihnen nicht eingesehen 
werden können, eine Übermittlung oder 
Weitergabe an  Kinder oder Jugendliche aus-
geschlossen ist." 

Begründung 

Bei der im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Fas-
sung ist nicht deutlich genug erkennbar, daß das 
Gesetz über die Verbreitung jugendgefährden-
der Schriften - hier die Werbebeschränkungen - 
sich in der Quantität (noch) mit den „körperli-
chen" Medien in z. B. Sex-Shops oder in den 
Shops in Videotheken (Ladengeschäft) befaßt. 
Daher sollte die „Nicht-Einsehbarkeit" und der 
nicht zugängliche Ort - wie im „alten" Gesetzes-
text - mit aufgenommen werden. Es muß sicher-
gestellt sein, daß die Beschränkungen der Wer-
bung in § 5 des Gesetzes über die Verbreitung ju-
gendgefährdender Schriften nur dann nicht gel-
ten, wenn der Geschäftsverkehr mit indizierten 
Medien - neben Telediensten weiterhin auch 
Schriften, Computerspiele, Videokassetten usw. - 
ausschließlich in den einschlägigen Erwachse-
nengeschäften (wie Erwachsenen-Videothek, 
Sex-Shops usw.) erfolgt, die von Kindern und Ju-
gendlichen nicht betreten und nicht eingesehen 
werden können. 

28. Zu Artikel 7 Nr. 2 (§ 87a Abs. 3 Satz 3 - neu -, 
Abs. 4 Satz 2 UrhG) 

In Artikel 7 Nr. 2 ist § 87 a wie folgt zu ändern: 

a) Dem Absatz 3 ist folgender Satz anzufügen: 

„Der öffentliche Verleih (§ 27 Abs. 2) ist keine 
Entnahme oder Weiterverwendung." 

b) Absatz 4 Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Nach Artikel 7 Abs. 2 Satz 3 der Richtlinie stellt 
der öffentliche Verleih weder eine Entnahme 
noch eine Weiterverwendung im Sinne des 
Kapitels III dar. Es spricht viel dafür, daß diese 
Bestimmung den öffentlichen Verleih aus dem 
Schutzbereich des Schutzrechts sui gene ris aus-
klammert. Bei einem solchen Verständnis wäre 
es nicht mit der Richtlinie zu vereinbaren, wenn - 
wie im Entwurf vorgesehen - dem Hersteller für 
das öffentliche Verleihen von Vervielfältigungs-
stücken einer Datenbank ein Vergütungsan-
spruch gegeben würde, weil die Datenbank da-
mit einen weiterreichenden Schutz erhielte als 
von der Richtlinie vorgesehen. 

Daß Artikel 7 Abs. 2 Satz 3 der Richtlinie - wie in 
der Entwurfsbegründung ausgeführt - nur zum 
Ausdruck bringen sollte, die Harmonisierung 
solle sich nicht auf den öffentlichen Verleih er-
strecken, läßt sich der Bestimmung nicht entneh-
men; ein solches Verständnis widerspräche dem 
Grundprinzip dieser Richtlinie, die eine vollstän-
dige Harmonisierung erstrebt und den Mitglieds-
staaten nur wenige Optionen läßt (Artikel 6 
Abs. 2, Artikel 9). 

Danach kann angenommen werden, daß § 87 a 
Abs. 4 Satz 2 UrhG mit der Richtlinie nicht ver-
einbar ist. 

Im übrigen ist die Regelung auch nicht sachge-
recht. 

Sachgerecht ist es vielmehr, den öffentlichen Ver-
leih nicht in das Ausschließlichkeitsrecht einzu-
beziehen und insoweit auch keine Vergütungs-
pflicht zu begründen. 

Auch beim Urheberrecht ist der öffentliche Ver-
leih, also das nicht Erwerbszwecken dienende 
Verleihen durch der Öffentlichkeit zugängliche 
Einrichtungen, nicht von den Ausschließlich-
keitsrechten des Urhebers erfaßt. Das Verbrei-
tungsrecht erfaßt do rt  (§ 17 Abs. 2 UrhG) die Ver-
mietung, nicht aber den Verleih. Der öffentliche 
Verleih von Vervielfältigungsstücken löst zwar 
für den Urheber, den Tonträgerhersteller und 
den Filmhersteller einen Vergütungsanspruch 
aus (§ 27 Abs. 2 und 3, § 85 Abs. 3, § 94 Abs. 4 
UrhG). Der öffentliche Verleih von Vervielfälti-
gungsstücken einer Datenbank ist hiermit jedoch 
nicht vergleichbar. 

Beim Verleih von Vervielfältigungsstücken einer 
Datenbank ist von vornherein mit einer weniger 
intensiven Nutzung zu rechnen als beim Verleih 
von Werkexemplaren und insbesondere beim 
Verleih von Filmen und Tonträgern. Gerade 
wenn Filme und Tonträger verliehen werden, 
wird in der Regel die Aufnahme in ihrer Gesamt-
heit vollständig genutzt. Die Intensität der Nut-
zung rechtfertigt hier den Vergütungsanspruch 
für den öffentlichen Verleih, zumal diese Intensi-
tät Einfluß auf die Absatzchancen für weitere 
Exemplare hat. Eine solch intensive Nutzung ei-
ner Datenbank ist beim öffentlichen Verleih nicht 
zu erwarten. Es spricht viel dafür, daß im Rahmen 
des Verleihs in der Regel nur kleine Teile einer 
Datenbank zur Kenntnis genommen werden und 
die Entleiher allenfalls in unwesentlichem Um-
fang von dem Bestand eigene Aufzeichnungen 
machen. Eine solche Nutzung in unwesentlichem 
Umfang fällt aber gemäß § 87 a Abs. 2 Satz 1 
UrhG-E nicht unter das Schutzrecht sui gene ris. 
Deshalb wäre es nicht gerechtfertigt, im Hinblick 
auf eine solche Nutzung, die nicht in das Schutz-
recht des Datenbankherstellers eingreift, den 
Verleiher mit einer Vergütungspflicht zu bela-
sten. 

Eine Vergütungspflicht würde insbesondere die 
öffentlichen Bibliotheken sowie die Hochschulen 
und Schulen treffen. Sie ginge damit zu Lasten 
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der Haushalte von Ländern und Kommunen. 
Dies wäre bei der gegenwärtigen allgemeinen 
Belastung der öffentlichen Haushalte schlechter-
dings nicht vertretbar. Andererseits ist den Her-
stellern von Datenbanken ein Verzicht auf eine 
solche denkbare zusätzliche Einnahme durchaus 
zuzumuten. Es handelt sich um einen schmalen 
Bereich der insgesamt in Betracht kommenden 
Nutzung von Datenbanken und um eine im öf-
fentlichen Interesse liegende Nutzung. Dabei ist 
auch zu bedenken, daß ein erleichterter erster 
Zugang zu Datenbanken in öffentlichen Biblio-
theken für die Benutzer einen Anreiz bieten 
kann, selbst ein Datenbankexemplar zu erwer-
ben, daß sich also dadurch die Absatzchancen 
der Datenbankhersteller durchaus verbessern 
können. 

Nach alledem ist es geboten, zur Klarstellung in 
Absatz 3 zum Ausdruck zu bringen, daß der öf-
fentliche Verleih nicht unter das Schutzrecht sui 
generis fällt, und die in Absatz 4 Satz 2 vorgese-
hene Vergütungspflicht zu streichen. 

29. Zu Artikel 7 Nr. 2 (§ 87 b Abs. 1 Nr. 2 UrhG) 

In Artikel 7 Nr. 2 ist § 87 b Abs. 1 Nr. 2 wie folgt 
zu fassen: 

„2. Entnahme unter Angabe der Quelle 

a) zum eigenen wissenschaftlichen Gebrauch, 

b) zum eigenen Gebrauch im Schulunterricht, 
in nichtgewerblichen Einrichtungen der 
Aus- und Weiterbildung, in Einrichtungen 
der Berufsbildung sowie für staatliche Prü-
fungen und für Prüfungen in Schulen, in 
Hochschulen, in nichtgewerblichen Ein-
richtungen der Aus- und Weiterbildung 
und in der Berufsbildung, 

wenn und soweit die Entnahme für diesen 
Zweck gerechtfertigt ist; ". 

Begründung 

Der Bundesrat hält es für erforderlich, daß von 
der Option des Artikels 9 Buchstabe b der Richt-
linie nicht nur teilweise, sondern in vollem Um-
fang Gebrauch gemacht wird. 

Der Gesetzentwurf wi ll  hingegen nur eine Aus-
nahme für den eigenen wissenschaftlichen Ge-
brauch vorsehen, nicht aber die Entnahme „zur 
Veranschaulichung des Unterrichts" zulassen. 
Die hierfür gegebene Begründung, es solle der 
Gleichklang zwischen dem Urheberrecht und 
dem Schutzrecht sui generis hergestellt werden, 
trägt nicht. Urheberrecht und Schutzrecht sui ge-
neris sind ihrem Wesen nach deutlich unterschie-
den. Nur dieser erhebliche Unterschied rechtfer-
tigt es, beim Schutzrecht sui gene ris den Schutz 
überhaupt erst bei der Verwertung wesentlicher 
Teile einer Datenbank einsetzen zu lassen. Das 
Schutzrecht sui generis dient in erster Linie dem 
Investitionsschutz (6. bis 12. und 42. Erwägungs-
grund): Es geht immer nur darum, Investitions-
hindernisse und Schäden für die Investition aus

-

zuschließen. Das ist etwas wesentlich anderes als 
der Schutz der schöpferischen Tätigkeit des Ur-
hebers. 

Wenn die Entnahme des Inhalts von Datenban-
ken für Unterrichtszwecke auch über die We-
sentlichkeitsgrenze hinaus gestattet wird, so ist 
hiervon kein Schaden für die Investitionen zu er-
warten. Datenbanken haben ihren eigentlichen 
Einsatzbereich außerhalb des Unterrichts, meist 
im Bereich wirtschaftlicher Betätigung von Un-
ternehmen. Die Nutzung im Unterricht ist dem-
gegenüber eine Randerscheinung, die allerdings 
unter Gesichtspunkten des öffentlichen Interes-
ses von erheblicher Bedeutung ist. Der Einsatz 
für Unterrichtszwecke läßt die Möglichkeiten 
wirtschaftlicher Nutzung durch den Datenbank-
hersteller im wesentlichen unberührt. 

Die Zulassung des Einsatzes im Unterricht über 
die Wesentlichkeitsgrenze hinaus ist deshalb ge-
rechtfertigt, weil es für die Vermittlung eines um-
fassenden Überblicks geboten sein kann, auch 
wesentliche Teile einer Datenbank in den Unter-
richt einzubringen, weil es sich andererseits aber 
auch in solchen Fällen schon wegen der begrenz-
ten zeitlichen Möglichkeiten des Unterrichts um 
eine verhältnismäßig wenig intensive Nutzung 
handelt. Die Grenze der Wesentlichkeit wird im 
übrigen gerade bei der flüchtigen Benutzung im 
Unterricht oft nicht leicht zu erkennen sein. 

Aufgrund der im Gesetzentwurf vorgesehenen 
Regelung müßte entweder die Benutzung von 
Datenbanken im Unterricht eingeschränkt wer-
den, oder es müßten entsprechende Rechte ge-
gen Entgelt erworben werden. Beides ist nicht 
hinnehmbar. Die Zahlung eines Entgeltes würde 
zu Lasten der Haushalte von Ländern und Kom-
munen gehen. Dies wäre bei der gegenwärtigen 
Belastung der öffentlichen Haushalte schlechter-
dings nicht vertretbar. Andererseits ist den Da-
tenbankherstellern ein Verzicht auf eine solche 
denkbare zusätzliche Einnahme durchaus zu-
mutbar. Es handelt sich um einen schmalen Be-
reich der insgesamt in Betracht kommenden Nut-
zung von Datenbanken und um eine im öffentli-
chen Interesse liegende Nutzung. 

Die vorgeschlagene Regelung ist redaktionell an
-gelehnt an  § 53 Abs. 3 UrhG. Dabei kann davon 

ausgegangen werden, daß die aus § 53 Abs. 3 
Nr. 2 UrhG übernommene Verwendung für Prü-
fungszwecke von der in Artikel 9 Buchstabe b 
der Richtlinie benutzten Formulierung „Veran-
schaulichung des Unterrichts" mit abgedeckt ist, 
weil die Verwendung bestimmter Mate rialien im 
Unterricht nicht sinnvoll wäre, wenn sie nicht 
auch in der Prüfung verwendet werden dürften. 
Im übrigen soll die zusätzliche Eingrenzung nicht 
als „zu diesem Zweck geboten" formuliert wer-
den, sondern es wird - in engerer Anlehnung an 
die Richtlinie - die Formulierung „für diesen 
Zweck gerechtfertigt" vorgeschlagen. Der Be-
griff „zu diesem Zweck geboten" wäre gerade 
im Unterrichtsbereich verhältnismäßig schwer 
handhabbar. Der etwas weitere Begriff „gerecht- 
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fertigt" erleichtert demgegenüber die Rechts-
anwendung. 

30. Zu Artikel 7 Nr. 2 (§ 87b Abs. 2 UrhG) 

In Artikel 7 Nr. 2 ist § 87 b Abs. 2 zu streichen. 

Begründung 

Der Bundesrat hält es für erforderlich, daß von 
der Option des Artikels 9 der Richtlinie nicht nur 
teilweise, sondern in vollem Umfang Gebrauch 
gemacht wird. 

Artikel 9 der Richtlinie ermöglicht es den Mit-
gliedstaaten, in den dort genannten Fällen die 
Verwertung von Datenbankinhalten zu erlauben, 
und zwar ohne Vergütung. Demgegenüber wi ll 

 der Gesetzentwurf die in § 87b Abs. 1 Nr. 1 und 2 
UrhG-E geregelten Verwendungsbereiche in die 
Geräte-, Leerkassetten-, Ablichtungs- und Be-
treibervergütung einbeziehen. Das ist nicht sach-
gerecht. Angemessen ist es vielmehr, die in 
Artikel 9 Buchstabe a und b der Richtlinie um-
schriebenen Verwertungshandlungen von Rech-
ten des Datenbankherstellers vollständig frei zu 
lassen. 

Der von der Entwurfsbegründung herangezoge-
ne Vergleich mit der Beteiligung der Tonträger-
hersteller und der Filmhersteller an der Geräte-, 
Leerkassetten-, Ablichtungs- und Betreiberver-
gütung (§ 85 Abs. 3, § 94 Abs. 4 UrhG) trägt 
nicht. Die Leistungsschutzrechte der Tonträger- 
und Filmhersteller sind insgesamt erheblich wei-
terreichend (es fehlt die Beschränkung auf eine 
Vervielfältigung wesentlicher Teile), und die zu 
erwartende Nutzung von Tonträgern und Filmen 
durch Vervielfältigung ist von vornherein intensi-
ver und quantitativ bedeutsamer als die Nutzung 
von Datenbanken nach § 87b Abs. 1 Nr. 1 und 2 
UrhG-E, sie berührt deshalb die wirtschaftlichen 
Interessen der Leistungsschutzberechtigten stär-
ker. 

Bei Datenbanken stellt die hier in Rede stehende 
Verwertung nur eine Randerscheinung dar, die 
den mit dem Schutzrecht sui gene ris beabsichtig-
ten Investitionsschutz nicht gefährdet. 

Die Geräte-, Leerkassetten-, Ablichtungs- und 
Betreibervergütung würde - unmittelbar oder 
mittelbar - insbesondere die öffentlichen Biblio-
theken, Hochschulen und Schulen treffen und 
damit zu Lasten der Haushalte von Ländern und 
Kommunen gehen. Dies wäre bei der gegenwär-
tigen allgemeinen Belastung der öffentlichen 
Haushalte schlechterdings nicht vertretbar. An-
dererseits ist den Herstellern von Datenbanken 
ein Verzicht auf eine solche denkbare zusätzliche 
Einnahme durchaus zuzumuten. Es handelt sich 
um einen schmalen Bereich der in Betracht kom-
menden Nutzung von Datenbanken und insge-
samt um eine im öffentlichen Interesse liegende 
Nutzung. Die Eigentumsgarantie des Artikels 14 
GG gibt den Datenbankherstellern ebensowenig 
wie den Urhebern einen Anspruch darauf, daß 
ihnen jede denkbare Einnahmemöglichkeit im 

Zusammenhang mit ihrem Schutzrecht eröffnet 
wird. 

Der Regelungszweck des Investitionsschutzes 
wird - wie es offenbar auch bei Erlaß der Richtli-
nie gesehen wurde - nicht tangiert, wenn eine 
Nutzung nach § 87 b Abs. 1 Nr. 1 und 2 UrhG-E 
ohne Vergütung bleibt. 

31. Zu Artikel 7 Nr. 7 (§ 137h Abs. 2 Satz 2 UrhG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob die im Entwurf vor-
gesehene Fassung des § 137h Abs. 2 Satz 2 mit 
Artikel 14 Abs. 5 der Richtlinie in Einklang steht. 

Begründung 

Datenbanken, die in den letzten 15 Jahren vor 
dem vorgeschriebenen Umsetzungszeitpunkt 
hergestellt worden sind, sollen trotz des bereits 
eingetretenen Zeitablaufs nach der Richtlinie 
noch für volle 15 Jahre unter das Schutzrecht sui 
generis fallen. Der Gesetzentwurf wi ll  diese Re-
gelung in der Weise umsetzen, daß die Schutz-
frist am 1. Januar 1998 beginnt. 

Es erscheint nicht sicher, daß dieser Fristbeginn 
mit dem Wortlaut der Richtlinie übereinstimmt. 
Nach Artikel 14 Abs. 5 der Richtlinie beginnt die 
Schutzfrist mit „dem 1. J anuar, der auf diesen 
Zeitpunkt (den in Artikel 16 Abs. 1 genannten 
Zeitpunkt 1. Januar 1998) folgt". Der 1. Januar, 
der auf den in Artikel 16 Abs. 1 genannten Zeit-
punkt 1. Januar 1998 folgt, ist nicht der 1. Januar 
1998, sondern der 1. Januar 1999. Der im Entwurf 
enthaltene Fristbeginn wäre deshalb nur dann 
mit der Richtlinie vereinbar, wenn die Richtlinie 
insofern ein Redaktionsversehen enthielte. Ob 
das der Fall ist, sollte geklärt werden. 

32. Zu Artikel 7 a - neu - (§ 35a - neu - TKG) 

Nach Artikel 7 ist folgender Artikel 7 a einzu-
fügen: 

,Artikel 7 a 

Änderung des Telekommunikationsgesetzes 

Nach § 35 des Telekommunikationsgesetzes 
vom 25. Juli 1996 (BGBl. I S. 1120) wird folgender 
§ 35 a eingefügt: 

„§ 35a 

Netzzugang für Rundfunk und Mediendienste 

Ein Betreiber von Telekommunikationsnetzen, 
die für die Übertragung von Rundfunk oder Me-
diendienste geeignet und ganz oder teilweise 
hierfür bestimmt sind, hat Anbietern von Rund-
funk oder Mediendiensten den Zugang zu den 
Netzen zu jeweils gleichen Bedingungen zu ge-
währleisten, soweit dies nach Berücksichtigung 
der Art  des Rundfunks oder des Mediendienstes 
und der schutzwürdigen Interessen des Betrei-
bers möglich ist. Landesrechtliche Regelungen 
über die Belegung von Übertragungswegen mit 
Rundfunkprogrammen bleiben unberührt. " ' 
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Als Folge ist die Inhaltsübersicht entsprechend 
zu ergänzen. 

Begründung 

Durch die Einfügung dieser Bestimmung in die 
Vorschriften über den diskriminierungsfreien Zu-
gang zu Telekommunikationsnetzen im TKG soll 
sichergestellt werden, daß Rundfunk und Me-
diendienste auch dann diskriminierungsfreien 
Zugang erhalten, wenn ein Telekommunika-
tionsbetreiber nicht über eine marktbeherrschen-
de Stellung verfügt. Damit wird in dem ent

-

sprechenden Gesetz des Bundes der besonde-
ren Bedeutung, die Artikel 5 GG diesen Diensten 
zumißt, Rechnung getragen und die notwen-
digen Schutzvorkehrungen getroffen. Die Rege-
lung ist auch sachlich angemessen, da in dem an-
gesprochenen Bereich kurz- bis mittelfristig auf-
grund der hohen Investitionskosten und der be-
grenzten Frequenzressourcen kein vielfältiger 
Wettbewerb entstehen wird, der allein den Ver-
zicht auf solche Sicherungsmaßnahmen recht-
fertigen könnte. 

§ 35 TKG bleibt unberührt . 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme 
des Bundesrates wie folgt: 

Zu Nummer 1 (Gesetzentwurf allgemein) 

Die Bundesregierung teilt die positive Bewertung 
des Bundesrates über die in den Bund-Länder-Ge-
sprächen erreichte Verständigung zur Regelung der 
Rahmenbedingungen für Informa tions- und Kommu-
nikationsdienste. Sie ist davon überzeugt, daß die mit 
den Ländern in der Erklärung von Bundeskanzler 
und Ministerpräsidenten am 18. Dezember 1996 ver-
abredete Linie eine tragfähige Grundlage für die Zu-
ordnung der vorhandenen und der zukünftigen In-
formations- und Kommunikationsdienste darstellt. 
Diese Erklärung belegt den Wi llen, trotz unterschied-
licher Auffassungen in Kompetenzfragen einheitliche 
Ausgangsbedingungen für alle Informa tions- und 
Kommunikationsdienste zu schaffen. Die auf dieser 
Grundlage vorgelegten Entwürfe des Bundesgeset-
zes und des Mediendienste-Staatsvertrages berück-
sichtigen dies; sie sind in wichtigen Regelungsberei-
chen wort- bzw. inhaltsgleich. 

Zu Nummer 2 (Artikel 1 § 2 Abs. 1, 2 und 4 Nr. 3 
- neu - TDG) 

Zu Buchstabe a 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 
Die Erforderlichkeit für eine bundesgesetzliche Re-
gelung im Sinne des Artikel 72 Abs. 2 GG ist in der 
Begründung des IuKDG unter A. Allgemeiner Teil, 
dargelegt. 

Die Bundesregierung hat auf der Grundlage der Ver-
einbarung mit den Ländern vom 1. Juli 1996 eine 
grundsätzliche und klare Abgrenzung des Anwen-
dungsbereichs vorgenommen zwischen solchen Dien-
sten, die für die individuelle, interaktive Nutzung be-
stimmt sind (Angebote im Bereich der erweiterten 
Individualkommunikation) und Diensten, die an  die 
Allgemeinheit gerichtet sind (Angebote zur Informa-
tion und Kommunikation, bei denen die redaktio-
nelle Gestaltung zur Meinungsbildung für die Allge-
meinheit im Vordergrund steht). Die Beschreibung 
des Anwendungsbereichs im TDG trägt dieser Ab-
grenzung Rechnung. Dabei macht die Formulierung 
„bestimmt sind" deutlich, daß die Abgrenzung dieser 
Dienste vom Rundfunk und von Mediendiensten im 
Sinne des Mediendienste-Staatsvertrages der L ander 
nach ihrer inhaltlichen Ausrichtung vorzunehmen 
ist; auf die technische Verbreitung dieser Dienste 
kommt es nicht an. Durch die beispielhafte Aufzäh-
lung von einzelnen Informations- und Kommunika-
tionsdiensten sowie Anwendungsfeldern in Absatz 2 
der Vorschrift wird diese Grundentscheidung erläu-
tert und zugleich konkretisiert. Dies ermöglicht die 
notwendige Abgrenzung im Einzelfall. 

Zu Buchstabe b 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 

Bundesregierung und Länder haben am 1. Juli 1996 
auf der Basis der ge troffenen Grundentscheidung 
(siehe Ausführungen zu Nummer 2 Buchstabe a) eine 
inhaltliche Zuordnung der heute bekannten Dienste 
zu den Bereichen „Rundfunk", „erweiterte Indivi-
dualkommunikation" und „ an  die Allgemeinheit ge-
richtete Dienste" vorgenommen, um die für die 
Rechtsanwendung erforderliche Klarheit herzustel-
len. Bundesregierung und Lander stimmen darin 
überein, daß diese Zuordnung nur beispielhaft und 
im Hinblick auf die künftige Entwicklung dieser 
Dienste nicht abschließend ist. Diese Zuordnung hat 
in der Aufzählung des § 2 Abs. 2 TDG ihren Nieder-
schlag gefunden; sie ermöglicht die notwendige Ab-
grenzung im Einzelfall. 

Zu Buchstabe c 

Die Bundesregierung unterstützt den Vorschlag der 
Länder, die unterschiedliche Ausrichtung von Tele-
diensten einerseits und Mediendiensten andererseits 
in dem jeweiligen Regelwerk durch eine entspre-
chende Ausnahmevorschrift zu verdeutlichen. Damit 
kann dem Anliegen Rechnung ge tragen werden, daß 
bei Anbietern und Nutzern von Diensten keine Zwei-
fel darüber bestehen, welche Regelungen für einen 
Dienst zur Anwendung gelangen. Dabei geht die 
Bundesregierung auf der Grundlage der Gesprächs-
ergebnisse mit den Ländern und der Begründung 
des Bundesrates zu Nummer 2 Buchstabe c sowie 
vorbehaltlich der Beratungen im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren davon aus, daß es sich bei dieser 
Ausnahmevorschrift lediglich um eine deklaratori-
sche Regelung handelt und - soweit Teledienste be-
troffen sind - auch im Hinblick auf Artikel 72 Abs. 2 
GG dem Mediendienste-Staatsvertrag kein Vorrang 
vor der Regelung des Bundes eingeräumt wird. In 
diesem Sinne ist auch die entsprechende Ausnahme-
vorschrift im Mediendienste-Staatsvertrag der Län-
der zu verstehen. 

Zu Nummer 3 (Artikel 1 § 2 Abs. 2 TDG) 

Vor dem Hintergrund der Ausführungen zu Num-
mer 2 Buchstabe b lehnt die Bundesregierung den 
Vorschlag ab. 

Zu Nummer 4 (Artikel 1 § 5 TDG) 

Die Bundesregierung hat die Hinweise des Bundes-
rates geprüft. Zur Auslegung der Vorschrift wird auf 
die Begründung des IuKDG zu § 5 unter B. Beson-
derer Teil Bezug genommen. Im übrigen gilt folgen-
des: 
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Ob ein Diensteanbieter fremde Inhalte zur Nutzung 
bereithält, muß im Einzelfall geprüft werden. 

Die Frage, ob die Verhinderung der Nutzung eines 
Inhaltsangebots technisch möglich ist oder nicht, be-
stimmt sich nach objektiven Kriterien, nicht nach 
dem Regelungszweck der Norm. 

Normative Gesichtspunkte sind beim Kriterium der 
„Zumutbarkeit" zu berücksichtigen. Hier ist im Ein-
zelfall zu prüfen, welche Auswirkungen die Nut-
zungsverhinderung hätte. 

Zu Nummer 5 (Artikel 1 § 5 TDG) 

Die Bundesregierung hat das Anliegen geprüft. 

Danach fallen Zugangsprovider, die im bewußten 
und gewollten Zusammenwirken mit Straftätern im 
Ausland gegen das deutsche Strafrecht verstoßen, 
nicht unter § 5 Abs. 3 TDG, da sie nicht „lediglich" 
den Zugang zur Nutzung von Inhalten vermitteln, 
sondern darüber hinaus tätig werden. 

Es ist jeweils im Einzelfall zu prüfen, inwieweit diese 
Zugangsprovider gem. § 5 Abs. 1 TDG nach allge-
meinen Gesetzen für Inhalte verantwortlich sind, die 
sie im Zusammenwirken mit anderen als Mittäter, 
Anstifter oder Gehilfe verbreitet haben. 

Zu Nummer 6 (Artikel 1 § 5 a - neu - TDG und 
Artikel 6 Nr. 5 zu § 7 a des Gesetzes 
über die Verbreitung jugendgefähr-
dender Schriften) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Durch die vorgeschlagene Änderung würde der not-
wendige Jugendschutz ohne sachlichen Grund ver-
kürzt. Um einen einheitlichen und praktikablen Ju-
gendschutzstandard für alle Informa tions- und Kom-
munikationsdienste zu erreichen, muß die Verpflich-
tung zur Bestellung von Jugendschutzbeauftragten 
für alle Anbieter von Tele- und Mediendiensten gel-
ten. Dies ist durch Artikel 6 Nr. 5 IuKDG sicherge-
stellt. Die Einschränkung der bundesrechtlichen Ver-
pflichtung auf Teledienste und die Einstellung der 
Regelung in das Teledienstegesetz wäre rechtssyste-
matisch fehlerhaft und würde zur Zersplitterung und 
Rechtsunsicherheit eines bundesweit einheitlichen 
Sachverhalts führen. Der Verzicht auf das einschrän-
kende Tatbestandsmerkmal „allgemein angeboten" 
würde die Pflicht zur Beste llung von Jugendschutz-
beauftragten über das gebotene Maß hinaus ausdeh-
nen, weil dann auch geschlossene Benutzergruppen 
und beispielsweise Anbieter unternehmensinterner 
Informations- und Kommunikationsdienste erfaßt wä-
ren. Dem berechtigten Anliegen des Absatzes 2 der 
Empfehlung des Bundesrates wird bereits durch die 
Formulierung „jugendgefährdende Inhalte enthalten 
können" im Gesetzentwurf Rechnung getragen. 

Zu Nummer 7 (Artikel 2 § 1 Abs. 1 TDDSG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 

§ 1 Abs. 1 TDDSG enthält die generelle Beschrei

-

bung des Anwendungsbereichs des Teledienste

-

datenschutzgesetzes. Dieser umfaßt zur Vermeidung 
von Regelungslücken das gesamte Nutzungsverhält-
nis, soweit es mittels Telekommunikation abgewik-
kelt wird, und stellt nicht nur an die Phase der Durch-
führung von Telediensten besondere datenschutz-
rechtliche Forderungen. Dies gilt insbesondere für 
die Grundsätze der Datenvermeidung und des Sy-
stemdatenschutzes. 

Die vom Bundesrat angeregte Formulierung würde 
demgegenüber zu einer Einschränkung des generel-
len Anwendungsbereichs des TDDSG und im Einzel-
fall  zu einer Verkürzung des Datenschutzes führen. 
Eine solche am Zweck der Datenerhebung, -verar-
beitung und -nutzung orientierte Einschränkung ist 
daher nur im Rahmen der Zweckbindung bei Be-
stands-, Abrechnungs- und Nutzungsdaten geboten, 
wie dies bei § 3 Abs. 1 und Abs. 2 TDDSG vorgese-
hen ist. 

Zu Nummer 8 (Artikel 2 § 1 Abs. 2 TDDSG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 

Die Vorschrift verweist auf die Anwendung der je-
weils geltenden Vorschriften zum Schutz personen-
bezogener Daten; dies ist nicht nur ein Verweis auf 
das Bundesdatenschutzgesetz, sondern auch auf an-
dere Vorschriften (z. B. Sozialgesetzbuch). Ob die je-
weils geltenden Vorschriften unmittelbar oder ent-
sprechend anzuwenden sind, ist im Einzelfall zu prü-
fen. Das TDDSG läßt beide Möglichkeiten zu. 

Zu Nummer 9 (Artikel 2 § 3 Abs. 1 TDDSG) 

Die Bundesregierung hat die Frage geprüft. 

Eine entsprechende Klarstellung zum Verhältnis 
TDDSG und StPO ist im Gesetzestext nicht erforder-
lich. Die strafprozessualen Eingriffsbefugnisse wer-
den durch § 3 Abs. 1 TDDSG nicht berührt. 

Zu Nummer 10 (Artikel 2 § 3 Abs. 5 Satz 1 TDDSG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 
Auf die Ausführungen zu Nummer 7 wird verwiesen. 

Zu Nummer 11 (Artikel 2 § 3 Abs. 6 Satz 1 TDDSG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Aus Wortlaut und systematischer Stellung des § 3 
Abs. 6 TDDSG ergibt sich bereits mit hinreichender 
Klarheit, daß sich diese Vorschrift nur auf die Fälle ei-
ner Einwilligungserklärung bezieht. Auch hinsicht-
lich einer Verdeutlichung des § 3 Abs. 5 TDDSG er-
gibt sich keine Notwendigkeit für die vorgeschlage-
ne Ergänzung des § 3 Abs. 6 TDDSG. § 3 Abs. 5 
TDDSG läßt nach seinem Wortlaut keinen Zweifel an 
der umfassenden Unterrichtungspflicht. Die systema-
tisch nachfolgenden Vorschriften zur Einwilligung in 
§ 3 Abs. 6 und Abs. 7 TDDSG bestätigen dieses Er-
gebnis. 

Zu Nummer 12 (Artikel 2 § 4 Abs. 1 Satz 1 TDDSG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 
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Die Vorschrift in § 4 Abs. 1 TDDSG gilt für alle Tele-
dienste. Eine Einschränkung dieses umfassenden 
Anwendungsbereichs würde die Anwendung des 
Grundsatzes der Anonymität und Pseudonymität 
ohne sachliche Rechtfertigung auf eine Gruppe von 
Telediensten beschränken. 

Zu Nummer 13 (Artikel 2 § 4 TDDSG) 

Die Bundesregierung hat die Frage geprüft. 

Mit den im TDDSG getroffenen Regelungen wird ein 
angemessener Ausgleich zwischen dem Recht auf in-
formationelle Selbstbestimmung einerseits und den 
Interessen der Strafverfolgungsbehörden anderer-
seits herbeigeführt. Informationelle Selbstbestim-
mung in globalen Netzwerken kann wirksam nur 
durch größtmögliche Anonymität des Nutzers ge-
währleistet werden. Dabei sind die verschiedenen 
Nutzungskonstellationen zwischen dem Nutzer und 
einer Vielzahl von Diensteanbietern zu berücksichti-
gen. Den Interessen der Strafverfolgungsbehörden 
kann durch die Ausschöpfung der in der Strafprozeß-
ordnung vorgesehenen Ermittlungsmöglichkeiten 
Rechnung getragen werden. Das TDDSG ergänzt 
diese Vorschriften der Strafverfolgung durch § 5 
Abs. 3 TDDSG. 

Zu Nummer 14 (Artikel 2 § 5 Abs. 1 TDDSG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 

Bei § 5 Abs. 1 TDDSG geht es um die vertragliche 
Gestaltung des Nutzungsverhältnisses insgesamt 
und nicht nur um seine Durchführung. Mit dem 
Begriff der „Nutzung" in § 5 Abs. 1 sind daher auch 
nicht die „Nutzungsdaten" im Sinne von § 6 Abs. 1 
Nr. 1 TDDSG umfaßt. Auf die Ausführung zu Num-
mer 7 wird verwiesen. 

Zu Nummer 15 (Artikel 2 § 5 Abs. 3 TDDSG) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im weite-
ren Gesetzgebungsverfahren prüfen. 

Zu Nummer 16 (Artikel 2 § 6 Abs. 3 Satz 2 - neu - 
TDDSG) 

Die Bundesregierung wird die Frage im weiteren Ge-
setzgebungsverfahren prüfen. 

Zu Nummer 17 (Artikel 2 § 7 Satz 1 TDDSG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 
Auf die Ausführungen zu Nummer 7 wird verwiesen. 

Zu Nummer 18 (Artikel 2 § 8 TDDSG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 

Aus dem in § 1 Abs. 2 TDDSG geregelten Verhältnis 
von TDDSG und BDSG ergibt sich, daß in den Fä llen, 
in denen das TDDSG keine Regelung trifft, die Vor-
schriften des BDSG anwendbar sind. Hinsichtlich der 
Aufsichtsbefugnisse beläßt das TDDSG es bei der im 
BDSG getroffenen Zuständigkeitsverteilung. Eine 

Änderung gilt nur hinsichtlich der Aufsicht im nicht-
öffentlichen Bereich (§ 38 BDSG), die nach § 8 
TDDSG auch ohne Anlaß tätig werden darf. Durch 
die Bezugnahme auf § 38 BDSG in § 8 TDDSG wird 
hinreichend deutlich, daß nur insoweit eine Abwei-
chung vom BDSG erfolgen soll . 

Zu Nummer 19 (Artikel 2 § 9 - neu - TDDSG) 

Die Bundesregierung prüft die Frage im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren. 

Zu Nummer 20 (Artikel 2 allgemein) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 
Sie will  vor ergänzenden gesetzlichen Maßnahmen 
erst die weiteren Erfahrungen bei der Durchführung 
des TDDSG abwarten. 

Zu Nummer 21 (Artikel 3 Signaturgesetz) 

1. Die Bundesregierung widersp richt dem Vor-
schlag, Artikel 3 zu streichen. 

Mit einer Herausnahme von Artikel 3 aus dem 
IuKDG würde ein wichtiger Standortvorteil 
Deutschlands aufgegeben werden. Die Bundes-
republik Deutschland steht mit dem Gesetzent-
wurf zu Artikel 3 weltweit an  der Spitze des elec-
tronic commerce in den globalen Netzen, für den 
digitale Signaturen eine entscheidende Rolle zur 
Sicherung der Integ rität der elektronischen Kom-
munikation spielen. Dem Gesetz kommt daher 
eine erhebliche wirtschaftliche Bedeutung für die 
sichere Nutzung der Netze (Banken, cybercash) 
zu. Unternehmen, Verbände und Behörden haben 
seit geraumer Zeit eine Gesetzgebung in diesem 
Bereich gefordert. Mit Artikel 3 soll ein erster, 
aber notwendiger Schritt geleistet werden, um die 
Infrastruktur für digitale Signaturen bereitzustel-
len. 

2. (Zu II Buchstabe a) 

Bei der Wahrnehmung der Aufgaben der für die 
Infrastruktur erforderlichen Zertifizierungsstellen 
handelt es sich um eine neuartige Dienstleistung 
im Bereich der neuen Informations- und Kommu-
nikationsdienste. Diese soll privatwirtschaftlich er-
folgen, um die wirtschaftliche Nutzung dieser In-
novation sicherzustellen. Eine Übertragung dieser 
Tätigkeit auf bereits bestehende Behörden oder 
Institutionen oder eine Einrichtung neuer Behör-
den würde diesem wirtschaftlichen Impuls zuwi-
derlaufen. Bereits heute werden digitale Signatur

-

verfahren in einzelnen Unternehmensbereichen 
in geschlossenen Nutzergruppen eingesetzt oder 
erprobt. In Zukunft werden digitale Signaturen 
mit weiteren neuartigen Dienstleistungen, z. B. 
von Banken ausgegebenen Karten für homeban-
king, kombiniert werden. 

3. (Zu II Buchstabe b) 

Aufgrund ihrer rechtlich bedeutsamen Tätigkeit, 
z. B. bei der Feststellung der Identität von Perso-
nen, stellt Artikel 3 besondere Anforderungen an 

 die Lizenzerteilung für Zertifizierungsstellen (§ 4), 
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formuliert im einzelnen die Pflichten der Zertifi-
zierungsstellen bei der Vergabe von Zertifikaten 
(§ 5) und bei der Einstellung der Tätigkeit (§ 11) 
und sieht mit § 13 Maßnahmen zur Kontrolle und 
Durchsetzung von Verpflichtungen der Zertifizie-
rungsstelle vor. Wie sich aus § 16 des Gesetzent-
wurfs ergibt, werden die Einzelheiten dieser 
Pflichten in einer Rechtsverordnung geregelt wer-
den. Diese wird eine Reihe von Regelungen ent-
halten, die ein hohes Maß an Sicherheit gewähr-
leisten, z. B. polizeiliche Führungszeugnisse für 
alle Mitarbeiter, die Vorlage eines Sicherheitskon-
zeptes und eines Prüfberichtes einer von der Auf-
sichtsbehörde anerkannten Stelle (z. B. TÜV) dar-
über, daß die gesetzlichen Vorgaben vollständig 
realisiert  sind; die Prüfung ist alle 2 Jahre zu wie-
derholen und der Prüfbericht der Auf sichtsbehör-
de  jeweils erneut vorzulegen; daneben führt die 
Aufsichtsbehörde eigene stichprobenartige Kon-
trollen durch. Die Bundesregierung ist der Auffas-
sung, daß mit diesen hohen Anforderungen an die 
Sicherheit und Zuverlässigkeit den in der Stel-
lungnahme des Bundesrates geäußerten Beden-
ken Rechnung getragen werden kann. 

Im Hinblick auf diese hohen Anforderungen geht 
die Bundesregierung davon .aus, daß zunächst nur 
eine geringe Anzahl von Zertifizierungsstellen 
entstehen wrid (z. B. Banken, Telekommunika-
tionsunternehmen). Der für die Aufgaben der Re-
gulierungsbehörde erforderliche Personalaufwand 
ist deshalb mit 4 Stellen angemessen berücksich-
tigt. 

4. (Zu II Buchstabe c) 

Die Bundesregierung nimmt die Prüfungsbitte 
auf; sie wird hierzu im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren Stellung nehmen. 

Dabei neigt die Bundesregierung weiterhin der 
Auffassung zu, daß das gegenwärtige allgemeine 
Haftungsrecht ausreichend ist. Für die öffentlich-
rechtlich tätig werdende Regulierungsbehörde 
gilt im Fall  einer Amtspflichtverletzung die Staats-
haftung. Im Verhältnis zwischen den lizenzierten 
Zertifizierungsstellen und den Schlüsselinhabern, 
zwischen denen regelmäßig ein Vertragsverhält-
nis besteht, kommt sowohl eine quasi-vertragliche 
als auch eine außervertragliche Haftung in Be-
tracht, wobei hinsichtlich der außervertraglichen 
Haftung die allgemeinen Regeln gelten. Hinsicht-
lich der Haftung der Zertifizierungsstellen gegen-
über Dritten wird die Bundesregierung den Rege-
lungsbedarf erneut prüfen und im weiteren Ge-
setzgebungsverfahren dazu Stellung nehmen. 

5. (Zu II Buchstabe d) 

Die Bundesregierung hat ihr Konzept bereits mit 
den sog. Eckpunkten vom 2. Mai 1996 dargelegt. 
Mit dem Signaturgesetz soll in einem ersten 
Schritt der Rahmen für die erforderliche techni-
sche und administrative Sicherheit geschaffen 
werden. Danach wird geprüft, ob im Hinblick auf 
die Nutzung digitaler Signaturen Änderungen 
bzw. Ergänzungen im bürgerlichen Recht und im 
Zivilprozeßrecht notwendig sind. Im Ke rn  geht es 

darum, ob die strenge gesetzliche Schriftform des 
BGB noch modernem Rechtsgeschäftsverkehr ge-
nügt und zweitens für papierlosen, elektronischen 
Rechtsgeschäftsverkehr besondere Regelungen 
notwendig sind. Über das Konzept sind die Län-
der durch das Bundesministerium der Justiz und 
das Bundesministerium des Innern unterrichtet 
worden. Den Ländern ist auch bereits ein erstes 
Ergebnis der Prüfung, der Diskussionsentwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs und anderer Gesetze, mit der Bitte 
um Stellungnahme zugeleitet worden. In einem 
zweiten Schritt werden unter direkter Einbezie-
hung der digitalen Signatur Regelungserforder-
nisse geprüft, für verbleibende geeignete Sach-
verhalte u. a. des Bürgerlichen Rechts, des Han-
dels- und Gesellschaftsrechts sowie des Öffent-
lichen Rechts, in denen noch gesetzliche Schrift-
form vorgeschrieben ist, die optionale Nutzung 
einer elektronischen Form zu eröffnen. Die Bun-
desregierung geht wie der Bundesrat davon aus, 
daß Ergebnisse der Prüfung in den Bereichen des 
Zivil- und Zivilprozeßrechts jeweils nicht gleich-
zeitig mit dem Signaturgesetz vorliegen müssen. 

Zu Nummer 22 (Artikel 4 Nr. 2 Buchstabe b 
- § 74 d Abs. 4 StGB) 

Die Bundesregierung hat den Vorschlag geprüft. 

Der Text in Artikel 4 Nr. 2 Buchstabe b trägt dem Um-
stand Rechnung, daß die Schrift möglicherweise nur 
in einem einzigen Stück vorhanden ist. Die Bundes-
regierung hält daher grundsätzlich an  der von ihr 
vorgeschlagenen Formulierung fest. 

Die Bundesregierung greift das Anliegen des Bun-
desrates auf, deutlich zu machen, daß nicht die Ver-
breitung eines Teils der Schrift gemeint ist; sie 
schlägt nunmehr folgende Fassung für Artikel 4 Nr. 2 
Buchstabe b vor: 

„b) In Absatz 4 werden die Wörter „wenn minde-
stens ein Stück" durch die Wörter „wenn eine 
Schrift (§ 11 Abs. 3) oder mindestens ein Stück 
der Schrift" ersetzt." 

Zu Nummer 23 (Artikel 4 Nr. 4 - neu - 
- § 184 Abs. 4, 5 Satz 1 StGB) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge-
stimmt. 

Erwägungen, das tatbestandliche Erfordernis der 
Wiedergabe eines tatsächlichen Geschehens in § 184 
Abs. 4 und 5 StGB ersatzlos zu streichen, steht die 
Bundesregierung angesichts der Zielsetzung dieser 
Regelungen, zur Bekämpfung tatsächlichen Kindes-
mißbrauchs auch bei der Nachfrage nach entspre-
chenden Darstellungen anzusetzen, ablehnend ge-
genüber. Die Bundesregierung prüft derzeit jedoch, 
ob dem Anliegen des Bundesrates durch Änderung 
der genannten Vorschriften dahin Rechnung ge-
tragen werden könnte, daß auf Schriften abgestellt 
wird, die „ein tatsächliches oder wirklichkeitsnahes 
Geschehen" wiedergeben. 
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Zu Nummer 24 (Artikel 4 - Änderung des Straf

-

gesetzbuches) 

Die Bundesregierung wird im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren prüfen, ob für die vorgeschlagene 
Ergänzung des § 131 Abs. 2 und des § 184 Abs. 2 
StGB ein praktisches Bedürfnis besteht. Bejahenden-
falls könnte der Ergänzungsvorschlag aufgegriffen 
werden. 

Zu Nummer 25 (Artikel 5 a - neu - [§ 6 Abs. 3 Satz 2 
und 3 - neu -, Abs. 7 und 8 - neu -, 
§7Abs. 1, 2,3a-neu-,5,6 
und 7 - neu - und § 12 Abs. 1 Nr. 8 a 
- neu - JÖSchG] 
und zur Eingangsformel) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß die Vor-
schläge des Bundesrates zum JÖSchG (Gesetz zum 
Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit) über den 
Regelungsbereich des vorliegenden Gesetzentwurfs 
hinausgehen und auf Gesetzesänderungen abzielen, 
die sich im wesentlichen nicht auf neue Informa tions-
und Kommunikationsdienste im Sinne des Gesetz-
entwurfs beziehen. 

Soweit Telespiele im Sinne des Gesetzentwurfs ange-
sprochen sind, besteht aus Sicht der Bundesregie-
rung nicht der vom Bundesrat vorgeschlagene Rege-
lungsbedarf. Jugendgefährdende Telespiele werden 
bereits über die Vorschriften des Strafgesetzbuches, 
des Ordnungswidrigkeitenrechts und des Gesetzes 
über die Verbreitung jugendgefährdender Schiften 
erfaßt. Sie sind damit entweder von vornherein ver-
boten und kraft Gesetzes indiziert oder werden in 
nicht offensichtlich schwer jugendgefährdenden Fäl-
len nach einer Entscheidung der Bundesprüfstelle 
für jugendgefährdende Schriften in die dortige In-
dizierungsliste aufgenommen. Nach dem Vorschlag 
des Bundesrates sollen Telespiele nicht mehr unter 
den Schutz des GjS fa llen. Zuwiderhandlungen wür-
den danach im wesentlichen nur noch als Ordnungs-
widrigkeit nach dem JÖSchG geahndet werden kön-
nen. Eine Umsetzung der Vorschläge würde daher zu 
einer Verkürzung des mit dem Gesetzentwurf ange-
strebten Jugendschutzes bei Telespielen führen. 

Darüber hinaus stehen auch systematische Gründe 
einer Einbeziehung des JÖSchG in das IuKDG ent-
gegen. Beim JÖSchG geht es um den Schutz der Ju-
gend in der Öffentlichkeit, während es bei den Tele-
diensten um die individuelle, interaktive Nutzung im 
Individualbereich geht, an  die andere Maßstäbe an

-gelegt werden müssen. Demgegenüber sollen nach 
dem Vorschlag des Bundesrates die für die öffent-
liche Meinungsbildung bestimmten Mediendienste 
sogar ausdrücklich vom Anwendungsbereich des 
JÖSchG ausgenommen werden. 

Im übrigen hat für die in der Stellungnahme des Bun-
desrates angesprochenen Spielprogramme (Compu-
ter- und Videospiele) auf Ini tiative der Anbieter der-
artiger Spiele die „Unterhaltungssoftwareselbstkon-
trolle (USK) " in Berlin die in Artikel 6 Nr. 5 (§ 7 a) des 
Gesetzentwurfs vorgesehenen Aufgaben einer frei-
willigen Selbstkontrolle übernommen und seit der 

Aufnahme ihrer Tätigkeit im März 1994 bereits über 
2 450 derartige Spiele geprüft und mit Altersemp-
fehlungen versehen. Vor diesem Hintergrund erüb-
rigt es sich, eine gesetzliche Regelung vorzusehen, 
die die Zulässigkeit bestimmter über den einschlägi-
gen Handel oder in Datennetzen verbreiteter Ange-
bote von einer behördlichen Vorkontrolle abhängig 
macht. 

Soweit der Bundesrat empfiehlt, den Zugang zu 
Telespielen, die nicht oder mit „Nicht freigegeben 
unter achtzehn Jahren" gekennzeichnet sind, voll-
ständig zu untersagen, geht dies über die für die an-
deren Medien bestehenden gesetzlichen Beschrän-
kungen - und zudem selbst über die im JÖSchG 
festgelegten, zusätzlichen bereichsspezifischen Be-
schränkungen für einzelne Medienarten - weit hin-
aus. Den Diensteanbietern würde die Verbreitung 
von solchen Spielen auch für Erwachsene völlig un-
tersagt. Dies wirft unter dem Gesichtspunkt der ver-
fassungsrechtlich garantierten Meinungs-, Informa-
tions- und Gewerbefreiheit erhebliche Probleme auf. 

Unabhängig hiervon wird - über bereichsspezifische 
Aspekte hinausgehend - auf breiter Grundlage zu 
untersuchen sein, ob die bestehenden Instrumente 
des Jugendschutzes künftigen Anforderungen genü-
gen. 

Die Bundesregierung nimmt im übrigen die Kritik 
des Bundesrates am Verfahren nach dem Gesetz 
über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften 
zum Anlaß, Möglichkeiten zur Beschleunigung der 
Indizierungsverfahren bei der Bundesprüfstelle für 
jugendgefährdende Schriften zu prüfen. Weiterhin 
ist die Bundesregierung bereit, eine Verstärkung der 
Funktion des Jugendschutzbeauftragten in ihre wei-
teren Überlegungen einzubeziehen. 

Zu Nummer 26 (Artikel 6 Nr. 2 - § 1 Abs. 3 Satz 2 
- neu- Gesetz über die Verbreitung 
jugendgefährdender Schriften) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 

Nach gemeinsamer Auffassung von Bund und Län

-

dern und nach allgemeinem Sprachgebrauch umfaßt 
der Bedeutungsgehalt des Begriffs „Infonna tions-
und Kommunikationsdienste" als Oberbegriff ledig-
lich Teledienste und Mediendienste, nicht aber den 
Rundfunk. Einer besonderen Klarstellung bedarf es 
daher nicht. Die vorgeschlagene Änderung bewirkt 
eine Einschränkung des Jugendschutzkonzepts des 
GjS, das darauf abzielt, alle Informations- und Kom-
munikationsdienste einheitlich zu erfassen. Ein Her-
ausbrechen einzelner Dienstearten - etwa der Me-
diendienste - würde zu einer Verkürzung des Ju-
gendschutzes führen, die sachlich nicht begründet 
und rechtssystematisch fehlerhaft wäre. Der Ände-
rungsvorschlag mißachtet zudem die bisherige be-
währte Rechtslage, nach der der Jugendschutz 
grundsätzlich bundesrechtlich festgelegt ist. Diese 
bundesgesetzliche Regelung ist aus Gründen der 
Wahrung der Rechtseinheit und zur Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse in diesem Bereich 
im gesamtstaatlichen Interesse geboten. 
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Die Einschränkung des Anwendungsbereichs des 
GjS und Verlagerung von Zuständigkeiten im Be-
reich des Jugendschutzes in das Landesrecht würde 
zudem erhebliche Umsetzungsprobleme aufwerfen. 
Die Länder haben sich bisher noch nicht dazu ge-
äußert, wie sie den Vollzug des § 8 Abs. 3 Medien-
dienste-Staatsvertrag in der Praxis sicherstellen wol-
len. Die Jugendämter als denkbare Überwachungs-
behörden sind weder personell noch technisch für 
eine solche Aufgabe ausgerüstet. Gleiches würde für 
eine neu zu beauftragende Jugendprüfstelle gelten. 
Angesichts der Unklarheit des Eingriffstatbestandes 
könnte jede Jugendschutzbehörde - gegebenenfalls 
auch nach lokalen oder regionalen jugendpolitischen 
Anschauungen - die Untersagung oder Sperrung 
von Angeboten in bundesweiten und internationalen 
Informations- und Kommunikationsdiensten anord-
nen. Hier ergeben sich unter Gesichtspunkten der 
Wahrung der Rechtssicherheit, der Rechtseinheit und 
der Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
gravierende Bedenken. Außerdem muß ein solcher 
Lösungsvorschlag das differenziert  ausgewogene 
Verhältnis zwischen Jugendschutz und den durch 
Artikel 5 GG gewährleisteten Grundrechten beach-
ten. Es ist fraglich, ob ein generelles Verbot von An-
geboten, die Kinder und Jugendliche nicht gefähr-
den, sondern lediglich geeignet sind, deren Wohl zu 
beeinträchtigen, verfassungsrechtlich zulässig ist. 

Mit der das GjS durchführenden Bundesprüfstelle 
steht demgegenüber eine seit vielen Jahrzehnten er-
folgreich arbeitende, fachkompetent und plurali-
stisch besetzte Einrichtung zur Verfügung, deren 
Entscheidungen auf eine breite gesellschaftliche Ak-
zeptanz stoßen. Darüber hinaus bietet das Indizie-
rungsverfahren die Gewähr für die Wahrung der 
Rechte der Be troffenen (rechtliches Gehör, Rechtssi-
cherheit). Deshalb sieht die Bundesregierung keinen 
Anlaß, die Tätigkeit der Bundesprüfstelle in bezug 
auf die neuen Informations- und Kommunikations-
dienste in Frage zu stellen (siehe auch die Ausfüh-
rungen zu Nummer 25). 

Im übrigen geht die Kritik am Indizierungsverfahren 
in weiten Bereichen fehl, weil offensichtlich schwer 
jugendgefährdende Schriften bereits von vornherein 
strafrechtlich verboten und kra ft  Gesetzes indiziert 
sind und damit auch ohne gesonderte Prüfung den 
vorgesehenen Beschränkungen unterliegen. Die im 
Mediendienste-Staatsvertrag aufgeführten Verbots-
tatbestände bieten im Ergebnis keinen weiterrei-
chenden Schutz. 

Zu Nummer 27 (Artikel 6 Nr. 4 - § 5 Abs. 3 Nr. 2 
des Gesetzes über die Verbreitung 
jugendgefährdender Schriften) 

Die Bundesregierung hat das Anliegen geprüft, sie 
schlägt vor, dem Vorschlag des Bundesrates durch 
folgende Fassung von Artikel 6 Nr. 4 (§ 5 Abs. 3 Nr. 2) 
Rechnung zu tragen: 

„2. wenn durch technische Vorkehrungen oder in 
sonstiger Weise eine Übermittlung an oder 
Kenntnisnahme durch Kinder oder Jugendliche 
ausgeschlossen ist. " 

Zu Nummer 28 (Artikel 7 Nr. 2 - § 87 a Abs. 3 Satz 3 
- neu -, Abs. 4 Satz 2 UrHG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung hält an ihrer Auffassung fest, 
daß der öffentliche Verleih, solange noch keine Er-
schöpfung des Verbreitungsrechts eingetreten ist, 
dem ausschließlichen Verwertungsrecht des Daten-
bankherstellers unterliegen soll. Nach Erschöpfung 
des Verbreitungsrechts erscheint ein Vergütungsan-
spruch des Datenbankherstellers im Falle des öffent-
lichen Verleihs als sachangemessen. Dies gilt insbe-
sondere im Hinblick auf die insofern parallelen wirt-
schaftlichen Interessen von Urhebern (§ 27 Abs. 2) 
und Datenbankherstellern. Die Bundesregierung teilt 
nicht die Auffassung des Bundesrates, daß beim 
öffentlichen Verleih von Vervielfältigungsstücken 
einer Datenbank mit weniger intensiver Nutzung zu 
rechnen sei als beim Verleih von Werkexemplaren. 
Die vorgeschlagene Regelung ist nach - von der 
Europäischen Kommission geteilter - Auffassung der 
Bundesregierung mit der umzusetzenden Richtlinie 
vereinbar. 

Zu Nummer 29 (Artikel 7 Nr. 2 - § 87b Abs. 1 Nr. 2 
UrhG) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag grundsätz-
lich aufgreifen und hierzu im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren einen weitgehend auf der Linie des 
Bundesrates liegenden Formulierungsvorschlag vor-
legen. Allerdings soll eine Freistellung der Vervielfäl-
tigung zum Prüfungsgebrauch nicht in Be tracht ge-
nommen werden, weil die umzusetzende Datenban-
kenrichtlinie lediglich eine Freistellung zur Veran-
schaulichung des Unterrichts vorsieht. Entsprechend 
der Formulierung des § 53 UrhG soll es bei der enge-
ren Regelung bleiben, daß die Entnahme erlaubnis-
frei zulässig nur ist, wenn und soweit sie für die ge-
nannten Zwecke geboten (nicht: gerechtfertigt) ist. 

Zu Nummer 30 (Artikel 7 Nr. 2 - § 87b Abs. 2 UrhG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 31 (Artikel 7 Nr. 7 - § 137h Abs. 2 Satz 2 
UrhG) 

Die Bundesregierung hält an ihrem Vorschlag zu 
§ 137 h Abs. 2 Satz 2 UrhG fest. Der Vorschlag der 
Bundesregierung entspricht der umzusetzenden 
Richtlinie. Im übrigen würde es einen Wertungswi-
derspruch darstellen, wenn die Schutzfrist für vor 
dem 1. Januar 1998 - und nach dem 1. Januar 1983 - 
hergestellte Datenbanken erst am 1. Januar 1999, die 
Schutzfrist für zwischen dem 1. Januar 1998 und dem 
1. Januar 1999 hergestellte Datenbanken aber bereits 
früher, nämlich im Zeitpunkt der Herstellung begin-
nen würde. 

Zu Nummer 32 (Artikel 7 a - neu - [§ 35a - neu -
TKG]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 
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Den besonderen Interessen des Rundfunks auf Funk-
übertragungswegen ist in § 47 Abs. 3 TKG Rechnung 
getragen worden. Der ansonsten geforderte diskrimi-
nierungsfreie (gleichwertige) Zugang ist bereits auf-
grund der in § 35 Abs. 2 TKG getroffenen Regelung 
gewährleistet. 

Der Vorschlag des Bundesrates unterscheidet sich 
materiell von der in § 35 Abs. 1 TKG getroffenen Re-
gelung nur dadurch, daß die Verpflichtung zur Ge-
währung des Zugangs zu Telekommunikationsnet-
zen nicht nur marktbeherrschende Unternehmen, 
sondern alle Betreiber von Telekommunikations-
netzen treffen soll. 

Die Anknüpfung der Verpflichtung an das Vorhan-
densein einer marktbeherrschenden Stellung war 
aufgrund verfassungs- und wettbewerbsrechtlicher 
Gründe geboten. Das TKG hat als sektorspezifi-
sches Regulierungsrecht besondere Maßnahmen 
der Mißbrauchsaufsicht nur gegenüber marktbe-
herrschenden Unternehmen vorgesehen, um dem 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit Rechnung zu 
tragen. 

Die Verpflichtung zur Gewährung eines Netzzu-
gangs stellt einen Eingriff in die Berufsfreiheit des 
betroffenen Unternehmens nach Artikel 12 Abs. 1 
GG dar. Daher muß diese Beeinträchtigung verhält-
nismäßig sein und läßt sich nur mit vernünftigen Er-
wägungen des Gemeinwohls rechtfertigen. 

Solche Gemeinwohlerwägungen, die eine Einschrän-
kung der Berufsfreiheit rechtfertigen, könnten in der 
flächendeckenden Versorgung mit Rundfunk gese-
hen werden. Nach dem TKG ist die flächendeckende 
Versorgung jedoch bereits dadurch gewährleistet, 
daß gemäß § 35 TKG der marktbeherrschende An-
bieter zur Gewährung von Netzzugang verpflichtet 
ist und entsprechende Rundfunkdienste über Satellit 
oder über terrestrische Funknetze angeboten werden 
können. Eine darüber hinausgehende Verpflichtung 
weiterer privater Betreiber wäre im Hinblick auf die 
Verhältnismäßigkeit einer solchen Maßnahme be-
denklich. 




